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I .  Die Bemühungen Österreichs um eine vertragliche Regelung 

. seiner Beziehllneen zu den Ellropäischen Gemeinschaften 

Mit den am 22. Juli 1972 zwischen Österreich und den Europäischen 

Gemeinschaften (EG ) unterzeichneten Abkommen finden die lang

jährigen Bestrebungen der österreichischen Handelspolitik ihre 

Ve�irklichung . 

Al Die Anfänge der europäischen Integrationsbestrebungen 

Im Jahre 1957 entstand im Rahmen der Organisation für euro

päische wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC ) die Idee, die 

Zusammenarbeit der europäischen ��tgliedstaaten durch eine 

große Freihandelszone zu intensivieren . Anfänglich haben diese 

Bestrebungen durchaus positiven Widerhall gefunden. Am 12. Fe

ber 1957 stellten die Regierungen der späteren EWG-Staaten vor 

dem OEEC-Rat ihre grundsätzliche Bereitschaft fest, bei rer Er

richtung einer großen Freihandelszone mitzuwirken . Am 20. Fe

ber 1957 erfolgte auf der Konferenz der Regierungschefs der 6 

Montanunion-Länder die Einigung über die Errichtung des Gemein

samen Marktes . Die Bestrebungen zur Schaffung einer europäischen 

Freihandelszone. der die OEEe-Staaten angehören sollten und 

innerhalb der die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ein be

sonders verdichtetes Gebilde der Integration darstellen sollte, 

sind jedoch gescheitert. 

Die 1960 geschaffene Freihandelszone,EFTA,war eine wichtige 

Etappe auf dem weiteren Weg, das ursprüngliche Ziel einer Teil

nahme Österreichs �� einem möglic�st umfassenden freien Handels

verkehr venvirklichen zu können . Seit diesem Zeitpunkt hat es 
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Österreichs Wirtschaft verstanden, die durch die EFTA gebotenen 

neuen Möglichkeiten zu nutzen und sich dadurch besser auf die 

umfassendere wirtschaftliche Vereinbarung, die nun vorliegt, 

vorzubereiten. 

Bereits am 15. Dezember 1961 überreichte die Österreichische 

Bundesregierung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ( EWG) 

einen Antrag auf Abschluß einer wirtschaftlichen Vereinbarung. 

Nach dem Abschluß von Orientierungsgesprächen zwischen Öster

reich und der EWG im Dezember 1963 und nach mehrfachen öster

reichischen Urgenzen erteilte der Ministerrat der E�iG schließ

lich am 2. März 1965 der Kommission ein Mandat zur Aufn&�e von 

Verhandlungen mit Österreich . Die am 19. März 1965 eröffneten 

Verhandlungen kamen nach acht Verhandlungsrunden - die achte 

Verhandlungsrunde fand zwischen 30 • .ränner und 2. Feb8r 1967 

statt - ins Stocken. 

B) Die Haager Gipfelkonferenz und die Bemühungen der Bundesre

gierung . 

Erst die im Dezember 1 969 in Den Haag abgehaltene Konferenz 

der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Euro

päischen Gemeinschaften eröffnete den Weg, dem in der Präambel 

der EFTA-Konvention niedergelegten Postulat, die Handelsschran

ken zwischen den OEEC-Staaten, einschlie�lich der sechs Staa

ten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, zu beseitigen, 

zum Durchbruch zu verhelfen . Die Staats- und Regierungschefs 

stimmten nicht nur zu, mit den beitrittswilligen Staaten Groß

britannien, Dänemark, Norwegen und Irland innerhalb kürzester 

Frist Verhandlungen aufzunehmen, sondern erklärten sich auch 
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berei t, mit den anderen EFTA-Staa ten, die diesen \�unsch äußer

ten, Gesprioi.che über ihr VerhJ.l tnis zu den EG einzuJ_ei ten, sobald 

die Verhandlungen mit den bei tri ttswilligen 3ta:..:. ten eröffnet 

sindo 

Bald nach der Haager Gipfelkonferenz fanden erste Interventionen 

der damaligen Bundesminister I-li tterer und 'ilaldheim statt: 

17. Feber 1970 

18. Feber 1970 

19. Feber 1970 

Besuch von Bundesminister Mitterer bei 

Präsident Reyo 

Gesprj,che von Bundesminister Waldheirn 

mi t Außenminister Harmel und Pri::i.sident 

Rey in Brlisselo 

Gespr:.ich von Bundesl!linister 'vlaldheim 

mit Außenminister Schumann in Paris. 

Die jetzige Bundesregierung hat bald nach ihrem Amtsantritt 

neue A�zente in den Bem�iliungen um e ine Regelung der Beziehungen 

Österreichs zu den Europäischen Gemeinschaften eesetzt: 

1) Bundesminister Dr. Staribacher hat den Großen Interessens

vertretungen erstmalig die Möglichkeit geboten, als Mit

glieder der Delegation an den Verhandlungen unmittelbar 

teilzunehmen. Dadurch konnte der innerösterl'sichische Ent

scheidungsprozeß in diesen, für die gesamte Jsterreichische 

Wirtschaft so wichtigen Fragen wirkungsvoller Gestaltet und 

auf eine breitere Basis gestellt Herden. Diesem Ziel diente 

auch die Errichtung einer Vorberei tungskornmis:::;ion im BWldes

ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie. DarUberhinaus 

sind ln interministeriellen Sitzungen, an denen die Inter

essensvertretel' teilnalllllenp laufend elle anLlllenden FraGen 

und Probleme behandelt und einvernehn:.lich beschlos;:::en \-rorden. 
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2) Zwischen den neutralen EFTA-Sta8.ten fand ein intensiver 

Informationsaustausch statt, w obei insbesondere mit der 

Schweiz eine weitestgehende Abstimmung stattgefunden hat . 

3) Die Interventionstatigkeit zur Durchsetzung der österreichi

schen IntegrationsWÜflsche vlUrde intensiviert, und dies bei 

allen sich bietenden Gelegenheiten, auf säm.tlichen Ebenen, 

durch den Bundespräsidenten, den Bundeskanzler, Regierungs

mitglieder und über die diplomatischen Kanäle: 

27./28 .  Mai 1970 

2. Juni 1970 

10 . November 1970 

Bundesminister Kirchschläger urgiert anläß

lieh des Staatsbesuches des Herrn Bundes

präsidenten in Belgien ein Interimsabkommen 

zwischen Österreich und der GeIileinschaft 

bei Außenminister Harmel, bei �linister 

Fayat und bei Präsident Rey. 

Österreichische Intervention in Paris, Den 

Haag, Rom und Luxemburg mit dem Wunsch, 

daß der EG-Ministerrat den Auftrag zur 

Ausarbeitung eines Mandatsentwvxfes für die 

Beschlußfassung am 29 . Juni 1970 erteilt. 

Bundesminister Kirchschläger bringt dem 

Ministerrat der EG die österreichischen Auf

fassungen über die künftige Gestaltung der 

Wirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich 

und den EG zur Kenntnis. 
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Ende August 1971 

29. September 1971 
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Die österreichische Botschaft 

in Paris hat bei den zuständigen 

fr8,nzcisischen Stellen entschieden 

dagegen Stellung genommen, d2,.ß die 

neutralen Staaten einseitige Kon

zessionen auf dem Agr;1rsektor als 

Kompensation gewjhren sollten, 

weil die Gemeinschn,:ft die von den 

Neutr,üen vorgeschlagene Konzeption 

einer Freihandelszonenlösung ak

zeptiert und diesen d2J11i t ein "kö

nigliches Geschenk" (cadeau royal ) 

beschert habe. Dabei viUrde Qster

reichischerseits vor allem auf die 

konkreten 'J:atsachen ( Handelsbilanz

pasr:;ivum usw. ) hinge\\iiesen, aus 

welchen die Vorteile der Gemein

schcdt aus der gegensei tigen Her

stellung des Wsrenfreiverkehrs 

mit Österreich zu ersehen sind. 

Auftrag an die österreichischen Bot

schaften, bei den Regierungen der 

EG-JVlitgliedstailten und oei der 

Kommis�üon dnhin im wirken, daß der 

l!:G-l\hJlj,sterr,:t durch ein J 1 e -

xilll e s  V e r  11 Cl n d 

I u n g s m a n  d a t in den be-
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150/16. Oktober 
1971 

29. Oktober 
1971 
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sonders umstrittenen Fr8{�en - wie den 

sogenannten sensiblen Produkten der 

EG, der Landwirtschdft� dem kurnuLOJ.tiven 

Urpsrungser\�erb - einen entsprechenden 

Verhandlungsspielraum vorsieht, um auf 

diese Weise die rasche Einleitlillg von 

Verhandlungen zu ennöglichen. 

Ronde-GeSIJräch" über wirtscrwftliche 

Fragen in Venedig wurden von Bundesmi-

nister Staribacner die ös"terreichischen 

Anliegen insbesondere auf dem Landwirt-

scbaftssektor mit dem italienischen 

Staa tssekret�tr für den AuG enhandel, 

Belei, besprochen; dieser "turde unter 

Hinweis auf �:i.hnliche Interessenlagen 

Italiens u.nd Österreich um die Unter-

stützung Italiens bei den BrUsseler 

Verhandlungen ersucht. 

Gemeinsamer Empfang der in Wien akkredi tiß:r\-

ten Botschafter der Sechs durch die Bundes-

minister Staribacher und KirchschLiger, 
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November 1971 

15./17. November 
1971 
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um rechtzeitig vor dem nachfolgenden 

EG-TvIinisterrat ( 8 . /9 . November 1971) 

die wesentlichen österreichischen 

Anliegen zu unterstrei.chen: 

- Gebotene Eile 

- lYlandDtsinncll t ( s ensi bl e Frodukte, 

Land\virtsclwft, kUlllul:::tiver Ur-

sprung ) 

- Interimsabkommen. 

Anläßlich der General versmnmlung in 

New York führte Bundesminister Kirch-

schldger eine Reihe von Gesprlichen mit 

den Außenministern der Sechs, wobei 

er insbesondere auch die österreichi-

schen WLmsche für ein Globalabkommen 

darlegteo 

Anläßlich des Sta2tsbesuches des Bun-

desprtisidenten in Italien wurden rni t 

dem i tcüienischen Präsiden-

ten und der italieni-
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22. Feber - 2. März 
so,üe Anfang April 
1972 

21. - 24. März 1972 

9. - 12. April 1972 

- 9 -

sehen Regierung Fragen der europäischen 

wirtschaftlichen Integration, insbesondere 

die österreichischen Wünsche hinsichtlich 

des Mandates für die EG-Kommission betreffend 

ein Globalabkommen,eingehend erörtert. Auch 

der Wunsch nach einem baldigen Inkrafttreten 

des Interimsabkommens wurde dargelegto 

Bundeskanzler Kreisky unternimmt eine Good-Wil� 

Tour in sämtliche Hauptstädte der E1;lG und nach 

London, wo er mit den leitenden Staatsmännern 

über die wichtigsten österreichischen Verhand

lungsanliegen sowie über den allgemeinen Stand 

der europäischen wirtschaftlichen Integration 

Gespräche führte. 

Beim Staatsbesuch des Bundespräsidenten in 

Paris werden mit den Vertretern Frankreichs 

die bedeutenden Fragen der Verhandlungen 

Österreichs mit den EG erörtert und die dies-

bezüglichen österreichischen Verhandlungs-

wünsche dargelegt. 

Bundesminister Staribacher führte mit der EG-

Kommission sowie den Ständigen Vertretern der 

EG-Mitgliedstaaten in BrQssel Gespräche über 

die Schwerpunktfragen der Verhandlungen. 
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1 1 .  bis 1 4. April 
1972 sowie am 24 . 
April 1 972 

23 . bis 25 . Im 
1 972 

1 4. Juni 1 972 

21 . und 22. Juni 
1 972 

26. und 27. Juni 
1972 

28. bis 30 . Juni 
1 972 

- 10 -

Intervention des Bundesministers Weihs bei s e1-

nen Amtskollegen in den EG-Mitgliedstaaten 

und bei der Kommission betreffend Exporter-

leichterungen, insbesondere für österreichische 

Rinder, Milchpulver und Butter .  

Beim Besuch von Bundeskanzler Brandt in Wien 

wurden die österreichis chen Anliegen betreffend 

die Verhandlungen mit den EG nachdrücklich 

vorgebracht. 

Beim Besuch des Vizepräsidenten der EG-Kommis-

sion , Barre , in Wien '\rurden Fragen &r Verhand

lungen 9sterreichs mit den EG erörtert. 

Anläßlich des Besuches von Bundesminis ter 

Kirchschläger in Brüssel wurden sowohl dem 

Präsidenten der EG-Kommission , Mansholt , als 

auch dem belgischen Außenminister Harmel die 

wichtigsten österreichis chen WUnsche bei den 

laufenden Verhandlungen m.i t den EG neuerlich 

dargelegt . 

BundesminL:�ter Staribacher besprach anläßlich 

der Tagung des EG-Ministerrates in Luxemburg 

mit den zuständigen Regierungsmitgliedern 

alle r  EG-Staaten die in den Verhandlungen noch 

offenen Schwerpunktfragen. 

Bei reinem Besuch in Wien werden dem französi-
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Hitte Juli 1972 
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sehen Außenminister Schumann die österreichi

schen Vorstellungen bezüglich der noch offenen 

Fragen der Verhandlungen dargelegt; um er

gänzende Verhandlungsrichtlinien für die EG-De

legation wird ersucht. 

In einem Fernschreiben von Bundeskanzler Kreisky 

an Premierminister Heath und durch Intervention 

des österreichischen Botschafters in Landon wird 

das Interesse Österreichs an der Aufrechterhal

tung des zollfreien Export s  zn Papier nach Groß

britannien unterstrichen. 

C) Die Verhandlungen 

Bald nach der Haager Gipfelkonferenz traten eine österreichische 

Verhandlungsdelegation und eine Delegation der Komnlission der Euro

päischen Gemeinschaften in Brüssel mit dem Ziel zusammen, Vertrags

verhandlungen liber ein Interimsabkom.1'llen baldmöglichst einzuleiten 

(Erkundungsgespräche). Auf Grund der bereits genannten intensiven 

Bemvßungen ist es  weiters gelungen, auch jene Vorbedingungen zu 

schaffen , die es e:möglichten, daß das I>Iap.dat zur Aufnahme der Verhand

lungen über ein Globalabko�en auf Basis einer Freihandelszone am 

29. November 1971 offiziell erteilt wurde. Bereit s am 6. Dezember 

1971 wurde Österreich im Rahmen der ersten Verhandlungsrunde be

treffend den Abschluß ejnesGlobalabkommensmit den Gemeinschaften 

über die Vorstellungen derselben bezüglich des Inhaltes eines der

artigen Abkommens offiziell informiert. In vier Arbeitsgruppen wur-

de sodann die Vertragsmaterie eingehend behandelt und die Ereebnisse 
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hierauf in einer Plenarsitzung zusammengefaßt. In insgesamt � 

Verhandlungsrunden über den Abschluß eines Globalabkommens wurde 

schließlich jenes Vertragswerk fertiggestellt, welches, eine dauer

hafte Grundlage für die zukünftigen Wirtschaftsbeziehungen Öster-

reichs mit den Gemeinschaften darstellen soll. 

Da es wesentliches Ziel Österreichs war, den jetzigen Stand des 

EFTA-Freihandels zu erhalten, fanden auch laufend Konsultationen 

mit den nicht beitretenden EFTA-Staaten statt. 

Die nachstehende Aufstellung der für den Erfolg der österreichi-

sehen Bemühungen wichtigsten Ereignisse und Verhandlungen gibt ei

nen zusammenfassenden Überblick über den Weg Österreichs bis zur 

Vertragsunterzeichnung am 2 2. Juli 1972. 

1 . /20 Dezember 
1969 

8 . /9 .  Dezember 
1969 

17. /18. Dezember 
1969 

Konferenz der Staats- und Regierwlgschefs der 

EG-I1itgliedstaaten in Den Haag. 

Der Staatssekret8.r im italienischen Außenamt, 

Pedini, gibt dem EG-�linisterrat bekannt, daß 

die italienische Regierung ihren Vorbehalt 

gegen die Verhandlungen zwischen der Gemein

schaft und Österreich zurückzieht. 

Kontaktgespräche zwischen einer Delegation der 

EG-Kommission und österreichischen Vertretern 

in BrLissel. 

2 2. Dezember 1969 Entscheidung der Kommission über dj.e Erhöhung 

einer Reihe von begünstigten Stahlzollkontin-

genten zugunsten österreichischer Ausfuhren. 
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13./15. Jänner 
1970 

24. Feber 1970 

18./19. Härz 1970 

10. April 1970 

21./24. April 
1970 

27. April 1970 

29. April 1970 

1 1  ./12. r.lai 1970 

14./15. Mai 1970 

15. Nai 1970 

- 13 -

Zweite Tagung der Regierungskonferenz über die 

Einführung eines europäis chen Patenterteilungs-

verfahrens in Luxemburg . 

Bericht der EG-Kommission an den Rat über 

den Abschluß eines Interimsabkommens mit 

Österreich (Österreichbericht) . 

Die St�ndigen Vertreter beauftragen eine 

ad hoc-Arbeitsgruppe mit der Prüfung des 

Österreichberichte s der Kommission. 

Sitzung der Arbeitsgruppe Österreich. 

Dritte Tagung der Regierungskonferenz über 

die Einführung e ines europäischen Patentertei

lungsverfahrens in Luxemburg . 

Sitzung der Arbeitsgruppe Österreich . 

Österreichische RegieTIL�gserklärung, 

Beschluß des EG-�linisterrates betreffend 

die weitere Vorgangsweise bzgl . des Interims

abkommens mit Österreich. 

EFTA-Ministerratstagung in Genf. 

Das Europäische Parlament verabschiedet 

eine Entschließung betreffend die Beziehungen 

der Gemeinschaft zu Österreich. 
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19. Hai 1970 

22. Mai 1970 

26. I>1ai 1970 

8./90 Juni 
1970 

1 1. Juni 1970 

15. Juni 1970 

19. Juni 1970 

29./30. Juni 
1970 

30. Juni 1970 

20. Juli 1970 

- 14 -

Sitzung der Arbeitsgruppe Österreich . 

Intervention in den EG-Hauptstädten. 

SitzWlg der Arbeitsgruppe Öst9rreich. 

Paraphierung des bilateralen Abkommens zwi

schen Österreich und den EG über Verarbeitungs-

kühe. 

EG-Ministerrat beschließt Aufnahme von Beitritts-

verhandlungen mit Großbritannien, Dänemark, Nor-

wegen und Irland. 

Hinsichtlich der übrigen EFTA-Staaten beschließt 

der Rat die Aufnahme von Ge sprächen. 

Ständige Vertreter erörtern Interirnsabkommen 

mit Österreicho 

EG-Ministerrat genehmigt Abkommen betreffend 

Verarbeitungskühe mit Österreicho 

Sitzung der Arbeitsgruppe Österreich. 

EG-Ministerrat 

Beginn der Verhandlungen auf Ministerebene 

über den Beitritt von Großbritannien ,  Dänemark 

und Norwegen in Luxemburg. 

Bericht der Außenminister an die Staats- bzw. 

Regierungschefs der Mi tgliedstaCl.ten der EG ge

mäß Punkt 15 des Haager-Komuniqueso 
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21. Juli 1 970 

22. Juli 1970 

9 .  September 
·1 970 

16. September 
1 970 

18. September 
1970 

22. September 
1 970 

28. September 
1970 

- 1 5  -

EG-Minieterrat ereucht EG-Kommiseion um Vorlage 

des Mandatsentwurfes für Verhandlungen betref

fend ein Interimsabkommen mit Österreich. 

Erste Arbeitssitzung EWG-Ministerrat und Groß-

britannien . 

Beratung der Stellvertreter der Minister über 

britischen Beitrittsantrag. 

Empfehlung der EG-Kgmmission an den Rat betref

fend die Eröffnung von Verhandlungen über den 

Abschluß eines Interimsabkommens mit Österreich. 

Beratung der Stellvertreter der Minister über 

britischen Beitrittsantrag. 

Bericht der Arbeitsgruppe Österreich an den Aus

schuß der Ständigen Vertreter über den Bericht 

der Kommission betreffend den Abschluß eines 

Interimsabkommens mit Gsterreich. 

Arbeitssitzung mit Dänemark und Norwegen auf 

Ministerebene in Brussel. 

Erste Sitzung der Kommission und Großbritanniens 

bezüglich EGKS. 

1 .  Oktober 1 970 Beratung der Stellvertreter der Minister über 

britischen Beitrittsantrag. 
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1 4. Oktober 
1 970 

1 9 . Oktober 
1 970 

2 1 .  Oktober 
1 970 

26. Oktober 
1 970 

27. Oktober 
1 970 

30. Oktober 
1 970 

4 .  November 
1 970 

1 0. November 
1 970 

1 7. November 
1 970 

24. November 
1 970 

- 16 -

Beratung der Stellvertreter der Iünister über 

britischen Beitrittsrultrag. 

Erste Tagung des "Ausschusses Roher Beamtertt 

betreffend wisso-techn. Zus�enarbeit mit den 

EG und mit 1 3  europäischen Stac1.teno 

Beratung der Stellvertreter der Minister über 

britischen Beitrittsantrag . 

Der Rat ermächtigt die EG-Kommission zu Verhand

lungen mit Österreich betreffend Interimsabkommeno 

Ministerratstagung in Luxemburg über britischen 

Beitrittsantrag . 

Beratung der Stellvertreter der Minister über 

norwegischen und dänischen Beitrittsantrag. 

Beratung der Stellvertreter der �linister über 

britischen BeitrittsantragG 

Eröffnung der Gespräche auf Ministerebene zwi

schen den EG und den Neutraleno 

Beratung der Stellvertreter der Hinister über 

britischen Beitrittsantrag . 

Eröffnung der Gespräche auf :f.Iinisterebene zwi-

schen den EG,Portugal, Finnland und Island. 
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25./26. Novsmber 
1970 

30 . November 
1 970 

1 .  Dezember 
1 970 

8 .  Dezember 
1 970 

1 1. Dezember 
1 970 

1 5 .  Dezember 
1 970 

1 5 ./17 ./18 . Dezem
ber 1 970 

5 ./6 . Jänner 
1971 

- 17 -

Erste verhandlungsrusde über den Abschluß 

eines Interimsabk9mmens mit Österreich. 

Beratung der Stellvertreter der Minister 

über norwegischen Beitrittsantrag. 

Beratung der Stellvertreter der Minister 

über britischen Beitrittsantrag. 

EG-Ministerratstagung über britischen Bei-

trittsantrag .. 

Zweite Tagung des "Ausschusses Hoher Beam

ter" betreffend die wiss.-techn. Zusammen-

arbeit. 

Beratung der Stellvertreter der Minister 

über dänischen Beitrittsantrag. 

EG-Ministerratstagung über dänischen und nor

wegischen Beitrittsantrag. 

Erkundungsgt3präche zwischen Schweiz, 

Schweden und der EG-Kommission. 

Beratung der Stellvertreter der Minister 

über britischen Beitrittsantrag. 

Erkundungsgespräche der EG-Kommission mit 

der österreichischen Delegation betreffend 

das Globalabkommen (erste Runde) 
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1 5.,· bis t7� Fe
ber 1 971 

1 6 . bis 1 9 .  März 
1971 

16 . Juni 1971 

29 . Juni 1 971 

26 . Juli 1971 

EndG August 1971 

- 18 -

Verhandlun�en betreffend das Interimsabkommen 

(zweite Runde) 

Erkundungsgespräche betreffend das Globalab

kommen (zweite Runde) 

Schlußfolgerungen der Erkundungsgespräche 

zwischen den nicht-beitretenden Ländern und 

der EG-Kommission; Vorschläge der Kommission 

über die Art der künftigen Beziehungen der 

Gemeinschaften mit diesen Ländern. 

Im Anschluß an einen Bericht der EG-KOmmis-

sion an den Rat betreffend Alternativlösungen 

für eine Regelung der Beziehungen der EG 

mit den nicht-beitretenden EFTA-Staaten 

bringt Österreich den EG-Mitgliedstaaten und 

der Kommission zur Kenntnis, daß die Lösung 

einer Freihandelszone eine gute Verhandlungs

grundlage darstelle, die Variante der Beibe

haltung des "status quo" jedoch abzulehnen 

sei. 

Beratung des EWG-Ministerrates über die 

mit den nicht beitretenden Ländern zu tref-

fenden Vereinbarungen. 

Österreichisr.he dipl��tische �terventio� 

in den EG-Hauptstädten gegen die Idee des 

Itcadeau royal". 
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29 . September 
1 971 

4 .  Oktober 1971 

8. u. 29. Novem
ber 1971 

3 . /4. Dezember 
1971 

6. Dezember 
1971 

1 5 . /1 6. Dezember 
1 971 

- 19 -

Diplomatische Intervention- Österreichs in 

den EG-Hauptstädten sowie bei der Kommission 

zvlecks Ertellung eines flexiblen Verhandlungs-

mandates .  

Die Regierungen der Bei tri ttsländer vrur-

den über die wichtigsten österreichischen 

Verhandlungswünsche informiert. 

Erteilung von Verhandlungs richtlinien an 

die EG-Kommission. 

Beginn der Verhandlungen über Abkommen be

treffend besondere Beziehung der EG mit 

der Schweiz (3.12.) und Schweden ( 4 . 1 2 . )  

Verhandlungen Österreich-EG über den Abschluß 

eines Globalabkommens (Erste Runde). 

Verhandlungen über den Abschluß eines Inte

rimsabkommens (Dritte Runde) . 

Im Anschluß üaran Vornahme eines Briefwechsels 

über die Bestimmungen des Interimsabkommens, 

bezüglich welcher Einvernehmen bereits erzielt 

wurde sowie Feststellung der Bestimmungen, 

die in das Abk ommen aufgenommen werden, so-

bald darüber eine Einigung in den Verhandlun

gen über das Globalabk ommen erzielt wird . 
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1. Feber 1972 

21. und 22. 
l'Eirz 1972 

24. /25. April 
1972 

5. und 6. Juni 
1972 

9. und 1 6. Juni 
1972 

5. Juli 1972 

17. Juli 1972 

17. JD�i 1972 

22. Juli 1972 

- 20 -

Beratung des EG-Rates über den Inhalt der Ab-

kOffiillen mit den Nichtbeitrittsländern. 

Verhandlungen Österreich-EG über den Abschluß 

eines Globalabkommens. ( Zweite Runde) . 

Revision des VerhandJ_ungsmandates mit den 

nichtbeitretenden Ländern durch den EG-�li-

nisterrat. 

Gemeinsame Leitlinien für den &rs:rarsektor. 

Verhandlungen Österreich-EG über den Abschluß 

eines GJobalabkon�ens ( Dritte Runde) . 

Verhandlungen über den Abschluß eines Global

abkommens ( Vierte Runde) . 

Verhandlungen Österreich - EG über den Ab

schluß eines Globalabkommens ( Fünfte Runde) . 

Verhandlungen Über den Abschluß eines Ipte

rimsabkommens ( Vierte Runde). 

Paraphierung und anschließende Unterzeich-

nung der Texte des Interirlis- und GJobalab-

kommens. 
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II. ··Die wesentlichen BestJ.mrnlmgen der G1obalabkomme,p 

A) Die ursprünglichen Verhandlungspositionen der EG und 

Österrvichs 

i1ach Abschluß der Erlmr.dw.·lgsgespric::c zeiete die EG-KQrr.::üssion 

in einer' 3te11ungnahme und Mitteilung an den Rc.t vom 12. Ju

ni 1971 zwei Möglichkeiten einer Regelung de s Verh�:l tnis-

ses der EG mit den nichtbeitretenden EFTA-Ländern auf. 

Einerseits brachte sie die Bereitschaft zu einer Regelung 

dieses Verhi.ü tnisses zum Aus druck und schlug für den Fall 

eines baldigen Abschlusses von Abkommen ein System von 

sechs unabhängigen Freihandelszonen,ohne Einbeziehung 

der Landvlirtschaft, vor; anderersei ts vlies sie aber auch 

auf die Möglichkeit hin, eine endgültige Entscheidung noch 

einige Zeit, z.B. zwei Jahre, aufzuschieben und die Fort

setzung des EFTA-Freihandels vorläufig zu dulden. 

Österreich und die anderen neutralen EFTA-Staaten ließen 

unverzüglich wissen, daß sie eine Aufschiebung der Entschei

dung nicht als Lösung anerkennen könnten. Der Beschluß des 

EG-Rates vom 26 . Juli 1971 , sich grundsätzlich für eine ltFrei

handelslösung" auszusprechen, brachte den eigentlichen 

Durchbruch in den österreichischen Integrationsbestrebun-

gen. 

Gemäß den Vorstellungen der EWG sollte die mit Österreich 

zu schaffende Freihandelszone jedoch gewisse Ausnahmen vor

sehen; so sollte nach dem Vorschlag der EG-Kommission der 
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landwirtschE�ftliche Bereich gänzlich unberUcksichtigt blei

ben. Weiters wurde von verschiedenen Mi tgl iedstaaten eine 

dauernde Ausncrillle einzeln e r  Produlrte, insbesondere von 

l'C:":'I-,ier und verschiedenen T-Iets.llen, verlcJ.üGto Sehr rigoros 

konzipierte Schutzklauseln sollten nach den ursprünglichen 

Vorstellungen eine Üb erwachung des FreihemdeIs und in Not

stc:ndssi tuationen allenf2.l1s durch Ergreifung einsei tiGer 

Naßnahmen eine rasche B eschri=i.nkung der H8ndelsströme ermög

lichen . D2,s von der B-dG anfengs vorgeschl2.gene Ursprungs

system hiittei:iberdies die Erzielune einer Arbei tsteillJ.ng 

auf dem europäischen }iarkt sehr erSChl'lert. 

D8.riiberhin2.us erschien der Gemeinschaft die Schcdfung ei

ner Freihandelszone als großes Entgegenkommen gegenüber 

Österreich, das einseitige Konzessionen österreichs � 

Landwirtschaftssektor rechtfertigen wlirde. 

Österreich trat vom Anfang an für einen umfassenden Freihan

del, ohne Ausnahmen, unter entsprechendem Einschluß land

lIirtsch2.ftlicher Erzeugnisse, ein. Es verlangte ;iei ters 

eine Konsul ta tionsr fi icht vor Ergreifu.l1g von Schutzmaßnah

men, um sicherzustellen, daß nur solche Schutzmaßnahmen 

ergriffen werden, die tatsächlich gerechtfertigt sind, wo-

zu es nach österreichischer Ansicht eben eines Meimlngsaus

tausches bedürfe. Überdies sprach sich Österreich für ein 

Ursprungssystem aus, das dmi hohen Stand-- der vlesteuropäischen 

Arbeitsteilung erhält und dessen Weiterentwicklung weitgehend 
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ermöglicht. Ein.seitige Konzessionen lehnte die österrpichiscre 

Delegation prinzipiell ab .. 

In langwierigen Verhandlungen konnten für diese bedeutenden 

Fragen--lII"ütz der ursprLLnglich gegenö:it,z.lichen AuffCJ.3��l.illgen Lö

sungen gefunden werden, die die Schaffung einer Freihandels

zone ermöglichen, die weitgehend den österreichj_schen Vorstel

lungen entspricht. Die nunmehr gefundenen Kompromisse tragen 

dem Wunsche der Gemeinschaft, ihre innere Konsolidierung nach 

dem Beitritt eines Teils der EFTA-Staaten und Irlands nicht 

zu gefährden, Recrmung; dies jedoch unter weitestgehender Wah

rung des Interesses der österreichischen Wirtschaft, die seit 

der Gründung der EWG auf diesem Markt erlittenen Marktanteils

verluste wieder ausgleichen zu können, ohne die Vorteile, die 

die Gründung der EFTA bot, zu verlieren. Insbesondere ist fest

zuhalten, daß, soweit Sonderregelungen bestehen, diese auf 

der Basis gleicher Wettbewerbsverhältnisse, d.ho grundSätzlich 

auf Gegenseitigkeit, verein�art wurden. 

B) Der Freihandel mit industriell-gewerblichen Erzeugnissen 

Es liegt in der Natur der rechtlichen Konstruktion der EG, 

daß zur Erfassung des wesentlichen Teiles des Warenaustausches 

zwis chen Österreich und den EG zwei Abkommen abzuschli eßen 

waren, und zwar für den durch den Vertrag zur Gründung der EiliG 

vom 25. März 1957 ( Rom-Vertrag ). geschaffenen Wirtschaftsbe

reich einerseits und für den durch den Vertrag über die Grün

dung der EGKS vom 18. April 1951  ( Pariser-Vertrag ) geSChaf

fenen Wirtschaftsbereich andererseits .. Vertragspartner der 

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 25 von 128

www.parlament.gv.at



- 24 -

Republik Österreich sind im ersten Fall die EL1.rOpäische \lfirt

schaftsgemeinschaft, im zweiten Fall die Mitgliedstaaten der 

EGKS und die EGKS selbsto 

Ziel der beiden Abkommen ist E:�., ei.ne Freihandelszone zu schaffen, 

die im Prinzip den gesamten gewerblich-industriellen Bereich. 

einE;chlj.eßlich des Nontansektors, umfs.ßt; die durch das Abkommen 

geschaffenen Beglinstigungen v:erden nur Erzeugnissen mit Ursprung 

in den Vertragsstaaten gew�hrto Durch die Schaffung der Frei

handelszone soll insbesondere eine Ausweitung des beiderseiti

gen Handels bewirkt und durch diese Handelsausweitung der Auf

schwung des Wirtschaftslebens, Qie Verbesserung der Lebens- und 

.tu'hei tsbedingu.l1sen, die Steigerung der Produktivität und die 

finanzielle Stabilität erleichtert 1rTerden. 

1) Abbau der Zölle; 

Grundsätzlich sollen die Einfuhrzölle mit 1 .  Juli 1977 abge-

b2.ut s ein, v.robei die am 1. J�I"I..ner 1972 angewandten Zölle ( sog. Aus

gangs zölle ) ab 10 April 1973 jährlich um jeweils 20 % gesenkt 

.. 'erden sollen; werden nach dem 1. Jänner 1972 auf Grund des 

Genfer Protokolls ( 1967) zum Allgeoeinen Zoll- und Handels

a'::JkolliIuen (GATT), BGEl.Kr. 397/1967, Zollsenkungen anwendbar, 

so erfolgen die Zollsenkungen ausgehend von den herabgesetzten 

Zöllen. � 1. April 1973 wird die erste Senkungsstufe j edoch 

nur �� Handel zwischen Irland und Österreich erfolgen, da ge-

mäß dem Interimsabkommen zviischen Österreich und den ursprüng

lichen sechs EWG-Staaten durch die 30-prozentige. Zollsen-

kung am 1. Oktober 1972 bereits die erste und die halbe zweite 

Senkungsstufe des Globalabkommens vorweggenommen werden. 
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Das von ÖstArreioh mit -den-EG abgeschlosse� V-e rt.ragswerk muß 

im Zusammenhang mit den Abko mmen d e r  den EG beit re tenden EFTA

S t a0ten und Irland so wie mit den Freihandelsabkommen d e r  übrigen 

EFTA-Staaten gesehen werden , weil allen diese n Verträgen ein ein

heitliches Konzept zugrunde liegto Diesem Konzept zufolge soll 

der Fre ihandel aller dieser Staate n  mit den EG in der ursprüng

lichen Zusamme nsetzung zumindest auf dem gewerblich-industriellen 

Sekto r  grundsätzlich zum gleichen St ichtag (1. Juli 1977) er

reicht we rden. Als einheitlicher Stichtag für das Inkraft tre ten 

die ser Verträge wurde der 1. Jänrler 1973 in Aussicht genommen. 

Die Ratifizierung d e r  Be itrit t sverträge und Freihandelsabkommen 

hängt allerdings in e inigen Staaten vom Ergebnis von Volksabstim

munge n ab. 

In den einzelnen Verträgen wird je weils in verschiedenen Zusam

menhängen auf die Beitrittsverträge , aber auch auf die in der 

EFTA verble ibe nden Staaten verwiesen. Dies kann e s  mit sich 

bringen , daßZusatzprotokolle zwischen den nichtbe itrete nden 

EFTA-Staaten und der EWG erforderlich we rden , falls ein Bei

trit.tsvertrag nicht in Kraft tritt. 

Sond e rregelungen; Für eewisse sensible Waren ( insbesondere künst

liche Spinnfasern , Ferrolegierungen, le gierten Stahl , Rohalumini

um und gewisse unedle Me talle ) ist e in verzögerter Zollabbau 

vorge sehen ; die Zollfreiheit soll mit 1. Jänner 1980 e rreicht 

werden. 
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Die begünstigte.Einfuhr sensibler Waren kann an Jab:r.-esplafonds 

gebunden werden; nach deren Ausschöpfung können bis Jahresende 

wieder die im Verkehr mit Drittstaaten g ültigen Zollsätze ange

wendet Herden; der begüns tigte Zolls2. tz findet ::'illl 1. Jänner des 

darauf folgenden Je.hres wiederum Anwendung. Irr. \<larenverkehr mit 

den bei tretenden EFTA-Staaten werden bei Überschrei ten der J8.hres

plafondS die cegenLi.ber Dri ttsta� ... ten angewendeten Zollsätze schrl.tt

Heise wieder eingeführt, und Z'ilar bis 1 0 Jänner 1977. Die Regel1mg 

der Jahresplafonds soll mit Erreichung der Zollfreiheit auslau

fen. 

Weiters wurde für den Papiersektor (Kapitel 48 und 49 der Brüsse

ler Zoll tarifnomenl:1a tur, mit Ausnahme der Tarifnummer 4-8.09) 

eine Sonderregelung getroffen: Die Zollfreiheit soll für diese 

Waren erst mit 1. Jänner 1 984 erreicht�rden. Hinsichtlich des 

Warenverkehrs mit den beitretenden EFTA-Staaten wird eine teil

l'ieise \-'liedereinf-c.hrung der Zölle erfolgen; am 1. J�;nrler 1984 

soll im Warenverkehr mit diesen Ländern ebenfalls die Zollfrei

hei t wieder erreicht wel'den. Die bei tretenden EE'TA-Staaten kön

nen jedoch für die Dauer der Über.f:.;2ngszei t gegenüber Österreich 

ab 1 .  Jänner 1974 Zollfreikontingente einfliliren, deren Umfang 

2.uf dem Durchsdmi tt der Jahre 1968 bis 1971 errechnet viUrde 

und deren jihrliche Aufstock1mg ab 1. d�nner 1975 um 5 % mög

lich ist. Im gleichen Maße wird Österreich Zollkontingente ge

genüber den beitretenden EFTA-Staaten einftJlren. 

Auch auf die Waren des Papiersektors fincet eine 8naloge Rege

l�g bezüglich der Ja:::::- u:;.fJlafonds Arn�endung. 
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Finanz�ölle und Abgaben mit zollgleicher Wjrkung; Die Bestim

mungen über die schrittweis e Absc haffung der Einfuhrzölle gelten 

8.uch für Finc�nzz(51Ie; diese können je doch d1..trch eine inländische 

Abg::.bc ereetzt 'werden. 

Im Handel zwischen den Ger::einschaften und Öste rreich dürfen keine 

�euen Abcaben mit gleicher Wirkurlg wie Einfuhrzölle eingefü�rt 

werden; die ab 1 0 Jänner 1972 e ineefL�hrten bzw. nach diesem Zei t

p1..uikt erhöhten Abgaben werden mit Inkrafttreten des Abkornmens 

abge schafft, bzw. auf der Höhe des am 1. J�nner 1972 angewandten 

Satzes gesenkt. Die sonst igen bereits bestehenden Abgaben mit 

zollgleicher Wirkung sind s chrittweise bis 1 .  Juli 1977 abzu

schaffen. 

Ausfuhrzölle; Ausfuhrzölle oder Abgaben mit gleicher Wirkung "ler

den nicht mehr eingeführt; soferne welche bestehen, sind sie 

bis 1. Jänner 1 974 abzuschaffen. 

2) Abbau der mengenmäßigen Beschränkungen; 

Die Vertragsparteien habel1 si'eh verpflichtet, bei den W8.ren, auf 

die sich das Abkommen bezieht, keine mengemäßigen Beschränkungen 

bei der Einfuhr oder Maßnahnien gleicher Wirkung e inzuführen; 

alle mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen sollen mit 1. Jänner 

1973, !>Taßnahmen mit gleicher Wirkung bis spätestens 1. Jänner 

1 975 abgeschafft werden. Ausnahmsweise kann Österreic h jedoch 

im EWG-Bereich für diverse Antibiotika und im EGKS-Bereich für 

Braunkohle und Braunkohlenbriketts mengenmäßige Einfuhrbeschrän

kungen aufrechterhalten. 
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3)Ursprungsregeln; 

Das Wesen einer Freihandelszone - zollpolitische Bewegungsfrei

hei t gegenüber Dri ttsta8.ten - erfordert, daß die durch sie ge

schaffenen Beeünstigungen nur auf Waren mit Ursprung in den 

Vertragsstaa ten Anwendung finden. T�;fann eine Hare Ursprungser

zeugnis eines Vertragsstaates ist, bestimmen die Ursprungsre

geln, die somit in der Praxis das Ausmaß der von der Frei

handelszonenregelung erfaßten Handelsströme wesentlich be

stimmen . 

Gemäß den Ursprungsregeln des Globalabkommens gelten Waren als. 

Ursprungserzeugnisse, die entweder 

- in den Vertragsstaaten nvollständig erzeugt" 'ltTUrden, oder 

- dort auch unter Verwendung von Drittlandswaren, die einer 

uausreichenden Be- oder Verarbeitung" unterzogen wurden, 

hergestellt worden sind. 

Eine Be- oder Verarbeitung gilt als ausreichend, wenn sie 

bewirkt, daß die Fertigware in e ine andere Tarifnummer einz� 

reihen ist als jedes dabei verwendete Material oder Erzeug

nis bzw. jeder dabei verwendete Bestandteil (ItTarifsprungn), 

wobei zahlreiche Ausnahmen von die3er grundsätzlichen Regelung 

vorgesehen sind (Ursprungserwerb ohne Tarifsprung bzw. nur bei 

bestimmten Be- oder Verarbeitungsvorgängen, die zusätzlich zum 

Tarifsprung vorgenommen werden müssen) . 

Das Ursprungssystem, das derzeit innerhalb der EFTA ange

wendet wird, unterscheidet sich zum Teil sehr wesentlich von 

den Ursprungsregeln des Globalabkommens; im Rahmen des Globa1-
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abkomm ens s ind d i e  EG und Ö s t err ei ch nunmehr üb e reing ekommen , 

daß ein einmal in ein em Land d er "Res t-EFTAtt e rwo rb en er Ur

s p rung t ro t z  \·! (ü t er er Be- od er V e rc1.rb e i.turlg in ein em and e r en 

LEmd d er " R e E� t-8:r.\[1\ A "  UI!. t er b es t imn; t en Bedingun g en erh2 1 t en 

bl eib t , s o f e rn e  eU e n i cht b ei t r e t en d en E:?TA- Sta,; t en fi� r d en 

EFTA-Freihu.nd el d c; s  im Glob:=üabkonwi\:m v o rg e s ehen e Urs Yj rung s 

s ys t em einfiihr en ( sog.  p art i ell er , d i agonal Er Urs c nmg ) . 

41. Schu t zkl au s eIn :  

Di e Scha.ffung e in er Fr eihand el s zo n e  zwi s ch en d en EG und Ö s t e r

r e i ch vrird z w e i f ello s  zu e in e r  g ev.T i s s  en V erl ag eru.."lg d er Hand el s

s t röm e sOloJi e z ur Schaffung ge�:�nd ert er Wet t bew e rrj sv erhi:.t.l tni s s e  

auf den einz eln er.. M8.rkt en fu hr en .  Di e durch das Abkommen g e

s c haffen en n eu en IvW gl ichk e i  t en einer Arb e i t st eilung vrerd en An

pas sungsmaß nahm en s ei t ens d er b e t ro ffenen Wirt s chc; ft s z vl ei g e  

no tv-Tendig machen , damit all e V o r t e il e ,  d i e d a s  Abkomm en ermög

l i ch t , r e al i s i ert werd en könn en . Um j ed o ch zu ve rhind e rn ,  d e.ß 

d i e  V e ränd erung en in d en 1.'iarens t römen zu Hand el sverz e rru...Ylg en 

und d aüi t zu No t s t ands s i  t V8.tionen in d en b e t r o f f e n en Wi r t s c haft s

z w eig en füh r en , s i eht d as AbkoID.tll en d i e NCigli chk ei t d er Anwen

dung von Schut zmaß n?.hmen vo r .  Schut zmaßnat'J1JJ.en körm en ge troffen 

w e rd en :  

a ) B e i  s chw er"l·ri eg end en S t ö rungen in einem Wirt s chE.ft sb er ei ch 

od er im Fall e von Schl'ri erigk ei t en ,  d i e  zu e iner Verschl e cht e

rung d er Wi r t s c haft slag e ein e s  Gebi e t s  führ en können .  

b )  Wenn d i e  Erhöhung d er Einfuhren ein er War e  ein en Produktions

zweig erheblich s chädigt od er zu s chädigen d roht , und w enn die-
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s e  Erhö hung , auf di e in di e s em Abkommtn vo rg e s eh en en Zolls enkun-

g en ::;o1'li e auf d i e  Tat sac h e  zurü ckzuführen i s t ,  d Ejß d i e  von d er 

von d er e in fU hl ' end en Vert ro.gsp '.".Tt ei (; 1'l1o l ;:;n vJ srd en ( t lZolldj s -

1, '., Y" � + :-; t l l ) 
._.' ' _ ' . �  ..J... u '_.... • 

, ) _. .:; Y' C .1 n .. i. 8 .  ! 

s onderen �; o\'lj, e b ei Vert ri::.g sv 8 rJ. E:tZ1.m.g en im c.1.llg emein en . 

mi s cht en Aus s chuß .s t c: t t find end e g ei�: ein s ,'?m e  Ertdw-'g d er 

d 81� b.rt d er eint'; etr et en en S chwi erig1-:: eit en ,  d er T:mtm2 . .2 1 i c h en Ur-

E.: 8.chen s o vJi e i3.uch d er mÖGli chen A";:-;hi l f en d er Anwendung von 

e il:. e Schutzm2.2n�:tl1m e ge tro ffen ,,;- e rd en . Al s  Schutzmaßnar.men s ind 

Ei t V o rrc..r..g EaBn2.rU!, en zu t :r' e i':: en ,  d. i e  das FlJ ..... "lk t i oni e r en d e s  

� i e  in s b e s ond el� e  im ?.cinbli ck e,u :: i�� e  mögl i ch s t  bal d ig e  A'.l :;:�fle-

cu.n€; G eg en s t 2.nd r eg elrrL :, iE er Kon sul t s tion en s ind o 

In Ab.' e i chung von d er grur1d s>, t z l i chen Vc rg::-:.ngsvi ei s e  s i e�ct d s s  

Abko rcm en in d en unt er Pkt .  4E� ,  4 b  \L."ld 8 2.lltS efül1rt en Fi:i.ll en 80-

'trie im .Fall e von Aus fuhrb eihil fen üb erd i es ,-ro r ,  daß , \·;ef1...!l außer-
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gewö hnli che Ums t ände e in s o fo rtiges Ej_ng r e i f en e:rfo rd e rl i ch 

mach en , d a s  eine vo rherige Prüf\mg aus E3 chl i eß t ,  die bet reffen

d e  V e rt rag spart ei unver z l .i gli ch S c iutzmaßnahm en t r e f f en kann ,  

s OHeit s i e  zur Behebung der Situ:J.tion unbedingt e r fo rd e rl i ch 

s ind. 

5 )  Si c herl;. ei t sbes t immungen 

D,lS Glo b cüabkommen s i eht , ähnl i ch \od e emdere int e rnationale 

rlandel svereinbs.rungen, vo r , d aß d en Bes t iIlll,lungen d e s  Abko mm ens 

Einfuhr- , Aus fuhr- und Durchfuhrverb o t e  und - beschränkungen 

n i cht entgeg en s t ehen , d i e  aus Gründen der ö ff entl i ch en Sit t

l i chkei t ,  Ordnung und Si cherheit zum S c hutz d er G e sund h e i t  

und d e s  Lebens v o n  M en s ch en ,  T i e r en lli1d P fl anzen ,  des nationa

len Kul turgut s von kün s tleris chem , ges chi chtl i ch em od er c�rc htiolo

g i s ch em 'iiert s o wi e des gewerbl i chen tUld komm erzi ell en Eig ent1Ulls 

g er e ch t f e rtj_gt s ind . Vo r all em hind e rt di e s e s  AbkoIlllll en Ö s t er

r e i c h  ni cht , M8ßncdunen zu erl a s s en ,  di e s einen \ve s entl i c h en Si

ch erll ei t s int eres s en en t sprechen , die den Hand el mit vlaf f en b e

treffen od er d i e  es in Kriegs z ei t en o der im Falle s chwerwiegen

der internat ionaler Sp annungen für s ein e eigene Si cherheit al s 

H e s en t l i ch eracht et ( Artikel 21 ) . 

6 )  Zahlungsverkehr: 

Um d en fr e i en War env erk ehr si ch e rzus t ellen , b e s t imm t d as Ab

komm en , d aß d i e V er t rag s s t cl.cl ten die d mnit v er bund en en Z ahlun [';en , 
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überweisungen d i e ser Z ahlungen sowie d:ie Rückzahlung und An

n��e von kurz- und mit telfri s tigen Krediten nicht bes chrän-

ken . 

Bei erwiesenen oder drohenden Z ahlungsbilanz s chwierigkei ten in 

einem oder mehreren Mi tglieds taaten d er Gemeins chaft oder in 

Ö s terreich kann j edoch die betroffene Vertragspa rtei die er

forderlichen Schutzmaßnahmen t reffen; die se i s t  j edoch ver

pflicht e t , hievon unverzüglich die andere Vertragsp artei zu 

unte rrichten . 

7) Maßnahmen auf dem Gebiet der Steuern; 

Das Abkommen verpflichte t  die Vertrags parteien , keine Maßnahmen 

od e r  Frakt iken auf dem Gebiet der inneren Steuern anzuwenden, 

die mit telbar oder unmi t t elbar e ine unters chiedlic he Beh:mdlung 

der Erzeugni s se einer Vert.rags part e i  und glei chartiger Ursprwlgs 

erzeugnis se der anderen Vert rags partei bewirken . Wei t e r s  darf 

keine Ers t attung für inländis che Abgaben gewährt we rden, d i e  

höher i s t , �ls d i e  auf diese Waren mit telbar oder unmit telbar 

erhobenen Abgaben . Die se Bes timmungen ent s prechen Artikel III 

de s Allgemeinen Zoll- und Handel sabkommens ( GATT ) , EGBl . Nr .  254/ 

1 9 5 1  • 

8) Antidumping-Maßnahmen ; 

Antidumping-Maßnru�en dUrfen die Vertrags parteien nur in Über

e ins t immung mit den Be s timmungen des GATT-Artikel VI und d e s  

Ü bereinlwhlmens übe r  d i e  Durchführung von Artikel VI des 
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Allgeme inen 2011- und Handelsabkoilllliens , BGEl . Nr . 4/1 972 ,  e r-

Grei fen . 

Di e s e Übe re inkunft Emt s �n'i cht den bereits von der Wirt s c.hafts 

ge;:ieinschaft und von Ös t s rre ich im Rahmen d e s  GATT einge gange

nen Verpfli chtungen . 

9)  -lle ttbe'.1erb s regeln: 

ZUI:l Schut z der Freihe i t  d e s  'Ilarenve rkehrs vor We t tbeHerbsver

f: �ls chun5en durch Vere inbarungen , Be 3 chlüs se LL'1Q abg e s t imrllt e  

Ve rhalt ensHe i s en ,  durch d i e  mißbrä.uchl i che Ausnützung markt

c el-a-rs chend e r  StelJ.ungen s owi e zum Schutz vor �t1e t tbelferb sve r

L�1 ;3 c hungen durch s taatli che Beihilfen enthält d as Abkommen ge

s o nderte Be 3 timmun[en . S ollte e ine Vertrags p3. rtei zu der Auffas sung 

gelangen , daß e ine Verhaltenswe i s e  mi t den We t tbevrerbsbe s timmun

gen des Abkomoens unve re inbar i s t , s o  kann sie gemäß d e n  �Jr 

S chut zrr:aBnahmen vorge s e.hene n  Be dingungen und Verf�l.hren ge e igne-

t e  Naßnahmen ergreifen o 

10)  Ve rfs.hrensbestimmungenö 

I·Q t der Durchführung di e s e s AbkoiUillens i s t  ein Gemis chte r  Aus

s chuß b e traut , der auch für die o rdnilllgsgemä ß e  Erfüllung de s 

Abkommens s orgt o Im allgeme inen s pri cht der Aus schuß Empfehlun

gen aus , in s pe zifi s chen Fällen faßt er j edo ch auch Be schlUss e  

( insbesondere in be zug auf die Änd e rung von Ursprungsregeln) . 

Di e Vert rags part e i en fillren die s e  Be s chlüs s e j edenfal1s nach ihren 

e igenen B e s t immungen durch .  
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De r Gemi schte Aus s chuß s pi egelt den bilate ralen Charakt e r  

d e s  Abkommens wi e d e r ;  s e ine Empfehlungen und Be s chlüs s e  be-

ruhen auf dem Prinzip d e s  gegens eitigen Einve rnehmens . Je-

denfalls e inmal j ährl i ch hat der Gemi s cht e Aus s chuß auf Ver-

3x.Uas s ung s eine s Vo rs i t z enden, den abwe chs elnd di e beiden Ver-

t rags parte i en s t ell en , zusammenzut r e t e n ; darüber hinaus tri t t  

e r  auf Verlangen einer Vertragspartei zusammen . 

Zur Erfüllung s e iner Aufgaben kann d e r  Gemis cht e Aus s chuß 

Arb e i t sgrup)en eins e t z e n .  

1 1 ) Sond e rb e s t immunr;en d e s  Abkolillllens mit den M; tglieds t aaten 

der EGKS 

Auf d em Geb i e t  d e r  Montanwaren s t ellt die s e s  Abkor:cr:len Rege-

lunGen auf , die im allgemeinen d enen des Abkowmens mit d e r  

.iU G  ent siire chen . Ein ve rzögert e r  Z ollabbau ( Z ollfreihe i t  m i t  

1 .  Jänner 1980) s owie e in Sys t em von J ahres plafonds ( s iehe 

Plet . 1) s ind für legierten Stahl und �ualität skohl en8to ff-

stab.l vorge s ehen . 

r'1i t d em Pari s e r  Ve rt rag \'lUrde ein int e grierter Tlb. rkt für l'-1on

tammren ge s chaffen . Üb e r  den Ab'Jau d e r  Z ölle und mengenm�:i.-

B igen Be s chränInmgen hinaus s e t zt d i e s e r  Vertrag auch ein 

Sys t em von Regeln in Kraft , an d as s i ch die Produz ent enlän-

d e r  zu halten haben . Kern di e s e s  Systems s ind Artikel 60 ff 

b e t reffend Pre i s e . Durch die s e  B e s t immungen s ollen e in un-
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l aut e re r  We ttbe';'le rb und diskrimi ni e rende Praktiken aus ge-

s chlo s s e n  werden . Die Unt ernehmen s ind ,'lei t ers ve rp fli ch te t ,  

j eden IC::ufer nichtdiskriminierend zu b eh:::mdeln und ihm grund-

8 : .�t zlich zu veröffentlichten Lis t en.9re i s en ihre Wo..re anzu-

b i e t e n .  Ledigl i ch wenn d e r  Kiufe r  no..ch\'l 8 i s e n  kann , daß ein 

and (;rer Anb i e t e r ,  all enfalls a u s  einem Drj. ttlo.nd , eine ver-

...;1 8 i chbal�e Ware zu einem ni edrige ren Pre i s  anb i e t e t , s ind 

die Unt e rnehmen b e :c e chtigt , zur Aufl�8 chterll3.1 tUllg d e r  We t t

b e';re rb s fähigkei t in e in s o l che s Pl'e i s angebo t e inzut�. ' c t en 

( Angle i chungs re cht ) • Bei einigen 'liaren , d eren Einfuhr 8.ll;-s b e -

s timmt en Dri t tltindo l'n no ch mengenm::':'ßigen Be G c: c:c�nkun{;en ullter

li c 2:t , be s t eht derz e i t  e in Ängl e i chungsve rbo t  .. 

Das b e s ond.ere Int 8 J'8 s s e  der EGKS und Öf:; t e r:::c ichs ,ln e iner 

V':� J."meidtU1c:.: von S ch, .. ri er:L gJ.\:e i t en hill Eontans e kt o r , d i e  durch 

Ulil': t ri t t ene Preü , erc t e llun,--:-en der 3tahl1.Jro duz e nt e n  Je i ihrem � -

.A.u.ftre ten c:.uf d em r.:ar!�:t d e s  anderen Ve :rtragsl'�.l'tnc r:� ; � e rvo r-

,�ß T"CLfen ·.� :cc·ien l;:UlJ11en ,  b e stand be :r 8 i  t s  im Jahr'e 1 9 56  und f2.nd 

in e inem Regi c:rUll,2s:':be rE' inkoIlLrnen vom 2 4 .  und. 25. Ju�i 1956  

0 e L:en Ni e d E: r s chlag . 

Im Hinbli ck e.uf den durch cias vo rliegende A.bkoL:men vo rge-

s eheLlen vc·lls tän,dig e n  Ab�)8.U d o s  Auß ens chut z e s  zFi 8chen 

Vi:; t e r_"ei cl: wld der EGKS ""-ar e s  j edoch e rfor' :' (; 1': i c11 , ein 

umfas s ende s  Pre i s s �rstem auf den Geb i e t en der "b e iden Ve r-

tLcgsra rte i en zur Aml endung zu b ringen und gle i ch z e i  tj.g 

"��nch 8inc �"Lbe l'e ins t immende Kontrolle md Almdunc; von Ve r-

;-:; t ö ß en zu s i che rn .  
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. Demnach verpflichtete sich die Gemeinschaft , ihre Preisregeln 

auf Lieferungen ihrer Unternehmen nach Österre ich auszudehnen; 

Österreich wird seinerseits das in der EGK:S entwickelte System 

betreffend die Freispublizität bei Lie f e rung der Erze ugnis s e  

des Kapitels 73 auch auf seinem Markt durch autonomen Rechtsset

zungsakt einrichten . und diese Regelung auch auf Lieferungen öster

reichiseher Firmen in den Markt der Gemeins chaft ausdehnen .  

Die österreichische Regelung würde demnach die gleiche Wirkung 

wie das entsprechende System des Pariser Vertrages erzieleno 

Zur Ausführung dieser Freisregeln sowie zu Erlassung von Verord

nungen und Bescheiden wird in Österreich eine eigene Behörde 

errichtet werden. Um eine übereinstimmende Durchführung des 

Preissystems durch beide Vertragsparteien zu gewährleisten, 

werden die notwendigen Voraussetzungen geschaffens damit die 

zuständigen Behörden der Vertrags parteien im Amts- und Rechts

hilfeverfahren in ständigem Kontakt miteinander stehen und die 

nötige Hilfeleistung bei der Überwachung der Einhaltung der 

Preisbestimmungen gewährleistet werden kanno 

C )  Der Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen: 

Während der gesamten Dauer der Verhandlungen war Österreich 

bestrebt , den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen mög

lichst weitgehend in ein Arrangement mit der EWG einzubeziehen. 

Bereits anläßlich der Eröffnung der Gespräche am 10 . November 

1 970 wurde österreichischerseits vorgeschlagen, Maßnahmen zur 

gegenseitigen Erleichte rung und Intensivierung des Agrarhandels 

zu ergreifen; der österreichische Wunsch, die Landwirtschaft in 
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das Globalabkommen zumi ndest te ilwe ise e i n zube ziehe n , 1�rde 

i n  der Folge mehrfach wiederholt ; so i nsbesondere am 5 .  Jänner 

1 97 1  anläßlich der 1. Runde der Erkundungsgespräche aber auch 

i nsb esondere auf Regierungsebe ne durch Interve ntionen von Bun

desmin ister Dipl . -Ing .  We ihs ( 1 1 .  bis 1 4. April 1 97 2 ) , durch 

Bund eskan zler Kreisky anläßlich sei n e r  Besuchsrei s e  durch die 

Haup t städte der EG-Staate n  sowie durch Bundesmi n 1ster Dr . Stari

bacher am 1 2 . April 1 97 2  in BTÜssel und am 26 . /27 . Juni 1 972 

i n  Lu lCemburg . 

�lii e  b ere its frliher ausgeführt . hat die Gemeinschaft von Anfang 

an die Aufnahme von landwirtschaftlichen Erz eugni s sen in das 

Globalabkomme n nicht vorgeseh en . Auf diesem Sektor hat die Ge

nein schaft den h ö chsten Organisations- und Int egrationsstand er

re icht und ist auch bezüglich geri nger Abweichungen von den 

mühs am  festgelegt e n  Prinzipien im Hi nblick auf die innerhalb 

d er Gemei n s chaft bestehe nden Schwierigkeiten ,  den gemei nsamen 

Agrarmarkt aufrecht zu erhalten , besond ers empfi ndlich . 

Am 29 . November 1 97 1  vrurdeIl schließlich der EG-Kommission die 

Verhandlun gsrichtli nien au�h für den landwirtsch aftlichen Sektor 

erteilt ; es wird daran erinnert , daß zu diesem Zeitpunkt die 

Geme i nschaft auf dem Standpunkt stand , daß die Annahme der 

Freihandelszonenl ösung d urch verschiedene einse itige Zugeständ

nisse u . a .  auf dem Sektor der Landwirtschaft ausgeglich e n  werden 

sollte . 

Die Forderung nach einse itigen Konzessionen Österreichs an die 

Gemeinschaft wurde durch die österreichische Verhandlungsdele

gation st ets mit aller Entschiede nh e it zurückgewi ese n ;  dies ins-
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besondere mit dem Him·rei s  darauf, daß der :Passiv-Saldo am Agrar

sektor gegenüber der EWG von Jahr zu Jahr größer wird. 

Österreich zeigte im übrigen Verständnis für die Schwierigkeiten 

der Gemeinschaft, betonte j edoch,  d aß es a uf Erleichterungen 

für s äne Exporte von Rindern und Rindfleisch, Vollmilchpulver 

und Butter bestehen müsse . 

1)  Der Handel mit verarbeiteten Landwirtschaftserzeugnissen : 

Die Annahme der gemeinsamen Agrarpolitik hat die El,iG seinerzeit 

veranlaßt , f� diese Waren ein eigenes Außenhandelsregime einzu

führen , das festlegt, d aß auf a lle Einfuhren neben einem festen 

Teilbetrag , dem Schutzzoll für die Industrie, noch ein beweg

licher Teilbetrag zum Ausgleich des Unterschiedes z'wischen den 

ElvG-Binnenpreisen und. den Wel tmari-::tpreisen bei GrlUlQstoffen 

einGeho ben wird o Be i der Ausfuhr werd.en die in diesen Waren 

e�thaltenen Grunds t o ffrulteile durch Erstattung auf das Niveau 

der Weltmarktpre i se verbilligt . 

Die ve rt re.gsschließenden Parteien waren bezüglich der verarbei

teten landwirtschaftlichen Erzeugnis se im :Prinzip einig, daß 

beiderseitig der Indus trie s chut z abgebaut werden solle. Die Ge

meinschaft wird bei diesen Waren, bei denen e s  s i ch unter ande

rem um Schokolade , Kindernahrungsmittel , Tei�laren , feine Back

waren, Gewürzsoßen, Zubereitungen zur Herstellu..'1.g von Suppen 

oder Brlhen , Limonaden, alkoholische Getränke, aber auch um 

gewi sse industrielle Grundstoffe handelt , Senkungen nur beim 

festen Teilbetrag vornehmen, den beweglichen Teilbetrag j edoch 

in v o ller Höhe weiterhin einheben. Bei Waren , für die eine Er

stattungsregelung , derze it aber ketne Ausgleichsabgaberegelung 
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v o rg e s eh en i s t , '.ii rd zum Ausgl ei ch d e s  Un t er c c hi e d e s  

z·;I i s ch en d en Grund e t o ffp r e i s en ein R e s t z o ll b cl C:c s s en ;  

i n  einig en FicLll en Hi rd j edo ch d i e  Z oll f::: eih oi t eing er:':�umt . 

Ö s t err eich vIird b ei d en verc;.rb ei t e t en Landwi rt�; chcdts

erz eugni s s en do r t ,  \0[0 Aus g l e i chs abgab ereg elungen b e s t e

h en ,  eb en fall s nur d en f es -c en T "' il b e t rc',g 2 cnken , bZ\'l o 

b ei Erz eugni s s en ,  d er en Ein fuhr nur durch ein en Z ol l  

b el a s t et wird , t e ilwei s e  g ewi s s e  R e s t z o ll s j t � e  b el as-

s en .  Di e für d i e  Wo.ren d i e �:3 e s  B e r E i ches ver einb �� rt en 

ermJß i g t en Z ollsii t z e bzw . d er vleg fcül d er f e c t en T eil

b e t räg e s oll en eb en f�;,ll s  mit 1 0 Juli 1977 errei cht 

vr erd en . 

Im übrigen find en d i e  un t e r  Fkt . B 2 - 10 g en::mnt en 

Vert rc�g s b e s timmungen auch auf d en H8n d el mi t d i e s en Er

z euGni s s en Anw endun g .  

2)  D er H2.nd el mi t l andvlirt s clw.ftli chen Grund s t o ff en .  

O b1'lohl s ei t en s  Ö s t e rr e i ch s  w i e d e rholt int erveni ert 

\�'Urd e ,  w a r  di e G em eins ch8,ft ni cht b er ei t ,  Hmld el c e r-
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l e i cht e rungen cuf ei em Gebi et d er l andwirt s 6t: ; ftli c h en 

Grund s t o ff e in das Global abkornmen s el b s t  2ufzunehmen . 

Ge:lli::� l; d em Glob al ,Jbkomm en mit d er E dG erkhi ren si ch di e 

Vertr2.g sp art eien j edo ch b er ei t ,  unt er Beachtung ihrer 

j eu eil ig en Agrarpo l i t ik d i e  Lw,rmon i s che Ent vI i c klung 

d es H8nd el s mi t 12Jldldrts chc:· ftli chen Erz eugni s 2. en ,  auf 

l ; e1 c11 e d i e  B e s t immu..l1.g en d es Glob :.:labkomm en s  k ei n e  Am-r en

dung find en , zu fö rd ern ,  d i e S chwi. erigk ei t en im Hctn-

d eI rni t d i e s en Erz eugni s s en g emtlG d en VerüLll r en s

b e s tinllnung en fi:�r ci en Gem i s cht e1t Aus s chrU� ( Art ik el 3 1 ) 

zu D ritf en und s i ch um Lö sungen zur B e s ei t igung d. i e s er 

SchvJi erigk ei t en zu b emühen ( Arti_k el 1 5 ) .  

So hin '\'lar es  möglich, gl ei chz eit ig mit d e r  Paraphi e

rung d e s  Glo b al abkomm en s un t er Bezugnahme e!.uf d es s en 

Artik el 15 mit t el s  No t em·r e chs el einand er v erf:� chi ed en e  

Begünstigung en für d en Hand el m i t  12illciwirt s c ha.ftl i chen 

I'ro d"Llk t en einzuräum en . Di e s er No t enw e ch s el ( " Agrar

pak e t "  ) si eht folg end e Kon z e s s i onen vor: 
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a )  Die Gemeins chaft zugunsten Ö s t e rr e i chs 

i ) Be i S chlacht rind e rn eine Abs chöpfung smind erwlg �urch 

Ände rung d e r  Bere chnung sbasi s 

i i )  Bei Nut z rindern eine Kontingent e rhöhung 'b e i  g1 8 i ch z e i t ig e r  

Z o ll s enkun.g ; 

b ) Ö s t e rre i ch zuguns t en der Geme ins chaft am Zoll- bzw o Kontin

gent s e k to r ,  insbe s ondere 

i ) b e i  Ob s t  und Gemüse ,  

i i ) bei Wein und Wermut , 

i i i ) b e i  einiGen nicht e ßbaren Erzeugni s s en d e s  Gar t e nb aUe E.1 .  

Hinsi chtlich der ö s t o cre i chis chen A.us fuhre n  an But t e r  und Voll

milch:Smlve r ( insbe s ond e re nach Großbri t anni en ) konnten vo rd e rhand 

keine Lösungen gefunden vle rden. 

C s t erre ich hat b e r e i t s  in den letzten Jahren eine " Poli tik der 

kle inen S r:hri tte " e inge s chlacen und s i ch illlabh:: ngig v(;n den Be� 

mUhungen um e ine gl obal e Regelung der w i rt s c h2.ftli chen Be �� i '?hun

gen mit der Gemeinschaft konsequent - ,-md mi t Erft) I �: - lliD ZUGI � 

s t :c�ndni s 8 e auf dem Agrarsektor belijjht . Di e s e .A([�, t :::' (:n3Un(ß n  VlU.r

d e n  inte ns iviert , :11... S  s ich im Zuge d e r  Verhandluncen übe r  den 

Ab schluß eine s Int eriJls 8.bkommens he raus s t ell t e , daß d i e  Gem ein

:_� cl;.aft n9.ch lü e vo r zu ke inE:r umfass enden Regelung .::'uf dem 

�i.grarsektor bereit war . In s eparaten Verh;:llld luncen konnten e ini 

ge für die ös t e rrei chi s c}J en Aus fuhren int ere s s ante Abkommen ge

schlo s s e n  we rden . Von die sen Abkommen , die bere i t ;::: S 3 j. t  l;' i Ili

eer Z e i t  die ös te rrei chis chen AgrarJ.I.l ;::; fuhrfm b C Cli rk; t i5en , �� e i e n 

i W3 1 1 e :..:: ondere cenrumt : 

: � ) G.·�TT-Konz e s ;ü on fl�r ßmmental e r  l.ll1d Emme n kLler ;: .k : h il : J  Z]C:lC C ;  

Be i Einhcü tune; eines Mind e s t prei s e s  cntL;. llt d i e  Ab :Jcl1\5J..lfung und 

e s  wird nur ein Zoll er�lObell . 
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b )  Garant i e abkommen für Ti l s i  t '3 rki:i. s e ; Ab s chöpfungsmind erung 

auf Grund d er Garant i e der Einhal tung eine s Ninde s t p r e i se s . 

c ) G c�ra:::lt i e abkommen für ös t e rre i chi s chen But t e rl(.' se de r Typen 

J e rome , Rimon , Mond s e er und Kome t .  

d ) G·l e i c�ls t ellung von Alp enkond ensmilch in Flas chen mit Kon

densmilch in Me talld o s en ; damit ergi b t  s i ch e ine Redukt ion de s 

Zolle s .  

d ) GA'rT-Geme ins chaft s z o llkontingent für 20 . 000 Stü.ck \€ ibliche 

Nut zrind e r  d er Höhenras s en ;  s tat t d er Ab s chüpfung und 1 6  % 

Zoll e rfolgte nur mehr die Einhebung eines Z o ll e s  von 6 % .  (Je t zt 

Ve rb e s ::; e rung d i e s e r  Ve reinb arung auf 30 . 0CO S tück/4 ;h Z o ll ) . 

f )  Be i tri t t  Ös t e rrei chs zwn Abkommen zHi schen der E\vG und Däne 

mark übe r den Handel mit Ve rarbe i tungskühen ; d i e s e s  Abkommen 

b ringt e ine Zollsenkung von 1 6  � auf 13 % und e ine ge s t affelte 

Ab s c höpfungsmind e rung . Da d ie s e s AbkoIrl.Iiien mit dem Be it ri t t Di?ne 

marks zur E','lG e rl i s cht , muß übe r e i ne Wei t e rfLihrung d e s  Abkomm ens 

z\·ri. s chen C s t e rrei ch und d e r  EV1G no ch ve rhand elt vre rd en . 

g)  Eillb e z i ehung d e s  Wiener Mark t e s  in die Be re chnung d e s  Ein

fuhrpre i s e s  b e i  Rinde rn ; durch di e se Einbe ziehung e rgab s i ch 

e ine g e wi s s e  Senkung der Ab s ch ö pfung . Da d i e ande ren Re f e renz

märkte ab 1 .  Jänner 1973 aus fallen , muß j ed o ch eine neue Bere ch

nunesbasis ge funden lfe rden . Die Gemeins chaft hat s ich gemäß 

"Agrarpake t " ve rpfli cht e t , e ine für Ös t erreich vo rte ilhafte 

Reeelung zu t r e f f e n .  
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h )  Einfuhre rle i cht erungen für Kälber und Jungrind er zur Auf

mas t ; Z oll und Abs chöpfung für Kälb er unter 80 kg und JWlgrin

der von 2 20 bis 300 kg werden d�urch gemindert . 

i ) Preisgarantieabkommen für Schweine und S chweine flei sch ; 

bei Einhaltung eine s bestimmten Preises ergibt sich eine Ab

s chöpfungsmind e rung . 

k) Prei sgarantieabkommen für W ein ; bei Einhal tung eine s bestimm

ten Preises ergibt sich e ine Senkung der Ausgleichsabgabe . 

1 )  Gle ichs t e llung Ös t erreichs be i der Anerkennung von S aatmais ;  

das österrei chis che Zertifizierungsverfahren wird anerkannt und 

damit die Inverkehrsetzung s ichergestellt . 

Wenn auch diese "Politik der kleinen Schritte " sOlde der an

läßlich des Abs chlus s e s de s Global abkommens s tat tge fundene 

Notenwe chsel gewisse  Erleichterungen für die österrei chische 

Landwirtschaft im Handel mit der EWG bringt , wird es weit erhin 

das Be streben der Bund e s regierung s e in müs s e n ,  Re gelungen zu 

finden , um den Handel mit landwirts chaftlichen Erzeugnis s en 

zwis chen der EWG Wld Österreich im b e s tm ögli chen Ausmaß zu 

begünstigen . 

Dl Die Wahrung der Neutralität und Souveränität 

Als Ös t e rreich 1961  wie d ie beiden anderen neutralen EFTA-Staa

ten , die S chwe iz und Schweden , um die Aufnahme von Verhandlun

gen mit der Europäi s chen Wirts chafts geme inschaft ansuchte , 

lvurde in den Erläut erungen dieses Ansuchens ausgeführt , daß 

e s  die ö st erreichis che Bund e s regierung als ihre besondere Auf-
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gabe betrachte t ,  die Bes timEungen des  Staatsvertrages in konkre

t e r  �ile ise zu erfüllen . Nur in e iner Politik der imme rw�jlrenden 

Neutrali t�:it sehe sie die auBenpoli tis che Stabili ti:d Ö s t e rreichs 

auch in Zukunft gev(ö,.hrlei st e t . 

Am 28 . Juli 1 96 2  erl�uterte der damalige AuBenminister , BWlde s 

kanzler Dr . Bruno Kreisky ,  im Na)llen d er Öst erreichi schen Bun

de s regierilllg vor dem E\'/G-Mini st errat die ö st e rreichische Auf

fas 3illlg über e ine As s o ziierung mit der Europäis chen Wirts chafts

geme inschaft . Hiebei stellte er fe s t , daß Österreich e ine wirt

s chaftli che VereinbarWlg mit der Europ<iis chen Wirts chaftsgemein

s chaft e ingehen mö chte , " die der AufrechterhaI tlmg der imme r

\"Chrenden Neutrali t.",�t und den zwi schens taatli chen Ve reinbarungen 

Ö s t e rreichs Rec hnung trägt sowie die Erfüllung der damit verbun

denen Pflichten j ederz eit ennöglicht " .  

Da das Globalabkommen rein wirtschaftlichen Charakter auf'lfei s t  

��d lediglich eine Freihandels zone zwischen den EG und Öster

reich begriindet p Erge ben sich aus d:Le s em Vertrag keine Probleme 

hins i chtlich der iIIlliJ e rw�:Lhrenden Neutralität Österre ichs . Insbe

s ondere -wird bereit s  in der Präa.:i.bel fe s tßes t ell t p daß keine Be

s t ir:r:u::ung des  Globalabkornmens dahin,:"ehend ausgelegt 'dercl.en kann , 

daß sie die Vertr3gsparteien von ihren Verpflichtungen aus ande

ren int ern8.tional en Abko[,imen entbind e t . Darüber hinaus gib t  

eier bere its un t e r  Pkt . B 5 clarge s tell te Art . 2 1  Österrei ch d i e  

Höglichkei t ,  alle erforderlichen rvIaßnahmen z u  ergrüifen , die e s  

im Interesse  seiner we s entlichen Si cherhei tsin t ere s :Jen für er

forderlich e rachte t  0 Da überdies der zur Ver,ml tung d e s  Abkommens 

e inge setzte Gemischte Aus schuß nur eins timmige Be schlüs s e  fassen 
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kann , als o  eine Normsetzung gegen den Willen öst erreichischer 

Organe nicht erfolgen kann , i s t , auch im Hinblick auf die Ktindi

gungsmöglichkeit des Art .  34, eine die Unabhängigkeit und Neutra

lität Österre ichs gefährdende Be s chränkung der nationalen Souve

ränität nicht gegeben . 
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11 1 .  Die Aufrechte rhaltung d e s  Fre ihandels z'lli schen den EFTA

S t ar0.te n .  

Vlährend der Ve rhandlungen übe r  d a s  Gl obalabkommen war s owohl 

von d e r  Geme ins ch2.ft als auch von den b e i  tre tend en und nicht

b e i t re t enden EFTA-Staaten die No twendigkeit anerkannt worden , 

den bisherigen Stand d e s  EFTA-Fre ihand e l s  aufre cht zu e rhal t e n .  

Durch ent spre chende Be s timmungen in den Beitri t t s - und Frei

hande l s abkommen , insbe s ondere durch d i e  Gleichz e i t igke i t  der 

Inkraft s e t zung d e r  Ve rträge , vlird d i e s e r  Fre ihand e l  auf d em 

indus triell-ge\'l'3rbl ichen Sek t o r  im Prinzip we it e r  e rfolgen 

können . 

A) ' De r  Handel mit d e n  beitretenden EFTA-Staat e n :  

il'31m auch der Freihand el auf d e m  inclus triell-ge l·;,,, rbl ichen 

Selr t o r  im Prinzip '.{e i t e r  erfolgen können 1,'ii rd , so 1·!ird d o ch 

ausnahmsvrei s e  eine Unt e rbre chung die s e s  Freihandels b e i  Pa

n i e r  und 'flaren aus Papi er e int reten; auch bei d i e s e n  li/aren 

soll j e doch di e Zollfl�e ihei t zwi s chen Ö s t e rl'e i c h  und den bei

tre t enden BFTA-Staaten mit 1 .  Jäliller 1 984 wi eder erre i cht we r

den ( s i ehe Abs chnit t  1 1 , Pkt . B 1) . 

Wenn auch das EFTA-Üb ere inkornlllen :..i.be rwie gend einen Fre ihandel 

für indus triell-gewerbliche Erzeugni s s e  begrij nd e t e , so war 

d o ch ein Fre ihandel mit gevli s s en landwirts chaftli chen Erz ew;

ni s sen im Übereinkommen vo rge s e hen . Im Halld e l sve Y'; �ehr mi t 

den b e i t re tenden EFTA-Staaten wird in HinkQDft die s e r  Fre ihan

del nicht mehr m ö glich s e in ,  s o fern e r  ni cht in das AbkomI.u e n  

m i  t d e r  E':IG Ub e rnoILmen \·mrde .  Darüber h inaus \V'e rd en gewi s t� e  

bilate rale Agrarve re inbarungen z"".tli s chen heuti gen EFTA-Partne rn 

e rlö s chen , wenn einer d er Vertr: �gs s t a:c�ten den EG b e i  tri t t . 
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De r Hand e l  wi t landHi rts chaftJ. i chen Erz eug:li s s en zwi s chen 

Ös t e rre i ch und den b e i  t r e t enden :3FTA-St aaten ,.lird in Hin�QUlft 

den Be s t immungen d e s Glo b alabkommens s 01:1i e  der: bilat e ralen Ver

e inbarungen m i t  d e r  E'{G unt e r;'/O rfen s e in .  

':Jährend d '.:: r o s t e rre i ch i s che AuB enhc:.ud e l  mit den bei trete nden 

EFTA-Länd e rn an, Z o lls ett or in Zukunft durch die Be s timmungen 

d e s  Gl o b :.:�l 9.bkoDUllens geregelt \"iird , ·.'lird di e in der SFTA b e grün

d e t e  Zus ::-:mr:r:enarb ei t auf dem Geb i e t  der ni cht-t Clri faris chen 

Hand e lshewmnis s e  unve rind ert wei t e r�e L·.lu't i'!Brden . Die d i e sb e 

z1.t€l i ch z1.d s chen den :3FTA-L�:;'nd e rn abg e s chl o s .':3 enen Ve r einbarun-

3en s ind r e cht1 1 ch v.re d e r  mi t dem St o ckholrner Übe reinkommen 

::' loch �;1 i t dem Gl obalabkommen verbunden und werd en d ah er durch 

('. en Aus t ri tt von Stac:..ten 8,U S der EFTA nicht berL;.hrt 0 

B) Der Hand el mit den "Re s t-EFTA.!!Staaten : 

Di e T-lini st e r Finnland& I sland s ,  Portugals , Schwe d ens ,  de r 

S chwe i z und Ös t e rre ichs hab e n  b e i d e r :!!FTA-Mini s te rtagung am 

5 .  T-hi 1972 in Genf ihre r gemeinsame n  Ab s icht Aus d ruck ve rlie 

hen , <hs S t o c kh olme r  Übe reinkommen wld d a s  As s o ziierun[:;s abkommen 

z "tTi s ch en d er :;'� F TA und Finnland in Krclft zu belas s e n o  Di e An

wendung de s Üb ereinkommens s oll auch in Zukunft durch rus führe n

de Organ e  Ulld ein permanent e s  S ekre t ariat si c:he rge s t ell t � r

d e n .  Di e s e  g'wldsä t z l i che Be re i t s chaft ,  den Fre ihand e l  zld s chen 

den Re s t -EFTA-Stailt en auf der Grundlage des GATT-Artikel 

XXIV wei terzuführen , wird j e d o ch gewi s s e  Änd e rungen des EFTA

üb ereinkomm.ens und de s As s o ziierungs abkommens d er EFTA mit 

Finnland erford e rli ch machen . 
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D i e s e  .f..nci e rungen H eru en s o wohl fo rmel ler als auch mat eri ell er 

Art s ein . So \v i rd das Aus scheid en von Staat en aus d er EFTA 

ein e Anp a s sung des Sto ckholm e r  Über einkomm ens an d i e  g e ring e r e  

N i  tgl i ed e rz ahl erfo rd erl i ch machen . I n  d i e s em Zus C1Inm enh;mg sei 

ins b e s o n d e r e  a.uf d8.s Verfahr en für Ivlehrh ei t s ab s t immungen im 

ZFl'A-R�-3 t s owi e auf g ew i s s e  Aus i-Ti rkuJl g E::l1 eLUf d en EFTA-Hau shal t 

( wi e  z . B . Hö h e  d e r B ei t rug sl ei s tung en) hing e�.ri e s en .  Ne::.t e r i ell e 

, .  , 
;''-'.YJ.u erUJ:J.g en 'tJ erden vorerst vo r al l em auf dem S ektor d er Ur-

s�; rungsr sg eln zu t r e ff en s ein , um im Int er ess e des g uten 

Funk t ioni e r en s  d e s  Freihan d el s  d i e  in Kr2ft s t eh end en Reg eln 

durch j ene zu ers et zen ,  die in den Freihandelsabkommen mit deDl 

EG vorgesehen sind. Ers t  diese Änd erung en werden d en sog en2.Il.n-

ten " parti ellen , diagonal en UrsIll."\.illg "  zwis chen d en ni cht b ei-

t r e t end en J:.;FT it-Sta::; t en und d en EG ermögli c h en ( � :üelle cl.uch Ab-

s c hni t t  11, Pk t .  B 3 ) . 
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IV. Die Handelspolitik Österreichs gegenüber Drittstaaten 

Bereits anläßlich ihres Amtsantrittes hat die Bundesregierung 

erklärt , daß Österreich "innerhalb der europäischen Integration 

überhaupt nur eine seiner Bedeutung gemäße Rolle spielen können 

wird, wenn es sich gleichzeitig um eine konstruktive Entwick

lung seiner Handelsbeziehungen mit den Vereinigten Staaten, 

dem Europäischen Osten und anderen Regionen der Welt bemüht. tt 

Die Globalabkommen sehen daher in der Präambel vor, daß keine 

Bestimmung dieser Abkommen dahingehend ausgelegt werden kann, 

,, ' daß sie die Vertragsparteien von ihren Verpflichtungen aus ande-
. ' 

ren internationalen Abkommen entbindet . Österreich war stets 

bemüht, Vereinbarungen mit den Europäischen Gemeinschaften ent

sprechend seinen internationalen Verpflichtungen auf dem Ge

biet der Handelspolitik, insbesondere in Übereinstimmung mit 

Artikel XXIV des GATT, zu schließen. Dieser Artikel sieht vor, 
. 

daß bei Bildung einer Freihandelszone die in den teilnehmenden 

Gebieten beibehaltenen und bei der Bildung der Zone geltenden 

Zölle und Handelsvorschriften für den Handel mit den in die Zo-

ne nicht einbezogenen Vertragsparteien des GATT nicht höher 

oder einschränkender sein dürfen als die entsprechenden Zölle 

'und Handelsvorschriften, die in den teilnehmenden Gebieten vor 

der Bildung der Zone bestanden. Gemäß Ziffer 7 des Artikels 

XXIV hat Österreich die Abkommen den VERTRAGSPARTEIEN des GATT 

unverzüglich zu notifizieren. 

Zur Förderung des Handels mit den Staaten , mit denen kein 

Freihandelsabkommen besteht , hat Österreich seine Bereitschaft 

erklärt, an der neuen weltweiten Verhandlungsrunde im GATT, de

ren Beginn für das Jahr 1973 in Aussicht genommen ist, teilzu-
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nehmen. D�ese Ve�handlungsrunde soll umfassend sein und sich 

sowohl auf den Industrie- als auch auf den Agrarsektor erstrek

ken; sie wird die Beseitigung bzw. Verminderung der Zöl le und 

der nicht-tarifarischen Handelshindernisse zum Ziele haben . 

Gegenüber den Ländern Osteuropas wird die österreichische Han

delspolitik weiterhin von den Grundsätzen des Liberalismus und 

Multilateralismus geleitet werden. Bereits seit 1 .  Jänner 1 971 

werden auf die Einfuhr von Waren aus der UdSSR System und um

fang der GATT-Liberalisierung zur Anwendung gebracht ; überdies 

wird derzeit der Abschluß eines Zehnj ahres-Vertrages über die 

weitere Entwicklung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen 

d � �  TIdSSR und Österreich vorbereitet . Mit den anderen Oststaaten 

werden laufend Verhandlungen über eine schrittweise Verringerung 

der L�ste j ener Waren geführt , die bei der Einfuhr aus diesen 

Staaten nach Österreich noch mengenmäßigen Beschränkungen unter

liegen, und zwar mit der Zielsetzung , mit 1 .  Jänner 1 975 eine 

weitgehende Angleichung an die GATT-Liberalisierung zu erreichen. 

Darüberhinaus ist der Zahlungsverkehr mit den Oststaaten - mit 

Ausnahme R'lmänj ens - bereits auf frei konvertierbare Währungen 

umgestellt worden; mit Rumänien wurde eine Umstellung für 1 973 

vereinbart . Durch den Abschluß von v ereinbarungen über die Ge

staltung der industriellen , wirtschaftlichen und wi ssenschaft

lich-technischen Zusammenarbeit war Österreich bestrebt , neben 

den langfristigen Handelsabkommen eine weitere Erleichterung 

des Warenaustausches in Durchführung von zwischenbetrieblichen 

Kooperationsabkommen unter Bedachtnahme auf seine internationa

len Verpflichtungen zu fördern. 
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Trotz der zunehmenden Multilateralisierung des österr.@i�h j_schen 

Außenhandels werden sich auch künftighin bilaterale Kontakte 

als notwendig erweisen ,  deren Aufgabe insbesondere darin be

steht , die Bemühungen der österreichiBchen Exportwirtschaft zu 

unterstützen und konkrete Maßnahmen im Hinblick auf eine besse-

re Streuung der österreichischen Ausfuhren zu treffen. 

Zur Förderung des Handels mit Entwicklungsländern hat Österreich 
• 

bereits zahlreiche konkrete Maßnahmen gesetzt . So wurden die 1m 

Rahmen der Kennedy-Runde des GATT vereinbarten Zollzugeständ

nisse , die für Entwicklungsländer von Interesse sind , vorzeitig 

in Kraft gesetzt ( BGBl .Nre 1 87/1 968) ; durch das Bundesgesetz 

über zollrechtliche Maßnahmen gegenüber Staaten, Gebieten und Ge

bietsteilen, auf die die Bestimmungen des GATT nicht angewen-

det werden, BGBl. Nr.  41 9/1 970, kommen die Entwicklungsländer, 

die nicht dem GATT angehören, in den GenuS der VertragSZOll

sätze . Im besonderen wurden j edoch durch das Präferenzzollge

setz , EGBl . Nr.  93/1 972 , sowie durch das Bundesgesetz über die 

zollfreie oder zollermäßigte Einfuhr von handwerklich hergestell

ten Waren zur Förderung der Handelsbeziehungen mit Entwicklungs

ländern, BGBl .Nr. 94/1 972 , den Entwicklungsländern erhöhte Ex

portchancen am österreichischen Markt eingeräumt . Darüberhinaus 

wird Österreich an den Beratungen über weitere handelspolitische 

Maßnahmen zugunsten der Entwicklungsländer , die insbesondere 

im Rahmen der UNOTAD stattfinden werden, aktiv mitwirken. 

Die Entwicklungsländer haben bei der 3 .  Welthandelskonferenz 

Wünsche nach Abschluß weiterer Rohstoffabkommen vor�ec�3qht e 

Österreich, das gegenwärtig dem Internationalen Kaffeeabkommen , 

dem Internationalen Veizenabkommen und dem Internationalen Zinn-
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abkommen sowie mehreren Studiengruppen angehört , die u.a.  die 

Voraussetzungen für den Abschluß von Abkommen über Schafwolle 

und E aumwolle , Kautschuk, Blei und Zink sowie Wolfram prüfen 

sollen , steht diesem Wunsch grundsätzlich positiv gegenüber . 

Österreich hat die Bedeutung der � als Konsultationsforum 

der marktwirtschaftlich organi sierten Industriestaaten auf dem 

Sektor der Handelspolitik stets voll anerkannt . Die Bemühungen,  

handelspolitische Probleme zwischen den Industriestaaten ver

stärkt in der OECD zu behandeln ,  erbrachtenvorerst die Einset

zung einer Expertengruppe für Welthandels fragen (Rey-Kommis sion), 

an deren Arbeiten Österreich im Rahmen von Konsultationen teil

�cnommen hat . Die Empfehlungen dieser Expertengruppe , die nun 

vorliegen, werden für die weitere Entwicklung der Handelsbe

zie�'angen zwischen den OECD-Mitgliedstaaten eine wichtige 

Grundlage bilden; Österreich ist bereit , an den Arbeiten zur 

Durchführung dieser Empfehlungen im Sinne der Erklärung der 

Bundesregierung voll teilzunehmen. 
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Y... Die Äu.swirhJ.lll,Q;en der---Glc balabkommen -sl.4.f die österreichi

sehe Wirtschaft 

Wie hoch die Wachstumsgewinne sind , die dank einer stärkeren 

internationalen Arbeitsteilung erreicht werden können, läßt 

sich nur schwer und meist nur unter sehr restriktiven Annahmen 

quantifizieren. Es läßt sich j edoch empirisch nachweisen , d aß 

normalerweise die Entwicklung einer Volkswirtschaft mit einer 

wachsenden außenwirtschaftlichen Verflechtung einhergeht und 

daß der Außenhandel für einen Kleinstaat von wesentlich größe

rer Bedeutung als für einen Großstaat ist. Der Export ist bis 

zu einem gewissen Grade auch "Wachstumsmotor" und insbesondere 

kleinere Länder können vielfach nur im Wege des Außenhandels 

ihre Produktion spezialisieren und kostensparende Betriebs- und 

Losgrößen erreicheno 

A) Die Bedeutung des Außenhandels für Österreich 

Die Exportquote der österreichischen Wirtschaft ist relativ 

hoch; so erreichte sie 1 970 20 , 5  % des BNP , das ist mehr als 

auf Grund der Pro-Kopf-Einkommen und der internationalen Er

fahrungen zu erwarten wäre. Schweden z . B. hatte 1 969 erst eine 

Exportquote von 20 , 4  %, obschon sein Lebensstandard viel höher 

ist; die Schweiz erreichte allerdings bereits eine solche von 

24 , 5  %. 

Die Randelsintensität ist in Landwirtschaft und Industrie ver

schieden hoch. So betrugen 1 97 1  die Ausfuhren von land- und 

forstwirtschaftlichen Produkten , die ca. 2 Milliarden Schilling 

erreichten , nur 8 % der Erzeugung dieser Waren ( 1 97 1 : 24 , 9  Mrd. 

ö.S ) ; hingegen betrugen die Ausfuhren gewerblicher Erzeugnisse 

( 1 971 : 77 Mrd. ö. S) ca. 51 % der gewerblichen Produktion ( 1 971 : 
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1 50 , 2  Mrd � ö . S ) . Die entsprechenden Anteile betrugen- 1 971  

einfuhrseitig c a .  29  % bzwo ca.  65  %. 

Wie gerade die Entwicklung des österreichischen Außenhandels 

in der Periode der Existenz zweier europäischer Integrations

blöcke ( EWG und EFTA) zeigt , wäre es verfehlt , trotz der in 

den letzten Jahren im Rahmen des GATT erfolgten Zollsenkungen 

den Einfluß der Zollbelastungen auf das Ausmaß und die Richtung 

der internationalen Handelsströme zu unterschätzen . Entfielen 

im Jahre ' 1 9 59 noch 49 , 3  % des österreichischen Gesamtexports 

auf die EWG-Staaten und 1 2 , 1  % auf die EFTA-Staaten , so er

reichte der EFTA-Anteil im Jrulre 1 964 bereits 1 9 , 2  %, während 

der Anteil der Exporte in die EWG auf 47 , 5  % zurückging; die-

8 e  Entwicklung setzte sich in d en folgenden Jahren fort , so

daß die Exporte in die EWG 1 970 nur mehr 39 , �  �, die Exporte 

in den EFTA-Raum hingegen bereits 26 , 6  % des gesamten öster

reichischen Exportes ausmachten. 

Das österreichische Institut für Wirtschaftsforschung hat die 

Wettbewerbsgewinne bzw.  -verluste Österreichs in den EFTA-

und EWG-Staaten für die Jahre 1 959 bis 1 969 berechnet .  Die 

Wettbewerbskomponente ,  die vor allem die Auswirkungen der Inte

gration wiederspiegelt , war hinsichtlich der EFTA-Staaten mit 

324 , 3  Mio $ positiv; hingegen betrug der Wettbewerbsverlust im 

EWG-Raum für diese 1 0  Jahre gemäß dieser Berechnung 484 , 3  Nio $ .  

B) Die Auswirkungen der Abkommen 

Unter den zahlreiche!: Ur.sachen, die während der beiden letzten 

Jahrzehnte zu starken Veränderungen der Struktur des industrie� 

gewerblichen Sektors der österreichischen Wirtschaft und zu ei-
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nem bemerkenswert kräftigen Vachst� geführt haben, spielt 

die wirtschaftliche Integration Europas zweifellos eine w i chti� 

Rolle . In einzelnen Fällen , bei der Untersuchung der einen 

oder anderen spe zifischen Produktion , läßt sich sogar ziem

lich konkret fest stellen , daß Handelsliberalisierung und Zoll

abbau die Entwicklung der betreffenden Sparte gehemmt oder 

gefördert haben . Es ist j edoch nicht mögl ich , die Struktur-

und Wachstumseffekte der Integration für den ge samten indu

striell-gewerbli chen Sektor in befriedigender Weise zu quan-

tifizieren . 

Es wäre außerdem verfehlt , die Struktur- und Wachstumspro

blematik aus schließlich unter dem Aspekt der europäischen 

Integration zu sehen . Denn weitgehend unabhängig von Ver

änderungen der europäischen Integrationslage werden Struktur 

und Wachstum der Wirtschaft langfristig auch durch andere 

Faktoren , wie vor allem den technischen Fortschritt ,  bestimmt .  

Neue Produkte und Produktionsverfahren führen besonders auch 

1m industriell-gewerblichen Sektor zu einem �ändigen Wandel 

der Strukturen , der ' sich einerseits in der Verschiebung der 

optimalen BetriebsgröSen und der Erhöhung der produktions-

und absatztechnischen Vorteile der Spezialisierung manife stiert , 

andererseits zu einer V�rgr
'Ößerung der Absatzmärkte zwingt . Der 

Integrationspolitik de� europäischen Staaten kommt in die sem 

Zusammenhang allerdi.ng� eine nicht zu unterschätzende , ergän

zende Funktion .  zu, indem sie durch e ine weitgehende Beseitigung 

bestehender Handelshemmnisse ' sowie Er�eichterungen der Mobili

tät von Produktionsfak:t oren zu einer NeuordD.ung der Wirtschafta

strukturen entsprechend;i�,den "natürlichen Konkurrenzbedingungenlt 
, " �. 

beiträgt . 

r · · . :"< 
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Ein Strukturwandel dieser Art ruft j edoch l.mmer AnP�� 8ungS'

probleme hervor , die sich auf die Wirtschaft e ines kleinen Lan

des wie Österreich stärker auswirken als in den gröBeren Part

nerlände rn .  ni e 1.m Z uge der HandelslibemJi sierur,gen der OEEC/ 

OEeD und der EFTA aufge tre tenen Anpas sungsprobleme konnten 

von der österreichischen Industrie ohne größere Schwierigkeiten 

bewältigt werden. Globale Rückschlüsse aus den bisherigen Er

fahrungen auf die Auswirkungen der künftigen Fre ihandels

Maßnahmen lassen s ich allerdings nur mit erheblichen Einschrän

kungen ziehen. Man wird aber annehmen müssen, daß sich in Zu

kunft die Konkurrenzbedingungen s owohl auf dem inländischen 

Markt als auch auf den westeuropäischen Märkten durch die 

nunmehr erfolgte regionale und sachliche Ausdehnung des Frei

handels stärker als bisher verändern werdeno 

Dadurch verbessert s ich zwar die relative Konkurrenzsituation 

der österreichischen Industrie auf den Märkten der derzeitigen 

EWG-Mitgliedstaaten , doch auf dem heimischen Markt und auf 

den EFTA-Märkten tritt e ine Verschlechterung eino Allerdings 

wird die integrations bedingte Veränderung der Konkurrenzsi

tuation infolge des etappenweise , auf mehrere Jahre verteilten , 

Zollabbaus allmählich und nicht plötzlich erfolgen und somit 

die strukturelle Anpassung der österreichischen Industrie er

leichtert werden. 

Obwohl innerhalb der einzelnen Branchen mit unterschiedlichen 

Auswirkungen der Freihande lsabkommen gerechnet werden muß , 

läßt sich eine grobe Trennungslinie zwischen exportorientier

ten und inlandsorientierten Industrie zweigen ziehen . In einigen 

exportintensiven Branchen erfolgte bereits in den vergangenen 
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--- Jahren eine \iei tgehende s trukturelle Anpa'Sß=,;;;'l'\� in Hinblick 

auf ein Abkommen Österreichs mit der EWG, sodaS die Beseiti

gung der Diskriminierung der österreichischen Ausfuhren in die 

EWG auch kurzfrisT..ig eine Verbesserung der Konkurrenzsituation 

verbunden mit erhöhten Absatzmöglichkeiten bzw. günstigen Er

tragsaus sichten bedeutet . 

Bei einigen Produkten mit überdurchschnittlich hoher Exportquo

te , die von den EG als Dsensibel" bezeichnet wurden , muß auf 

Grund der vertraglichen Sonderregelungen zumindest mit einer 

Einschränkung der ursprünglich erwarteten Vorteile eines 

Freihandelsabkommens gerechnet werden. 

Schwieriger ist die Beurteilung der Integrationsfolgen für j e- . 

ne Branchen, die als Pblge der Diskriminierung in der EWG 

Produktion und Ausfuhr verstärkt auf den EFTA-Mark� ausge-

richtet haben. Es ist auch hier anzunehmen, daß die Vorteile 

des Großmarktes höher einzuschätzen wären als die Verluste 
. 

der EFTA-Präferenz gegenüber den bisherigen EWG-Ländern. Be 

kann aber sein ,  daß in dem e inen oder anderen Bereich Ufustel

lungsschwierigkeiten auftreten werden. 

In den letzten Jahren s ind beispielsweise keineswegs zu unter

schätzende Wachstumsimpulse für die österreichische Wirtschaft , 

insbesondere für einige weniger industrial�sierte Regionen 

von sogenannten ItEFTA-Gründungen" , d .h .  von der Errichtung 

österreichischer Produktionsstätten durch in d er EWG beheima-

tete Firm�n zum Zweck der zol1begüLBtigten Belieferung · deß ERTA

Marktes ,  ausgegangen. Es kann nicht von vornherein ausgeschlos

sen werden, daß der Wegfall dieses spezifischen Wettbewerbs

vorteils - insbesondere , wenn er nicht durch andere standort-
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bedingte Vorteile ( VerfUgbarkeit von Arbeitskräften, relativ 

niedriges Lohnniveau e tc . )  kompensiert wird - den Anreiz zu 

Neu- bzw . Reininvestitionen oder auch zur Aufrechterhaltung 

des bisherigen Produktionsumfanges verringert . 

Industriezweige , für die der Export bisher keine oder nur eine 

untergeordnete Rolle gespielt hat , lassen sich im Hinblick 

auf die Integrationsfolgen in zwei Gruppen teilen . Kostenmä

ß1g beschränkte Transportmöglichkeiten sind eine der Hauptur

sachen für die geringe Außenhandelsverflechtung der Steine

und Keramikindus trie und der Gießereien . Diese Branchen wer

den von Veränderungen der Integrationslage kaum oder nur am 

P�de berührt werden. Mit größeren Anpassungsschwierigkeiten 

muß in j enen Branchen gerechnet werden , in denen sich wenige 

Produktionsbereiche infolge mangelnder internationaler Kon

kurrenz�ähigkeit bisher nur mit verhältnismäßig hohem Zoll

schutz auf dem österreichischen Markt behaupten konnten . 

Im Verhältnis zur inländischen Produktion ist die Bedeutung 

der österreichischen Importe aus den EWG-Staaten in den 

letzten Jahren deutlich stärker gestiegen als die der öster

reichischen Exporte in die EWG. Im Jahre 1 964 wurden von Öster

reich aus dem EWG-Raum industriell-gewerbliche Waren im Wert 

von 1 4 , 8  % der inländischen Produktion bezogen; 1 970 betrug 

dieser Anteil 1 7 , 7  %. 

Bei einigen Branchen liegt das Verhältnis von Importen aus der 

EWG zu inländischer Produktion teils infolge des Fehlens ei

ner vergleichbaren österreichischen Erzeugung , teils wegen be

stehender KOnzernverflechtungen erheblich über dem Vergleichs-
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wert für den gesamten industriell-gewerblichen Sektor . So 

entsprechen die Importe aus der EWG beispielsweise im Bereich 

der Fahrzeugindustrie mehr als 50 %,  im Maschinenbau cao  40 % 

und bei elektrotechnis chen Erzeugnissen ca o 3 5  % des öster

reichischen Produktionswertes . Von Ausnahmen ( z . B .  elektrotech

nische Konsumgüter,  Investitionsgüter der Fahrzeugindustrie ) 

abgesehen, dürfte die Beseitigung der Zölle in diesen Branchen 

eher eine Verschiebung der Importstruktur zu Lasten der Im

porte aus dem EFTA-Raum �geben , als daß Nachteile für die 

inländische Produktion zu erwarten sind . 

111 t einer durch den Freihandel bedingten Verschärfung der 

EWG-Importkonkurrenz auf dem österreichischen Markt muß - von 

den oben erwähnten Sonderfällen abgesehen - in j enen Branchen 

gerechnet werden, in denen entweder trotz Zollbelastung ver

hältnismäßig viel aus den EWG-Staaten importiert wird ( z . B.  

Textil , NE-Metall- , Glas , Chemie- und ledererzeugende Indu

strie ) oder durch den Zollschutz die Importquoten niedrig ge

halten werden ( z . B .  Eisen- und Metallwaren- , Bekleidungs- ,  

lederverarbeitende und holzverarbeitende Industrie , insbeson- 

dere Möbelindustrie ) . 

Obwohl hinsichtlich der landwirtschaftli chen Grundstoffe 

Österreich grundsätzlich weiterhin in Drittlandsposition und 

damit �ändig in einem Preisnachteil eegenüber Anbietern in 

der Gemeinschaft selbst bleibt ( insbesondere durch Abschöpfung 

und Aufrechterhaltung der vollen gemeinschaftlichen Erstattun

gen) und obwohl im besonderen Arinzes sionen bezüglich Vollmilch

pulver und Butter im "Agrarpaket "  fehlen, wird der Freihandel 

mit den EG auch gewis se positive Auswirkungen auf die öster-
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re ichische Landwi rtscnaft haben . S o  we rden die verarbe ite ten 

l andwirtschaftlichen Erzeugnisse ge nerell dem Abko mmen mit 

der EttlG unt erliegen : weiters war es möglich , gle ichz e i t ig 

mit d e r  Paraphi crung d e s  Abkommens unt e r  Bezugnahme auf 

d e s s e n  Art ikel 1 5  mit tels Not emiechs el Begünstigungen für den 

Export vo n Scluacht- und Nutzrindern, einem wese ntlichen Ex

po�t z we ig , zu vereinbaren. Darüber hinaus liegt ein durch 

den Freihandel be wirkte s  weiteres Wachstum der indus triell

gewerblichen Erzeugung auch im Int e resse der Landwirtschaft ; 

vor allem wird die Senkung der Zölle bei industriell-ge we rb

lichen Erzeugnissen d e r  Landwirtschaft wese ntliche Vorteile 

bringe n ,  da dadurch eine Verbilligung ins besonde re der Be

triebsmittel zu erwarten ist . 

Im übrigen darf an die Förderungsbestimmungen d e s  Artikel 1 5  

des Globalabkommens erinnert werden; weiters werden im Ge 

mischten Ausschuß laufend Gespräche auch übe r sämtliche land

wirtschaftliche Probleme möglich sein . So wurden bere its bei 

d e r  e rsten Tagung d e s  Gemischten Ausschusse s des Int erimsab

ko mme ns Ve rhandlungen über Vollmilchpulve r und Butter mit dem 

Ziel , positive Lösungen für d i e  österre ichischen Expo rtanlie

gen zu fi nden, e ingeleitet. 

Werden durch das Globalabkommen b isher bestehende We ttbe werbs

verze rrungen im europäischen Handel bese i t igt werden, so wird 

zur Be se itigung we it erer Wettbe werbsverz e rrungen das am 1 .  

Jänner 1973 auch in Österreich in Kraft tretende Mehrwert

steuers'y d tem bei trageü . Di eses System wurde bere its von den 

Mitgliedstaaten der EWG, mit Ausnahme "Italiens , eingeführt ; 

in Italien ist e ine baldige Einführung in Aus sicht genommen. 

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)62 von 128

www.parlament.gv.at



- 6 1  -

Um der Wirts chaft den Übergang auf das neue Steuersy s t em zu 

e rle ichte rn ,  wurde das Pre i s b e s t immungsge s e tz 1 972 , BGBl o Nr o  

27 1 ,  e rlas :::: :::::,;" das e ine o rdnungsgemäße Entlas t\-ng der Ent cel t e  

von der b i sherigen Ums a t z s teuer sO\'Ti e d i e  V/ei t e rg8..b e  d e s  aus 

den Ve rtr�;,gen mit den EG resul t i erenden Zollvorteiles vor-

s ieht . 

Die Sonderkommi s s ion d e r  Pari tci t i s chen Kommis si on für Pre i s -

un d  Lohnfra�en hat d e n  aus dem Int e rimsabkoillDlen s i ch e rgeben-

ßen Z o ll s enkungse ffekt b e i  ve rschiedene n  Waren in be zug auf 

Ermäßigungen der Endve rbraucher�re i s e  unt ersucht ; eine vorläu-

fige AUs1vertung d i e s e r  Analys e zeigt fo lgende Prei s eI"IIl1J,ß igun-

gen : 

Larldmas chinen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 % bi s 3 , 2  % 

Bodenbeläge • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  3 , 5 % 

Spielwaren • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  0 4 % 

Möbel ( wertverzollt ) 0 • • • • • • • • • • •  3 % 

Bekleidung o • • • • • • • • • • • • • • 0 • • • • • • 3 , 5 % bis 
4 % 

Schllh.e • . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . • • 2 , 5 % 

Haushalt s ge räte . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Elekt rogeräte • • • • • • • • • • • • • • • • • • •  

2 % b i s 
5 % 

1 % bis 
6 % 

Di e s e  Pre i s s efi-�gen werden durch den Verzicht Ö s t e rrei chs 

auf e inen i'Te s entli chen Teil d er Z:olle innahmen ermöglicht . 

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 63 von 128

www.parlament.gv.at



- 62 -

Der Entgang an Zolleinnahmen wird sich auf Grund der Sen

kung d e r  Ausgang s zölle gemäß den ange s t ellten Berechnungen 

und ange s ichts der Senkung d e r  Ausgang s z ölle um 30 % für 

das Jahr 1 973 auf rund 1 , 5 Mrd. Schilling belaufen . Dieser 

Betrag wird sich im Jahre 1 974 , in dem lediglich eine zu

sut zliche z ehnpro z entige Zollsenkung erfolgt , ungefähr nur 

um 1 /3 e rhöhen ; e r  wird in den kommenden Jahren ( 1 975 , 1 976 , 

1 977) bei j eder wei t eren zwanzigpro zentigen Zollsenkung ,·rie

der auf die Größ enordnung von 1 :tIll'd .  Schilling pro J8,hr an

steigen . Auswirkungen auf den Zollentgang , die sich durch 

die Verlage rung b e s t ehender Handelsströme e rgeben werd en ,  

können ge genwärtig noch nicht beurt eilt werd en . Auf der Ba

s i s  des Jahres 1 97 1  berechne t  würde sich bei einem derzeiti

gen reinen Zollaufkommen von rund 6 Mrd. S chilling der zu 

ervTartende Einnahmenentgang auf 5 Mrd. Schilling pro Jahr 

belaufen.  

Nach ersten Bere chnungen auf. de r  Basis des  Jahres 1 970 dürf

ten durch d i e  Zolls enkungen der EG die ö s terreichi s chen aus 

fuhren für die Dauer des Int8 rims abkommens von Gemeins chaft s 

z öll en in d8r Gr<5 ßeno rdnung von ca . 380 Mio Schilling j i:',hr

lieh und naeh Durchführung aller Zollsenkungen des Global

abkocmens in der Gri:J ß eno rdnung von ca. 1 , 4 fvlrd. Schilling j äh� 

lieh entlastet werd e n .  Der vle s entlich höhere Entgang an Zoll

e innahmen Ö s t e rrei chs liegt in d e r  Höhe der Einfvbren aus 

den EG sowie in der höheren durchsc��ittlichen Zollbe-

lastung bei der Einfuhr nach Österreich b egründet . 

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)64 von 128

www.parlament.gv.at



I 

- 63 -

Die s e  e rs t e , summarische Analyse der Auswirkungen der Global

abkommen e rhebt keinen Ans pruch auf Vollständigkeit ; mit wis sen

s chaftlicher Gründlichkeit wurde die Frage der Auswirkungen 

der Globalabkommen auf d ie ö s t e rre ichische Wirtschaft vom In

tegrationsaus schuß d e s  Wirtschafts- und Sozialbeirat e s  der Pa

ritätis chen Kommis sion untersucht . Da die ös terrei chischen 

Unternehmen und auch die s t aatliche Wirts chaft spolitik rationa

ler Ents cheidungsgrundlagen b edürfen , fand d i e s e  Studie die 

volle Unterstützung des Herrn Bunde sministers für Handel , Ge

werbe und Indus tri e ;  e s  i s t  zu erwarten, daß die Studi e  in Kür

ze vorliegen wird . 
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N a c  h t r a  g 
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Re dakt i on e l l e  Ände rungen zum Be r i cht der Bunde s r e g i e rung zu den 
G l obalabkommen zwi s c hen Ö s t e rre i c h  und d en Europäi s chen Geme in

s chaft en 

2. T e i l  

S e i t e  46 , 2 .  Ab satz s o l l  l auten : 

In Ö s t e rr e i ch enb'l i c k e l  t d i e  Bu..'1d c s r e g i e rung geme in s am 

mit d e n  übri gen G e bi e t s kö rp e rschaften e in " Raumo rdn uncs

lwn z ep t  für Ö st e rr e i ch " . \'le i t e r s  wurde b e r e i t s  m i t  den 

Nachbarlün d e rn Fühlung genommen , 

SB i t e  47 , 2 .  Ab s a t z  s o l l  l auten : 

Di e s e r  Tats ache Rechnung t rag end , s e tzt s i ch d :i c  Bund e s -

r e g i e rung " für den B e r e i c h  ihre r e i gen en r e g i onalen 

Strul<::turp o l i  t il<:: zum Z i e l , . das r e g i onal e }'11.twi cl\"lungs

g e f �i. l l e  nach Högl i chke i t zu verring e rn " . Der Ve r

b e s s e rung d e r  Qual ität d e s  L e b en s  und damit auch dem 

Umwe l t s chutz we rden dab e i  grö ßt e s  G e \'ll cht zue rkannt . 

S e i ·t e  47 . 3 .  Ab sat� s ol l  l auten : 

1 971 kons t i tui e rt e  s i ch di e Ö st e rre i chi s ch e  Raum

o r dm.mg skonf c renz ( ÖROK ) m i t  ihren O:':'gc::m en • • • • .  , 
d i e  int en s iv an d e r  Ers t e l l ung e in e s  ö st e r re i chi s chen 

Raumo rdnun g skonz ept e s  arb e i t e n . . . . . . 

4 .  Ab s �t z  s o l l  l auten : 

D e r  Mi�i s t e rrat h at im März 1 972 b e s ch l o s s e n , d i e  

B e h andlung d e r  Fragen e in e r  akt i ven ß8u!1"Jordn .. \�J� s 
.l?2..1i t i  t f'li r di �L.13!'� ah 8!2 0."! .. t v.' i c 1-: 1 un.ß.�.T�b i e t e tmd 

fUr di e vom Donauau s bau b e tr o ff e n e n  R e g i on en in 

Angriff zu n ehm en . 

S e i t e  48 , Erg�n zun8 : 

- l�b s t :L J:lr:yung d e r  lü� e d :i. t :C ö rd c rtm g m i t  Inf['() s t rukhn�-

<11.1 �� b,�\u und /I. rbc i t �;ma :r-)\:t.poJ .  i t i k  und B c rü c l c s  i cl J t .i. [�un C; 

d e r  k o o p u :eat i vcn I \ e g i  o n ,:; J p o l  i t i h" . 
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I .  Wirtschaf t liche Ausgangspos i t ion 
-._--------

Der A b s c h l u ß  der Abkommen m i t  den Europ�ischen Gemeinschaf t en 

b e deutet eine Herau sf orderung , aber auch e ine ne ue große Chanc e 

fUr die ö sterreichi sche W irt schaf t . Di e ö sterre ichische Wirt -

s c haft hat dabei e ine ausge zeichnete A usgangsEosit i on fUr den 

Eintritt in den 1 t 1\1arkt der 300 f\1 i l l i onen l l , wei l  s i e  vor al lem 

in den l e t zt en Hochkonj unktur j ahren dank hoher Inve s t i t i onen 

ent sprechende Anpas sungen vornehmen konnte und der neue Kon j unk-

t urauf schwung j_n den EG-L�ndern die Exportmögl ichke iten vve it e r  

erhöht und den Importdruck mindert . 

A )  österre ich e rlebt seit  1 968 den längsten und zugleich aus-

geglichensten K onj unkturauf schvmng se iner Geschichte . vJährend 

di e reale vJachst umsrate der vJirt schaft (BNP ) 1 967 noch 2 , 1+ % 

betrug , s t ieg s i e  in den fol genden J ahren auf 4 , 4  % ,  6 , 1 % ,  

7 , 8  % ( 1 97 0 )  und w ird 1 97 2  m it  5 % ebenfalls  noch Uber dem 

Wachst ums trend l i egen; fUr 1 973 wird die gleiche Wachst umsrate 

prognost i ziert . 

A l s  Ursachen fUr die se außerordentl ich gUnstige Entwickl ung 

der ö sterre i chi schen Wirt schaft , die auch nicht durch d i e  Un-

s i cherheit en der internat ionalen W�hrungsentwi cklung erschUtt ert 

wurde , st ellte das Wi rt schaft sforschungsinstitut den Exp o rt b o om 1 969 

und 1 970 , · das  sp�te Einse t zen der heimi schen K onsum- und Inve s t i 

tionsnachfrage , d i e  hohe Ela s t i zität an Arbe i tskräften und die  

konj unkturgerechte Wirt schaf t spolitik - wie sie  sich vor allem 

in dem Verzicht auf globale R e s t rikt i onsmaßnahmen und in der 
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Zusammenarbe i t  der Sozialpartner i n  der Einkommenspolit�k 

manifestiert en - fest . Danl{ di. e s em K onj unkt uraufschvJLL.'1g konnte 

die  verarbei tende Industrie  ihre nominel l en Inve s t i t i onen von 

1 969 - 1 97 1  verdoppeln und dami t große Anpassungs- und Rat i o 

nal i s ie rungsinve s t i t i onen durchführen . Das Ergebni s waren st�n

dig neue Leistungsrekorde der v.Jirt schaft auf allen Gebieten ,  

d i e  b i s  in  die j üngst e  Ze it  anhi e lten . 

Di e Zahl der Be schäft igten erreichte im August 1 97 2  mit  

2 , 558 . 000 einen. neuen Nachkri egsrekord; auf j eden A rbe i t s 

lo� en ( 39 . 9 1 2 )  entfallen fast  zwe i  offene S t e l len ( 64 . 250 ) . 

Das Wirtschaft swachstum i st befri edigerid ( 1 972 : ge schät zt 

5 % ) : damit  bleibt Öst errei ch im Spi t zenfeld  der OECD

Staaten . 

Die I nvesti  t i onsrat e i st hoch und wird 1 97 2  e inen Zuv.Jachs 

von 7 % e rreiche�. 

Für den privaten Konsum wird e ine reale Zunahme von 5 , 5  % 

für 1 972 e rwart et . 

Das inländi sche regi onale  W ohl standsgefälle  wurde wei te r  

abgebaut : s o  wuchs das BNP im Burgenland in  den 1 5  Jahren 

s e i t  dem S taat svertrag stärker al s in  den übrigen Bunde s

ländern ( ohne Wien ) . 

Die Spare inlagen lagen im  August 1 97 2  um 1 5 , 2 % höher als  

vor  Jahresfri st . 

Die ZLHIJ8.chsrate der Export e i st wie der steigend und lag im 

August 1 97 2  bei 1) , 2  % .  
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Di e Bedeutung Wi ens als  Finanzplat �  wtichst : d i e  ausländi 

schen Bankengründungen ( USP\ , Japan , UdSSR , Frankre ich ) sind 

e in Beweis  für das Vertrau en in die ö sterreichische Entwick-

l ung . 

Die Devisen- und Val utenbestände der Nati onalbank sind stark 

angewachsen und lagen Ende Sept ember 1 97 2  mit  44 , 5  Mrd . S  um 

37 , 2  % über dem Vorj ahresvergleichsstand . 

Der j üngste  Wirt schaft sbericht der OECD bestät igte d i e  günst ige 

Lage der ö sterreichischen Wirtschaft . 

Di eses  hohe Wachstum und Vol lbeschlif t i gung wurden in den l e t z 

t en Jahren mit  relativer Stab i l i tlit e rreicht ; d . h .  Ö sterre ich  

konnte s i ch als kleine s , stark außenhandelsverbundene s Land 

nicht dem stärkeren internat i onalen Prei sauftrieb ent z i ehen . -

Es  hat abe r vermocht , lange Zei t  durch seine Pre i s - und Ein

kommenspol itik den Prei sauftrieb geringer zu halten als  im  

Durc hschnitt  de r OECD-Länder . Der Pre i sanstieg  in den  letzten 

Monaten geht vor allem auch auf das Nachzi ehen der pre i sgere 

gelten Waren -und di e Erhöhung der sai s onalen Pre i se z urück . 

W i eweit  die  Umste l l ung auf die  fv'Jehrwert steuer Prei serhöhungen 

bringt , lcann nur sch1.v i erig prognost i zi ert werden . Di e Bunde s 

regi erung hat ihrers e i t s  e ine Reihe pre i s - Q�d stabi l i tä t s 

p ol i t i sche r Maßnahmen e ingeführt , um die  Prei sauswirkungen aus 

der Steuerumstellung auf e inem Minimum zu halten , und sie hofft 

dabei auf " di e  tatkräft i ge M i thil fe der Wirt schaft sbetri ebe . Der 

1;1 i ederans t i e g  der Wachstumsrate der Exp ort e zeigt , daß die  \,ve t t 

bewerbsfähigke i t  der Exp ortwi rt schaft voll gegeben i s t . 
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Ein kleine s  Land i st auch an der internat ionalen Stabi l i t� t  

der Prei se in besonderem Maße intere ssi ert , weil  e s  durch 

eine abwei chende , autonome Pre i spol i t i k  der großen Handel s 

partner besonders stark bee inf l uBt v·,r ird . Um diese  Stabi l ität 

von außen viel  besse r  al s b i sher zu s ichern , hat Ö s t errei ch 

bei der OECD den Ant rag gestel l t ,  ein internati onal e s  S tab:L 

l i tät sprogramm z u  erstel len und i n  enger Zusammenarbeit  der 

OECD-Länder durchzuführen . Die ser  Antrag wurde positiv  auf 

genommen . 

B ) Trot z der günst igen Vorau ssetzungen waren sich alle  maß 

gebl ichen pol i ti schen Kräft e  i n  Österrei ch seit  langem darin 

e inig , daß ein Bünde l von Maßnahmen im Hinblick  auf die an

gestrebten Verträge mit  den Europäi schen Wirt schaft sgeme in

s chaf t en notwendig seien . Maßnahmen, die  s ich an e inem Zi e l  

ori ent ierten,  für das i m  allgemeinen Sprachgebrauch der Be 

griff "Europa-Reife "  geprägt vmrde . 

In dem Maße , a l s  die Bunde sregierung Fortschrit t e  i n  der Er

fÜllung ihre s Regierungsprogrammes  erzi e l te , wurden a uch 

immer klarer die Konturen ihres  umfassenden Europa-Reif e 

Programme s sichtbar . 

Di e  Bundesregi erung war und i s t  bes t rebt , im Rahmen ihres 

Europa-R� ife-Programme s durch ge z i e l t e  wirtschaf t sp o l i t i sche 

�aßnahmen die ö sterreichi sche Wirt schaft weiter zu s tärken . 
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A l s  Schwerpunkt e  d i e s e s  Regierungsprogramms sind anzusehen : 

die  Arb�i t smarktförderung. 

die Inve sti  t 1 onsförde rung�L verbunden mi t einem A u sbau und 

und bes serer Koordini erung der Finanzi erungseinrichtungen 

die  Exportförderunli 

die Fö rderung von Wissenschaft und Forschung 

di e Intensi vierung der industri epoli t ischen Akt ivi täten 

der A usbau  der Infrastruktur ( langfri stiges Bunde s 

inve s t i t i onsprogramm ) 

Einführung e ines europakonformen Umsat zst euersystems 

( Mehrwert steuer ) 

ge z i el te Maßnahmen im Bereich  der Agrarwirtschaft 

S tärkung de s Wettbewerbs s owie  der Posi t i on de s K onsumenten , 

um die  St euerungsfunkt i on der Marktkräfte zu verbes sern . 

Motiv und Z1 e l  di e ser Maßnahmen i st vor allem di e Stärkung der 

ö sterrei chi schen Wirt schaft 

gegenüber der zunehmenden Konkurrenz der EG-Staaten auf 

den heimi schen Märkten sow i e  

um di e nun verbesserten Absat zchanc en auf dem europäi sc hen 

Großmarkt maximal nüt zen zu  können . 

In ihren Bemühungen um e ine mögl i chst reibungslose Überführung 

der ö ster�eichi schen Wirts chaft in den europäi schen Großwirt -

schaftsraum wurde di e österreichische Bunde sregierung stets  

auf die  wi rkungsvollste  Wei s e  durch die  Prei s- und Einkommens-

politik  der  Sozialpartner unterstüt zt . 
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Ihr verdienstvoll e s  \lJirl<en und :Lhr groBer Ant e i l  an der gün

st igen Wirtschaf t sentwicklung Österrei chs wurde auch von in

ternati onalen Foren anerkannt und als muste:cgül tig hinge s t e l l  t .  

Gerade in der schv.Jierigen Übergangsphase bis  zum t otalen Zol l -

abbau rni I3t dj_e Bundesregierung dem 'tü rken der S o zialpartner 

besondere Bedeutung zu . 
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1 1 . Unmittelbare Begle i tmaßnahmen 

Die se , durch die obi gen Hinwe i se kurz ski z zierte Grunds i t uat i on 

s chuf günstige Voraussetzungen für Gespräch e der  Bundesregieru� 
. 

mi t  den be iden Oppositi onsparteien über s ogenannte begleitende 

Maßnahmen im Zusammenhang mit  der parlamentari schen Verabschi e -

dung der Verträge mit den Europäi s chen Wirt schaftsgeme inschaft en .  

Be i  die sen Gesprä chen zeigte sich e ine wei tgehende K ongruenz 

zwi schen den an die Bundesregierung herangetragenen Wünschen 

und den Int enti onen der Bundesregierung . 

A )  Anläß l i ch der Berat ungen und der Bes chlußfassung über di e 

Umstellung des gegenwärt i gen Umsatzsteuersystems auf das e uropa-

konf orme Mehrwert s teuersystem wurde mi t der Freihe i t l i chen Par

t e i  Ö s terrei chs e ine Reihe flanki erender Maßnahmen vereinbart . 

Von den übe r  das Mehrwertsteuergeset z hinausgehenden Punkt en 

wurden u . a .  folgende wirt schaft sfördernde Maßnahmen vorgesehen : 

1 . )  Bei der Einkommensst euer 

die St euerfreiheit der A usbi ldungskosten, ' 

Erleichterung bei der Besteuerung von Einkommen aus 

Erf indungen ,  

Erhöhung des  Ausmaßes für die  Bi ldung der Inve s t i t i ons 

rUc kl�ge von 20 % auf 25 % des Gewinnes und Ausdehnung 

der Fri st  für die Yen/endung de.r Rücklage von drei auf 

vier Jahre , 

die Wertpapierbegünstigung wird auf neu emittierte; Akt ien 

bei  einer zehnj ährigen Behaltedauer ausgedehnt . 
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2 . ) Be i der rörpersch8.ft sst�ue� y' d rd die I-Ierabset zung des  

Spi t zensa t z e s  von derzei t  brut t o  57 . 64 auf 55 % durchge -

fUhrt . 

3 . ) Be i der Ge�:=rbeertragssteuer  erfolgt die Erhöhung de s Frei 

betrages von derzeit  30 . 000 S auf 40 . 000 S .  

4 . ) Be i der Verm?3ens s t e uer ist  di e Herabsetzung der Vermögens ·

steuerbela s t ung von derzeit  0 , 765 % auf 0 , 75 % und die  Er

höhung der Fre ibet r�ge fUr natUrliche Personen von 80 . 000 S 

auf 1 00 . 000 S vorgesehen . 

5 . )  Beim Gewerbestrukturverb e s serungsge s e t z  erfolgt die  Er

höhung der Mi t t e l  fUr die Maßnahmen na ch d i e sem Gesetz  

von d�rze i t  3 % auf 5 % der  Bunde sgewerbe steuer . 

B ) In unmitte lbarem Zusammenhang mit  der parlamentari schen 

Behandlung der Interims- und Gl obalabkommen haben s e i t ens der 

Regierung mit  der Österre ichi schen Volkspart e i  und der Fre i 

heitl ichen Part ei  Ö sterreich s  Gespr�che stat tgef unden . Dabei 

wurden mit  der Österreichi schen Volksparte i  f olgende Maßnahmen 

vere inbart : 

1 . )  Förderung der Inlandsinve st i t i onen 

a ) Der Inve s t i t i onsfrei betrag kann auch dann in Anspruch 

genommen vIerden , wenn e ine vorzeit i ge Abschre ibung vorge 

nommen w i rd , di e s  all erdings ni cht auf ein und das s e lbe 

Wirtschaf t sgut be zogen . 
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b )  Di e degre s s ive  Abschre ibung wird be i beha l t e n . Eine Kumu

l i erung mit dem Inve s t i t i onsfreibe t rag beim se lben Wirt schaf t s -

gut soll  j edoch ausgeschlossen sein . 

c )  Di e InvestitionsrUcklage kann auch fUr WirtschaftsgUt er,  

fUr die  e in Inve s t i t i onsfreibetrag in Anspruch genommen w i rd , 

verwendet werden; hiebei gelt en die  RUc lclagen (Rücklagent e :L l e )  

i n  Höhe des Inve s t i t i onsfreibetrages al s bestimmungsgem�ß auf 

ge löst . 

2 . ) S trukturverbe s serungsge set z 

a )  Ungeschm�lerte Verl�nger ung des  Strukturverbesserungs 

gese t ze s  u m  2 Jahre . 

b )  Zus�tzlich  soll in das Ge s e t z  aufgenommen werden : W e sent 

l i che Be t e i l igungen an e iner Kapi talge se l l schaf t können als  

Sacheinlagen in  e ine ausländi sche Kap i t alge s e l l s chaft oder 

Genos senschaft ste uerneutral im Sinne des § 1 Abs . 2 und § 2 

S trukturverbesserungsgese t z  e ingebracht werden . 

3 . ) österre i chische Kapi tal investi t i onen im A u sland 
'. 

Folgende zukünft ige Kapitalinve s t i t i onen im A u sland sind z u  

fördern , sowei t  e s  s i c h  u m  den Vertrieb , di e Montage oder das 

S ervic e  von in ö st erre i ch erze ugten Waren hande l t : 

a )  Bet e i l igungen an Kap italge s e l l schaft en i m  Ausland , die  

anl�ß l ich· der  Gründung oder Kapi talerhöhung erworben worden 

sind . 

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)76 von 128

www.parlament.gv.at



- 1 0  -

b )  Darlehen , die  an Kap :i t a l ge s e l l schaf t en i m  A u s land im  Zu-

sammenhang mit der Gründung oder e iner e rhebl ichen Erwe i t e -

rung des  Unte rnehmens hingegeben worden s ind und 

c )  Einlagen in Personenge sell schaf ten im Ausland zum Zwec k  

d e r  Gründung oder einer e rhebli chen Erweiterung d e s  Unter-

nehmens . 

4 . ) Finanzi erungslü l fen 

a )  Schl i e ß ung der Haftungslücke zivisehen den Obergrenzen der 

Lande skreditbürgschaf t sgesell schaften und der Untergrenze des 

EE-Fonds 

b )  Gründung und Betrieb e iner Kapitalbeteili gungsges e l l sc haft 

c )  Schwerp unkt e für Kredi tförderungsal{ti onen : 

i )  I nt egrati onsbedingte I nve s t i t i onen 

i i ) Inve s t i t i onen in innerö sterrei ch i schen Entwicklungs 

gebi e ten 

i 1 i ) Inve stitionen zum Ausgleich  der A bwanderung von 

öst erreichi schen A rbeit skräften . 

5 . ) Einbringung e iner Ausgleichsabgabenge set znove l l e , gleich-

zeitig  mit dem Interimsabkommen . 

Was die durch die s e s  Importregime nicht abgedec kten Härt efälle  

und das Exp ort regirne betrifft , \'J erden die  Verhandlungen wei  ter-

geführt . 

6 . ) Ve rlängeruDg der Wirt schaftsge se t ze um we i t ere zwe i  Jahre 

( b i s  ) 1 . De zember 1 974 ) . Uber di ese Ge set ze , im be s onderen 
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ü b e r  das r:1ark tordnung s ge s e t z. ,  w e r d en im Frühj ahr 1 973 Verhand·

l U.nßen m i t  dem ,2i el a.uf genommen , d i e  I1e g e l ungen c 'U e s e r  G e s e t z e  

an d i e zw i s c hen z e i t i g  e inge t re t ene g e s am tw i r t s c haf t l i c he , agrar

und e rn�hrungsw i r t schaf t l i ch e  Entwi c k l ung an zupa s s e n . 

7 . ) S i cherung de s A b sa t z e s  von � s t e rre i c hi s c h e r  Mi l c h  und E r -

z eugn i s sen a u s  M i l c h : 

a )  E i ne lihn l i che Rege l ung für den A b sat z � s t err e i c h i s ch e r  Er

z e u gn i s s e  aus Mi l ch ,  i n s b e s ond ere But t er und V o l lmi l c hp u l ve r , 

w i e  d i e s  m i t  e inem Pro t ok o l l  d e s  bri t i s ch e n  B e i t r i t t s ve r t rage s 

z ugun s t e n  d e r  Exp o r t e  von But t e r  und Kä s e  nac h  Großbri t ann i en 

e rre i c h t  wurde , s o l l  durc hge s e t z t werden . 

b )  E ine t ragbare Da ue rl � s ung für d i e  S i c he rung d e r  � s t e rre i 

c h i 5 chen Exp o r t e  von E r z e ugni s s e n  a u s  M i l c h  i n  den EWG -Ra um 

s o l l  m i t  d e r  EWG a u sg ehande I  t w er d en . 

c )  Unt e rs tü t z ung d e r  B e s t r e bungen z u r  S i c he rung de s b ri t i s chen 

Mark t e s  und d e r  � s t errei chi s c hen Exp ortv.,r i rt s chaf t nach Er 

s e h l i e ß ung und S i che rung z u sä t z l i ch e r  A b sat zmärkt e .  Di e für 

di e A b s a t z f ö rde rung b e s t imm t en Mi t t e l  w e rden bei Be darf im 

ge s e t z l i c h  vorg e s eh enen A usmaß he range z ogen . 

d )  Der A b s ch l uß e ine s i n t e rnat i onalen M i nd e s t p r e i süb� r e i n 

ko@nens f U r  d e n  int erna t i ona l e n  Han d e l  m i t  E r z e u gn i s s en aus 

M i l c h  wird ang e s treb t . 

8 . ) A u sbau d e r  Qua l i t � t skont r o l l e  i nsbe s ondere be i O b s t  und 

Gemü s e : 
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a )  Quali tät slüassenverordnung für Pfirsiche : Erlassung 

b i s  Ende Oktober 1 97 2 . 

b )  Qualit�t sklassenverordnungen für Zi trusfrüchte ,  Taf e l 

trauben , Salat , Tomaten und Gurken b i s  Jahresende 1 97 2 . 

c )  Qualität sklas s enverordnungen für Karott en und Zwi ebel . 

9 . ) Wesent liche Erhöhung der Mittel  für die  A rbe i t smarktförde 

rung im Budgetvoranschlag 1 973 . Darüber hinaus kann auf 

die  vorhandene Rüc klage an A rbeitsmarktförderungsmitteln 

gegriffen werden . 

Schwerpunkte : 

Verstärkung der SchulungsmaBnahmen . Probleme der älteren 

Arbeitnehmer .  

Gesonderte Beri chterstat tung im Rahmen de s j ährl ichen 

S ozialbericht e s  über die getroffenen A rbe i t smarktförde 

rungsmaBnahmen aus Anlaß der Integrati on .  

Ein Init iat i vantrag zum Proble� der Te i l zei tbeschäf t i 

gung Ttl ird nach Berat ungen m i t  den Interessenve rtretun

gen ehebaldigst in  parlamentari sche Behandl ung g�nommen 

werden . 

1 0 . ) Im Hinblick  auf di e besonderen Probleme , d i e  sich - für die  

Pap i e rindustrie  sowie für die  sal zve rarbeit ende Indu strie 

ergeben , wird die  Bunde sregierung ge sonderte Verhandlungen 

mit  den Sozial- und Wirt schaf tspartnern weiterführen . 

1 1 . )  Nove l l i erung de s ge ltenden Kartellge se t ze s . 

---------- "- - - " 
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c )  Di e Bunde sr�gierung wird , ihre europaori ent i ert e Wirt 

schaf t spolitik  f ort set zend , di e ö st erreichi sche Wirt schaf t 

noch mit f olgenden Maßnahmen un t erstUt zen : 

1 . )  Dle lVIi ttel  der Bunde sbudge t s  fUr Wi rt schaft sförde rung und 

A rbe i t smarl{tförderung werden z ur Sicherste l l ung e ine s ko

ordinierten , auf die Integrationserf orderni sse  abge stel l 

t en Einsat z e s  ihrer Wirkung �in e inem Wirt schaf t s- und S o 

zialf onds der Bunde sregieru:t}.€L zusammengefaßt werden . Seine 

A ufgabe wird e s  sein , bei Anpassungsschwi erigkei ten f i 

nanzielle  Hilfe  z u  l e i st en und z u  e iner besseren AusnUt zung 

des  Arbe i t skräftepotent ials  s owie der Verbesserung der 

Betriebsgrö Benst ruktur bei zutragen . 

2 . ) Der ERP-Fonds sowi e sämt l iche anderen derartigen Einrich

t ungen werden in ihrer Ges t i on in  den nächsten Jahren vor

rangig zur UnterstUt zung der Umst e l l ung auf den grö ßeren 

Markt einge s e t zt werden , wobei di e se Maßnahmen durch das 

Budget unterstUt zt werden , wie di e s  berei t s  im Fremden

verkehrsbere ich bei der Finanzierung der Hote lbaut en und 

der Errichtung von Sei lbahnen de r Fall i s t . 

3 . ) Die Exportförderung wird wei ter ausgebaut . In  Erweiterung 

der in den bei den let zten Jahren getrof f enen Regelungen 

und zusät zlich zu den f lanki erenden Maßnahmen im Zuge der 

Einführung der Mehrwert steuer Vli rd getrachtet , di e Zins 

kost enbelastung im Rahmen der Ausfuhrfinanzi erung z u  ver

ringern und dami t die  K onkurrenzfähigkei t ö st errei chi scher 

Exporte zu heben . 
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4 . ) Neben der vorzeitigen Abschre :ibung soll  für die  Übergangs --

j ahre 1 973 bi s 1 975 bei bewegli chen Anlage verwögen e ine 

Sonderabschrei bung von 3 0  Pro zent e ingeräumt werden . 

5 . ) Für Forderungen aus Exportge schäften wird e ine auf drei 

Jahre befri stete  pauschale  Wertberichtigung vorge sehen . 

6 . ) Dte bei Schachtelgese"l lse haft en gel tende Befreiung von d e r  

Körperschaf t ssteuer soll künf t i g  über die  Grenze wirken . 

7 . ) Di e Wertpap iersteuer soll  auch für ausländische Wertpapiere  

künftig  nicht mehr erhoben werden . 

D ) Auf steuerlichem Gebiet  steht al s Einzelmaßnahme hinsicht -
, 

lieh  ihrer Bedeutung die  �inführung der j'v:r..ehrwert ste"��r an der 

Spit ze  de s umfangre ichen MaBnahmenkatalogs . Di e Reformbe dürf 

t igke it des s e i t  dem J ahre 1 938 in Öst erreich geltenden Umsat z -

s t euersystems s t e l l t  e ine integrat i onsbedingte Notwendigkeit  

dar . S i e  enthebt die ö sterreichische" Wirtschaft der Sorge , 

Gegenstand von Retors ionsmaBnahmen aus  dem Ti t e l  behaupteter  

Wettbewerbsverzerrungen z u  werden . Auf  Grund ihrer Wet tbewerb s -

neutral ität kann sie  sich darüber hinaus auch als  e in wicht iges  

strukt urverbe ssernde s Element " env e i s en . 

A uf steuerlichem Gebi e t  s ind de s weiteren die  umfarigre i chen 

Abschre ib0ngs�öglichke i ten aus  wirt schaf t spoliti sche r  S icht 

be�onders hervorz uheben . 
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Mit e iner 75%igen Sof ortabschreibung ( 45 % vorzei tige Ab

schreibung im Rahmen der  Bewertungsfreihei t und 30 % S onder

abschre ibung ) p l us einer auf drei Jahre befri steten pauscha

len Wertberi chti gung fUr Forderungen aus Exp ortgesch�ften 

werden Inve st i t i onsanrei ze geschaffen , wie sie  in die sem A u s 

maß b i sher noch  nie' bestanden haben und der ö sterrei chi schen 

Wirt schaf t , auch internat ional gesehen ,  die sbezUglieh  e inen 

Spit zenplatz  si chern . 
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1 1 1 . Förderung des Arbe i t smarktes  

Aus  integrat i onsp o l i t i scher Si cht i st die  großzügige Förde 

rung de s Arbe i t smarktes  besonders  hervorzuheben : 

Die Bet e iligung an einem Großwirt schaft sraum bringt vor allem 

e inem kle inen Land w i e  Österreich  Vort e i l e , we i l  di e Errei 

chung e ine s hohen Spe zial i si e rungsgrades und opt imaler  Be 

tri ebsgrö ßen e rle ichtert wird . A uf der anderen Seite  bedeutet 

der Großmarkt e ine t e i lweise Anpass ung der Produktion und 

dami t auch der A rbeit skräfte . 

Für viele  Arbe i t skräfte verschiedener Branchen wird daher 

e ine Nachschul ung , Umschulung oder s ogar ein regionaler Ar

bei t splatzwechsel  notwendig werden . Dadurch werden allmählich 

Europalöhne e rre icht werden können . Um di e s e  Anpassung mög

li chst zu erleichtern ,  i st di e A rbe i tsmarktförderung a uch 

vom Standpunkt der Integrati on besonders wicht i g . 

A ufgabe der Arbe i t smarktpolitik  und der A rbeit smarktve�valtung 

im allgemeinen i s t  e s , im Rahmen der ange strebten Verbesserung 

der Lebensbedingungen in der Industri egesell schaft die Men

schen durch Dienste und Förderungsmögl ichkei t en wirkungsvoller  

bei  der Ent sche idung über den Einsat z ihrer A rbei t skraft zu  

unterstüt zen , im  engen Z usammenwirken mit  der  Wi rt s chaftspol i 

t ik die regi onalen Erwerbsbedingungen glei chmäßig z u  entwickeln 

und durch ihre Dj. enste auf dem S ektor der Arbe it smarktverwal 

t ung das generell angestrebte Verwalt ungs servi c e  zu bieten . 
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I m  Sinne dieser Zie l setzungen hat die A rbei t smarktverwaltung 

bere i t s  im Jänner 197 1 mit  Bi l l igung de s Bei rate s  für Ar

beitsmark tpolitik  e in mittelfrist iges "Konzept für di e Ge

s taltung und den Einsat z der arbe itsmarktpol i t i s chen Instru

mente "  erst ell t ,  dessen Zwe c k  e s  sein sollte , e ine organi -

s che �nd koordinierte Weiterentwicklung der Arbeit smarktp ol i 

t i k  und der Arbe i t smarktve rwalt ung in  Richt ung auf e inen 

Kundendienst zur Inf ormation und Berat ung über Beruf s - und 

A rbei t smöglichkeiten und �i ne s tärkere Integrati on der ar

beit smarktpo l i t i schen Instrumente in e in als  Einhei t  auf zu

fas sendes wirt schaf t spoliti sche s Instrumentari um zu e rreichen . 

Di e im Jahre 1 97 1  get roff enen Maßnahmen stellen sich bere i t s  

a l s  der erste  Schri tt  zur Reali s i erung dieses  Konzept e s  dar 

und auch die in dem Zei traum , auf den s ich  di e Anfrage bezieht , 

e rgrif fenen Maßnahmen sind als  eine F orts e t zill1g der plan

mäßigen Erfüllung des K onzeptes  anzus ehen . Die f olgenden 

konkreten Fort s chritte  werden punktati onsgemäß nachstehend 

festgehal ten : 

A ) Ausbau des Servic e s  der Arbei tsmarktverwaltung 

In dem Maße , in dem di e A rbei t smarktverwal tung imstande i st ,  

ihren Kunden rasch ,  unbürokrat i sch und verläßlich A u skünf t e , 

Informationen und Berat ungen über die  al lgemeinen und die 

individuellen Chancen auf dem A rbeitsmarkt zur Verfügung zu  

stellen ,  . kann die  Arbei t smarktverv.,ral tung als  eine dem neuen 

angestrebten Typ staat l icher Einricht ungen , die sich als  

Di enst e  für den Staat sbürger verst ehen , anges ehen werden . 
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Die Funkti onstüchtigkei t  de r Arbelt smarktverwaltung in die sem 

S i nne ist gle ichzeitig  die Vorausset zung dafür , daß diese  in 

ausreichender We i se dazu be i tragen kann , die Wirt schaft mit  

Arbe it skräften zu versorgen und e ine wirkungsvolle  Arbeit s -

marktpoli tik durchzuführen . 

B ) Verbesserung der Berat ungs- und Entscheidungsgrundlagen 

Große Anstrengungen wurden unternommen , um die entsprechenden 

Prognosen für die Jahre 1972 und 1 973 z u  verbessern und zu 

verfeinern und darüber hinaus durch e ine seit  Beginn des  

Jahres  1 97 2  durchgeführte Vi ert e l j ahre svorschau die A ussagen 

der Jahre sprognose laufend zu kontro l l ieren und zu korl�i gi e -

ren und gle ichzeitig  j ewei l s  für eineh Ge samt j ahre s ze i traum 

e ine entsprechende Aussage machen zu können . 

c )  K onkret i sierung" der Kriteri en der aktiven Arbei t smarkt 

p ol i t ik bei  der Arbei t smarktförderung 

Das Arbeitsmarktförderungsge se t z  hat zwar die  ge samte Tät ig-

kei t der A rbe i t smarktverv.ral t ung und insbesondere die Arbei  t s -

rnarktförderung unt er dem Gesicht sp unkt der aktiven Arbe i t s -

marktpol i tik gestell t , "  hat aber für die  Kriterien,  di e a l s  

akt ive Arbe i t smarktpolitik  zu qual ifi zi eren sind , ke ine wei -

teren Aus sagen gemacht , wenn man von der allgemeinen Anord-

nung , Förderungsmaßnahmen müßten volkswirt schaf t l i ch nüt zlich  

und im öffentl ichen Intere sse  gelegen sein , ab�ieht . Es  wur-

den daher arbei tsmarktpo1i.ti sche Grundsät ze für die Arbej. t s -

marktförderung am Bei spi e l  der Arbei tsmarktausbi ldung und das 

arbeit smarktpoliti sche Verfahren zur S i cherst ellung e iner 

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 85 von 128

www.parlament.gv.at



- 1 9 -

zweckentsprechenden Vergabe der Mittel  erarbei t et und a l s  

Grundlagen für d:Le  'l\ätigkeit d e r  A rbe i tsmarktverwaltung in 

der A rbe i t smarl{tförderung in ErlaBform f estgelegt . A ußerdem 

wurden die arbei tsmarktpol i t i schen Kriterien ,  di e für die  

Gewährung von A usbt ldungsbeihi lfen an Lehrli nge maßgebend 

sein sol l en ,  neu und prä z i ser  f e st ge legt . 

Da das A rbe i t smarktförderungsge set z in seiner gel tenden Fas 

s ung i n  mancher Hinsi cht nicht ausrei cht , um e ine akt i ve 

A rbe i t smarktpolitik  zu reali s i eren , wurde ein  Entwurf e iner 

umfangrei chen Novel l e  zum A rbei t smarktförderungsge set z er

stel l t . 
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IV . A u sbau der Infrastruktur 

Öff ent l i che Inve s t i t i onen in der Infrast ruktur und p rivate 

Inve s t i t i onen in der übri gen Wirt schaf t bedingen und e rgänzen 

sich gegensei t i g . Nui ·ein harmoni si erter Ausbau bei de r  fUhrt 

zu e iner optimalen Produkt i vi tät der Wirt schaf t . 

Wegen der Grö ße der öffent l ichen Proj ekte , aber auch wegen 

der Ori entierung fUr die Inve s t i t i onstätigkeit  der übrigen 

Wirtschaft i s t  daher ein langfrist iges öffentliches Inve

s t i t i onsprogramm notwendig .  

A )  Längerfri st ige s Inve s t i t i onsprogramm 

Der Bund hat nunmehr ein zehnj ähriges Inve s t i t i onsprogramm 

fUr den Ze itraum 1 97 1  - 1 98 0  erst e l l t  und i s t  bemüht , dieses  

�uch mit den Inve st i t i onsprogrammen der  Ubrigen Gebiet skörper

s chaf t en zu  harmoni s ieren . 

Insge samt s ind c a . 300 Mrd . S für den er\'lähnten Zei traum vor-

"gesehen . Neben der durch diese s Programm verbe sserten Grund

lage fUr wirt schaf t s - und gesell schaf t spoliti sche Ent sche i 

dungen wird durch die Eintei lung des Inves t i t i onsprogramme s 

in ein Bas i s - Inves t i t i onsprogramm J ein Konj unkturstab i l i s i e 

rungsprogramm und i n  e in Kon,i unkturbelebungsprogramm eine 

effi zient ere st euerung der konj urikture l len Entwicklung mög

lich sein . Im Bas i s -Inve s t i t i onsprogramm s ind j ene Inves t i 

t i onen enthal ten , di e vordringlich vorgenommen werden mti s sen 

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 87 von 128

www.parlament.gv.at



- 2 1  - .  

( z . B . bere i t s  in Angriff geno�mene Investitonsvorhab en ,  In

vestiti onen aus gesetzlichen Verpfl ichtungen, sachlich  un

a uf schiebbare Investitionen ) . 

B ) Di e Wissenschaft , vor a l l em di e t echnische Forschung 

wurde a l s  ein besonders wichtiger Produktionsfaktor' -ange

sprochen . Die Wettbewerbsf�higkeit der 5sterre ichi sc6en 

Wirt schaft wird weitgehend davon abh�ngen , in welchem Maße 

di e Forschung und der technische Innovationsprozeß gef5rdert 

. werden . Di e Bundesregierung hat daher insbes ondere a uf dem 

Gebie t  von Wissenschaft und Forschung eine Reihe von Maß

nahmen geset zt ; u . a . : 

1 . ) Erste l l ung e iner 5ste rreichischen Forschungskonzepti on 

( mitte l - und l�ngerfristige Perspekt iven für die 5 st er

reichi sche Forschungspo l i t ik ) . 

2 . ) Verbesserung der indus trie llen Forschungs-Inf rastruktur 

durch Ausbau und Neuori ent i erung von Branchenf orschungs

ins t i t ut en ( z . B .  durch die  F orschungskonzepti on für di e 

5sterreichische Studi enges eTIschaft für A tomenergi e  Ges . mbH ) . 

3 . ) Intensivierung der direkten Forschungsfinanzierung der 

öffentl ichen Hand am indus triell-gewe rblichen S ektor 

( z . B . Steigerung der Bundeszuwendungen an den Forschungs

f5rderungsfonds der gewerb l ichen vJirt schaft um 5 1 , 4  %;  

1 97 1 i7 2 )  . 

4 . ) Intensivierung der industri e l l -gewerblichen Forschungs

f5rderung , insbes ondere verbe sserte Erfinderförderung im 

Einkommenste uerge set zentwurf 1 97 2 . 
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5 . ) Erstellung e ine s prim�r auf die  Hebung der Produktivi tät 

und Wettbewerbsfähigke i t  der ö st erreichi schen Industrie 

geri chteten SchHerpunktprogramms innerhalb des Forschungs

förderungsf onds der gewerbl ichen Wirt schaft . 

6 . ) Verstärkter Einsat z öffentl i cher A uf t räge flir Forschung 

und Entwicklung , insbes ondere durch das Bundesstraßen

ges e t z  1971  und die Nove l l e  1 972  zum Wohnbauförderungs

ge set z 1 968 sowie durch Förderungen im Rahmen de s t ech

ni schen Versuchswes ens . 

7 . ) Verbesserungen des Forschungsmanagement s durch A u sbi l 

dungsaktivi täten von wirt schaft snahen Ressort s . 

C )  Die Nove l l e  zum Patentge setz  1 97 0  si eht die Mögl ichkeit 

vor , auf Anfrage IIA usklinft e  libe r  den Stand der Technik ll 

eines bestimmten Fachgebietes  zu e rt e i l en . 

Daraus ergibt s i ch flir di e Wirtschaft f olgender Anwendungs

bereich : 

Unt ernehmen können sich vor der A ufnahme e iner Produkti on 

libe r  die l e t zt e  t echni sche Entwiclcl ung 'informiere n ,  um 

Fehl inve stiti onen zu  verme ide n .  

S i e  können recht z ei tig  auf bestehende Pat ente aufmerksam 

gemacht werden , die eine r  be stimm t en gewerbl ichen Tät ig

keit entgegenstehen . 

Die Forschungs- und Entvl icklungstät igkei t wird e rl e i chtert . 
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Unternehmen !{önnen s ich der t 1Auskunft t1  als  Ent s chei dungs 

unterlage vor Abschluß von Li zenz- , Beratungs- und Zu

sammenarbei t sverträgen bedienen . 

Eigene Erfindungen . l{önnen bei Kenntni s  des bere i t s  bekann 

t en Standes der' Technik lei chter zu Patentanme ldungen 

f ormuliert werden . 

Bei Stre i t igkei ten betr�ffend die  Verlet z ung von Patent 

rechten kann die  "Auskunft " e ine wichtige Inf ormations

que l l e  darstel l en . 

Weiters wird im Österrei chi schen Patentamt e ine Berat ungs 

s t e l l e  m i t  f olgenden Aufgaben eingerichtet werden : 

Berat ung hinsichtl ich  der sachli chen . und f ormalen Voraus 

setzungen für Patentanme ldungen . 

Aufklärung über Förderungsmöglichke i t en .  

Hilfeste l l ung bei der Patentverwertung i n  Zusammenarbeit  

mit  den Fachverbänden der  Bunde swlrtschaftskammer und den 

Branchenref eraten im Bundesmini sterium für Handel ,  Gewerbe 

und Industri e . 

Abges ehen davon gel ang e s , in internati onal en Verhand

l ungen die Errichtung e ines Patentdokumentations zentrums in 

Wien durchzuset zen . 
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D ) Beruf sausbi lduns. 

Das Bundesmini sterium für JiG.uI hat gemäß § 8 Beruf sausbildungs

ges e t z  bisher in 8 Verordnungen Ausbil dungsvorschrif t en für 

1 02 Lehrberufe f estge se t zt . Die Erlassung von we iteren zwe i 

Ve.rordnungen wird demnächst erf olgen . Durch die se 1 0  Verord

nungen werden sodann insge samt 1 26 Lehrberuf e erfaßt sein,  i n  

denen f a s t  90 % d e r  in Ausbi ldung st ehenden Lehrlinge ausge 

b i l det werden . Di e se Ausbildungsvorschriften enthalten neben 

den Verhäl tni s zahlen das Berufsbil d . In diesem werden die  we

sent l ichen Fert igkeiten und Kenntni sse , die während der  Aus

bildung zu vermitteln sind , angeführt . Dami t wurde e rstmals 

in Österreich durch e ine Verordnung klarge st ellt , welche Aus

bi ldungsaufgaben im Rahmen der betri ebli chen Ausbildung j e 

denfal l s  z u  erfüllen sind . Das BMfH� wird die A rbei t  an der 

Erlassung von Ausbi l dungsvorschriften für wei tere Lehrberufe 

mit dem Zi el  f ortset zen , mögli chst bald auch die res t l i chen 

Lehrlinge und dami t  auch noch ausstehende Lehrberufe �u et

f assen . Da es s i ch aber überwiegend um Lehrberuf e hande l t , 

in denen eine relat iv  geringe Anzahl von Lehrlingen ausgebil 

det w ird , wird die se Arbeit  noch eini ge Zeit  in Anspruch nehmen . 

Über Ini tiati ve de s Herrn Bunde smini sters für HGUI wurde eine 

zentrale Arbe i tsgruppe zur Berat ung von Maßnahmen für eine 

weitere Verbesserung der Lehrlingsausbildung gebil de t . 

E ) Das zehn j ähri ge Bunde s schulausbauprogramm ( 1 97 1 - 1 98 0 )  

s i eht vor , das bi sher unterrepr ä sentierte beruf sbi l dende Schul

vw sen stärker als  bi sher aus zubauen . In diesem zehnj ährigen 
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Sc�ulausbauprogramm i st j e  ein Dri ttel  der Inve s t i t i onen 

fUr allgeme inbildende höhere Schulen , fUr beruf sbi l dende 

höhere Schul en und fUr berufsbi ldende mittlere Schulen vor

gesehen . Die Proporti onen vwr.den zugunsten der beruf sbil

dend en Schulen verschoben . 

M i t  dem zehnj ährigen Schulausbauprogramm soll ni cht nur der 

quant itat ive Schulraumbedarf gedeckt �erden , sondern gleich

zei t ig die durch das SchUlerbeihilfengesetz  und durch andere 

sozial e Maßnahmen eingeleitete  Beseit igung der Chanc en 

ungleichhe i  t weitergefUhrt v,Jerden . 

F ) Ein schnelles  und b i ll iges Verkehrs syst em erhöht die 

Produk tivität der vJirt schaft vor all em auch dadurch , daß e s  

Betriebe von opt imale r  Grö ße e rmögl i cht , da sowohl der Be zug 

der Rohstoffe als auch der Absat z der Fert igprodukte  durch 

die Transportkosten begrenzt w i rd . A uch  die gUnstigen Mög

lichkei t en e ine s wirt schaf t l i chen Großraume s können nur durch 

ein opt imales  Verkehrssystem , das Ube r  die Grenzen reicht , 

ausgenUt .zt werden . 

Das e rf ordert e inen zUgi gen, .. und harmoni siert en Ausbau der 

�Ilichtigsten Ver�::ehrsmi t t el , nämlich Straßen , Bahn , Vjas ser

und Luftverkehr , und die  Si cherung des Anschlusses  an die 

:Lnte rnat i onal en Verkehrsl inien . 

1 . )  Zur Erstellung e ine s mj. t t e l ":  und langfristi gen Bunde s

straßenba�rogrammes unter BerUcksi chtigung der Ballungs

gebiete  und regionalpoliti scher Gesi cht spunkte würde im  
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Feber 1971  e in Kontaktkomitee  lconst i tuiert (Vertreter 

des  Bundes� der Länder und der Wi ssenschaft ) , das die 

Dringli chke i t sreihung fUr das Aut obahn- und Schnel l 

straßennet z  abgeschl ossen hat . Die Ers tel l ung der Dring

l i chkei t sre ihung der Bundesstraßen \'Jurde gleichfalls  

in Angriff genommen . 

2 . ) öst erre ichi sche Bundesbahnen : Di � DurchfUhrung de s lang

frist igen Inve s t i t i onsprogrammes des Bundes i s t  im Gange . 

Schwerpunkt wird auf . solche Inve s t i t i onen gelegt , welche 

die grö ßten Rat i onali s ierungserf olge e rwarten lassen bzw . 

die  Konkurrenzfähigkei t  verbessern .  Im Rahmen des Inve 

s t i t i onsprogrammes kommt der Elektri f i zierung Priorität 

zu . 

Im Zuge der allgemeinen BemUhungen der Eisenbahnen um 

Erhöhung der Fahrgeschwindigkei t  und bes sere A usnUt zung 

der vorhandenen Stre ckenkapazitäten i st der Ausbau der 

Si cherungsanlagen besonders bedeut sam . Be sondere Bedeu

t ung kommt vom Si cherhe i t s standpunkt der induktiven Zugs

beeinflus sung zu . 

Bei der Ent schei dung Uber die  Zukunf t e.ine r  Nebenbahn

linie werden selbstve rständli ch auch regionalpol i t i s che , 

grenzlandförderungs �  und s trukturpoliti sche s owie  auch 

volkswi rtschaft l i che Erwägungen BerUcksichtigung finden . 

Di e Ergebni sse  die ser PrUfung werden dann dem Nebenbahn

bericht , we lcher dem Nati onalrat zuge l e i t et wird , zugrunde 

gel egt . 
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S owei t  der internati onale Schienenverkehr betroff en i s t $ 

wurden s ch�n in den vergangenen Jahren di e Öst erreichi

s chen Bunde sbahne'n zu  den Berat ungen der Gruppe der Sechs 

über den internati onalen Ei senbahnverkehr beige zogen . 

Außerdem ist  seit  dem Jahre 1 958 ein zwi schen der ö st er

rei chi schen BWlde sregierung einersei t s  und den Regi erun

gen der Mi tgl i eds staaten der Europ�i schen Geme inschaf t 

für K ohle  und Stahl und der Kommis s i on anderersei t s  ab

ge schlossenes Abkommen über die Einführung direl{ter in

ternati onaler E i senbahntari fe im Durchgangsverkehr mit 

Montangütern durc h das ö sterre ichi sche Staat sgebiet  wirk

sam . Dadurch s ind die Voraus set zungen für den internatio

nalen Ei senbahnverkehr im Rahmen_ der Europ�i schen Geme in

schaft gewi ssermaßen s chon vorher realisiert worden,  

s odaß nun konkret e  Maßnahmen aus diesem Anlaß nicht er

f orderl ich sind . 

3 . ) Schiffahrt : I m  Sinne der '  Regi erungserklärung , �vonach die  

Fort set zung des  Dona�ausbaue s  auch für die  Großschiff

fahrt als  Vorbere i t ung für die  Verl-::ehrsaufnahme auf dem 

Rhe in-Main-Donau-Kanal von großer Bedeutung ist , wird 

im Zusammenhang mit  der energi ewi rtschaft lichen Ausnut zung 

der Donau auch auf die  schiffahrt stechni sche Planung gros

ses  Gewicht gelegt . Durch die  Fertigst ellung des  Kraft 

werkes Ott ensheiln  i m  Jahre 1 973 und den voraussichtlich 

i� Jahre 1 97 6  abgeschlossenen Bau des  Kraftwerkes  A l ten

wörth wird e ine wesentliche  Verbe s serung der Schiffahrt s -
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verhältni sse  in Ober- und N i e derö sterreieh erzielt  und 

dadurch e ine Stuf e  des  Donauausbauprogrammes verw irk-
\ 

l ic ht werden . Durch die  Erri chtung des Kraftwerke s Iv1aut -

hausen v-lerden dann die Fahrv-lasserverhäl tni sse  der Groß-

schiffahrt s straße Donau den Erf ordernis sen nach Ver-

kehrsaufnahme auf dem Rhei.n-f',1ain-Donau-Kanal zeitgerecht 

angepaßt se j_n . 

4 . ) Luftfahrt : Der Notwendigkeit  der Zusammenarbeit mit  an-

deren Luf tbeförderungsunternehmen und Unte rnehmensgruppen 

w i rd Rechnung getragen . Di e für eine betri ebl iche und 

techni s che Kooperati on auf internat i onale r  Ebene notwen-

dige Umf l ottung der AUA wird 1972  abgeschlossen s ein . 

Der fUr notwendig e racht eten Zusammenarbeit  der Zivi l -

und Mi l itärluftfahrt wurde erhöhte s  A ugenmerk z �gewendet .  

Dadurch ergeben s i ch sowohl für die  Zivi l l uftfahrt als  

auch fUr die  Militärluftfahrt Vorte i le . 

5 . ) (;) st erreichi sche Post - ' und Te legraphenverwalt ung : 

S chwerpunkte des Inve s t i t ionsprogrammes s ind der Abschluß 

der Vollautomat i s i erung mit Ablauf des Jahres 1 97 2 ,  die 

Herstellung von 645 . 000 neuen Fernsprechans chlüs sen ( durch 

Sonderfinanzierung plu�  1 9 . 700 AnschlUsse ) , der Aufbau 

e ines ö sterreichi schen Datenübertragungsnet ze s und die 

Erri chtung e iner Erdfunkstelle  fUr den Fernme ldesat e l l iten 

genannt . 
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Der fernmeldetechnischen Erschließung ländli cher Geb:L e t e  

w i rd besonderes A ugenmerk zugewendet .  Der vollautomati 

si erte Selbstwählfernverkehr ist  derzei t  berei t s  mit  der 

BRD ,  der Schwe i z und Liechtenst e in sOltJie  mi t I ta l i en mög

l i ch .  Weitere Verhandlungen über die Einführung dieses  

Verkehrs f inden gegenwärt i g  mi t den anderen europäi schen 

Staaten stat t . Es i st anzunehmen , daß diese  Verhandlun

gen zumindest mit den westeuropäi schen Staaten in abseh

barer Zei t  positiv  abge schl ossen werden . Der moderne .:; 

Fernmel deverkehr wird grö ßtent ei l s  über Richtfunkstrecken 

abgewickelt . Die ö sterre i chi sche Post- und Te legraphen

verwaltung i st daher bemüht , diese  Verbindungen zügig 

auszubauen . 

6 . ) A uf dem Gebiet  der K oordini erung de s Einsat zes von 

e l ektronischen ' Dat enverarbeit ungsanlagen im Bundesbere i ch 

wurde folgendes veranlaßt : 

Die Bunde sregierung hat die Durchführung e iner detai l 

l ierten EDV-Bestandserhebung , verbunden m i t  einer Be

darf sprognose 1 97 2  - 1 975 im Frühj ahr dieses  Jahre,s an

geordnet , um auf Grund di e se s  Materials die  Erst e l l ung 

des EDV-Planes der Bunde sregierung zu ermöglichen . A uf 

Grund eines umfassenden EDV-Berichtes der Bunde sregi e 

r ung und der darin aufge zeigten Entwicklung werden die 

e rf orderlichen Maßnahmen zu treffen sein , um durch eine 

verstärkt e  Koordination des Einsatzes  der EDV-Anlagen 

des Bunde sbereiches Fehl entwicklungen zu vermei den und 

aufbauend auf den be re i t s  vorhandenen Erfahrungen , in 

Z u s am menarb e i t  a l l e r  bete i l igt en Ste l l en ,  Gro ßproj ekte 

d u rch z u führ en . 
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V .  I n t e ns i v i e rung der Indus t r i epo l i t ik 

D i e  Tät i gke i t en ei e s  Bunde sm i lü s t e r iums fü r Han d e l ,  G e w e r be und 

Indus t r i e .  in R i c h t ung e in e r  Akt i vi�.rung d e r  .Indus t r i e po l i. t ik 

be z og e n  s i c h s owohl auf d i e  s e k t o r a l e Indu s t r i e p o l i t i k ,  a l s  

au ch auf d i e  r e g i onal e n  un d funk t i o ne l l en A s p e k t e  d e r  Indus t r i e -

p o l i t i k . 

1 . )  Hin s i c ht l i c h d e r  furtl{ t i on e l l e n  Indus t r i e po l i t i k  wurde be 

s on d e r e r  Nac h druc k  auf d i e  Inve s t o renwerbul1ß und d i e  Förde 

rung von K o operat i o n s vo rhab en g e l eg t . 

2 . ) D e r  Reg i onalp o l i t i k m i ß t  d i e  ö s t e rr e i c h i s c he Bund e s r e g i e r ung 

b e .s on d e r s  im I-Unb l i c k  auf d i e  H and l age Ö s t erre i c h s  zum Ubr:L 

gen I n t egrat i on s r aum , s o w i e  i n  b e s on d e r e r  BerU c ks i c h t i gung 

r e g i on a l e r  P r o b l emg e b i e t e ,  b e s ondere Bedeutung be i .  D i e  

GrUndung d e r  ö s t e rr e i c h i s c h e n  R aumo rdnun g s kon f er e n z  i s t  

i n s t i t u t i o n e l l e r  A u s druck d i e s e s , gerade i m  Zus ammen..�ang 

m i t  I n t e grat i o n s fragen , b e s on d e r s  h e r aus zus t r e i c henden Int e r 

e s s e s . I m  R ahme n  d e r  r e g i on a l p o l i t i s c hen A k t i v i t ä t e n  d e r  Bun 

d e s r e g i e rung h a t  d a s  Hande l sr e s s o r t  s i c h dem s p e z i e l l en A s 

p e k t  d e r  re gi onalen I n du s t r i epo l i t i k b e s on d e r s  gewidme t . 

Folgende Arbe i t en s ind abge s c hl o s s e n  b zw . wurd e n  e inge l e i t e t : 

D ar s t e l l ung d e s  I n s t rume n t ar ium s d e s  Bund e s  fUr d i e  r e g i o n a l e  

Indus t r i e p o l i t i k . 

Z u s ammens t e l l ung und R e i hung d e r  wi c h t i g s t en Pro b l eme d e r  

r e g i onal en Indus t r i e po l i t i k . 
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S t ärke r e  Berü c l{s J c l1 t :i gung r e g i ol1 alpo l j. t i s c h e r  A sp e k t e  i m  

R ahmen d e r  F ö r d e rung s e inr i c ht ungen d e s  Bund e s . 

) . ) Be ,s on d e r s  bre i t e n  R aum nimmt d i e  s e k t o ral.e S t ruk turpo l t  t Hc 

im Rahmen der indus t r i ep o l i t i s c h en A k t i v i t ä t en d e s  Bunde s 

m i n :i. s t e r ium s für Han d e l ,  G e w e r b e  und I n du s t r i e  e in .  

S i e  hat : 

O r i en t i erung s - und Ent s c he i dung s h i l fe n  e r s t e l l t ) um d e n  

Unt e rn e hme rn z e i t ge r e c h t e  U m s t e l lung und Anp a s sung s maßnah

men z u  e r l auben und um g l e i c hz e i t ig für s trukturverb e s s e rn

d e  M aßnahmen der ö f fent l i c hen Hand B e ur t e i l ungs kr i t e r i en 

zu erhal t en . 

Branc henanal y s en b e zü g l i c h  d e r  Text i l indus t r i e ) p ap i e r e r 

z eug enden Indu s t r i e ) l e de rve r arbe i t en d e n  Indus t r i e  und d e r  

E l e k t r o indu s t r i e  wur d e n  i n  Verb indung m i t  d e r  Arbe i t s grup p e  

Int e gr a t i on d e s  Be i ra t e s  f ü r  W i rt s c haf t s - und S o z i al fragen 

e r s t e l l t . 

E in Be t r i e b s ve rg l e i c h  d e r  e i s en - und m e t al l v e r arbe i t en d e n  

Indu s t r i e  und e iner i n  d e r  l e d e rverarb e i t enden Indu s t r i e  

wurd e n  abge s c h l o s s en ;  d i e s e  V e rg l e i c h e  s o l l en Unt e rnehmen 

H invJ e i s e  auf Rat i onal i s i e rung s m ögl i c hk e i t en i nn e rh a l b  ihre s 

B e t r i eb e s  vermi t t e l n . 

Branchen i n d i ka t o re n  wur d e n  dur c h  d a s  I n s t i tut fü r W i r t s c haf t s 

f o r s c hung e r arbe i t e t ;  d i e s e  c a .  4 0  wi c ht i g s t en Kenn z ah l e n  

für j e d e  e in z e lne Bran c he ( z . B .  b e t r . Produk t ion ) P r o dukt i vi 

t ät , Inve s t i t i onen , A rbe i t s kr ä ft e e in s at z , F o r s c hun g s i n t e n s i -
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t �t ) w e r d e n  int e r e s s i e r t en Kre i s ell zur VerfUgung g e s t e J. l t  

und s o l l e n  i n  r e g e l m�ß igen Z e i t abs t Hn d en n e u  e rr e c hn e t  und 

publ i z i e r t  we rden . 

Kur z fr i s t ige K o n j unkturp r o gn o s en fU r d i e  e in z e lnen Branchen 

s o l l e n  d i e  Bran c henind i k a t oren e rg�n z en ; e i n  e n t s pre c hender 

A u f t r ag w ur d e  d e m  In s t i t ut fU r W i rt s c haf t s fo r s chung e r t e i l t . 

D i e  Dranc henr e f e r a t e  , d i e  im Bl\lfBGu I  n e u  g e s c ha f f en wurden , 

haben d i e  llufgabe , d i. e  vo r s t e h e n d  g enann t en U n t e r l a g e n  l au -

fend au s zuv'i"e r t en , d i e  s i ch aus ihnen für d i e  VJ i r t s c haf t s po -

l i t i k e r g e benden S ch l u ß f o l ge rungen zu e r f a s s e n  und zu k o n -

l<:I' e t en Maßnahm e n  z u  fUhren ( 2. . 13 .  Unt e r s tü t. zung d e r  Bemü l"luD -

g e n  zur S c h affung e i n e s  Indu s t r i epark e s  i n  Fulpme s ) . 

, I ! 
I 
1 

I 
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VI . S e ktorale Probl eme d e r  W i r t s chaft 
._-_._-----.----_.-

In e in i g e n  S e kt o r e n  der ö s t erre i c h i s chen W i r t s chaft e rg i b t  s i c h  

d i e  Mög l i chke i t  o d e r  No twend igke i t �  d i e  g l o ba l e n  int egrat i ons -

pol i t i s chen Maßnahmen durch s e lekt ive z u  e rg�n z en , was vor allem 

für d i e  Agrarw i r t s c haf t . d i e  vers t a at l i c ht e  Indu s t r ie , d i e  E - W ir t  -

schaft , den Be rgbau , s owi e für l andw i r t s chaf t l i c he Verarbe i t ungs -

pro dukt e ,  d i e  Pap i e rindu s t r i e  und d i e  S al znachfo l g e pr o du k t e  g i l t . 

A )  I.\.grarw i :e t s c haf' t  a l s  i n t egr a l e r  B e s t an d t.e i l  d e r  Vo lksw i r t s.c l?-af t 

S e i t  e i niger Z e i t  hat s i ch i m  l andwi r t s c ha f t l ic hen Bere i c h  e i n  

bemerkensvverter S inne s'VJande l vo l l z ogen . H ä hrend e h e d e m  d i e  " S on-

d e r s t e l lung " d e r  Landwi r t s c haft s t ark h e r aus g e s t r i c he n  wurd e ,  

o r i en t i er t  s i c h  ihr S e l b s t v e r s t ändn i s  nun i mm e r  m e hr an d e r  Vo r -

s t e l lung , i n t e gr i e r t e r  Be s t andt e i l  e iner m o d e rnen ,  pro s p e r i eren-

d e n  Indus t r i eg e s e l l s c h a f t  zu s e in . 

1 . ) D i e  Bunde s re g i erung s i e ht a l s  e ine s der Z i e l e  i hr e r  hT i r t -

s c ha f t s po l i t i k  d i e  vo l l e  I n t e gr a t i on d e r  Agrarw i rt s c h aft i n  

d i e  Volksw i r ts chaft und G e s e l l s chaft an . D i e s e s  Z i e l  s o l l  

v o r  a l l em dur c h  markt g e r e c h t e  E r z e ugung i n  JVlenge und Qual i t � t , 

s t är k e r e  Be t onung von Fre i zü g i gke i t  und W e t t b ewe rb , ent spre c h e n -

d e  B e rü c k s i c h t i gung von A u s fuhrc h.anc e n ,  e i ne P r e i spo l i t i k ,  d i e  

d e n  No twend i gl\.e i t en d e s  Mark t e s R e c hnung t rägt : .� und g e z i e l 

t e  S truk t urpo l i t i k ,  e rgän z t  dur c h  s o z i al e  Maßnahmen e rr e i c ht 

werden . 

D i e  Bund e s r e g i e rung nimmt d a z u  f o l gende Maßnahmen i n  A u s s i c ht : 

-

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)100 von 128

www.parlament.gv.at



v e rbe s s e r t e  Formen (ie r  Ent s ch e i dl.ln g s f :Lnc1u:Clg i n  (1 e n  

A g r ar - Fond s ; Ve r e i n f a c tnlng d e r  M e c han i smen d e r  Pre i s 

au s g l e i c he und S tü t zungen . 

. G e t r e  üle�!i r t.!s c haft : . IvIarktge r e c h t e r e  P r o d uk t i on i m  a l l 

g eme ine n , s o w i e  AusvJ e i  tung d e r  Qual i t ä t s \'i e i z enp r o dukt :L o n  

i m  Be ::� on d e re n ; rVi aßnahmen g e g e n  Üb e r·pro dukU. on v o n  1" u  t t e r -

g e t re i d e  . 

.:. IVJ. i l c rl\'r:i, r t �3 cl18. f t : B e s chl e un igung d e s  Rat :L onal :i, s i erung spro 

z e s s e s ; s t rengere Qua.l i 'c, ät s be s t i mmunge n  und g r ö ß e re P r e i s 

s t a f f e lun g m i t  d e m  Z i e l  d e r  be s s eren Anpas sung an d i e  

M al'k t e r f o rd e rn i s s e  i m  1 n - und J\us l an d . 

V i elnv i rt s c.haf t :  D i e  F ö r d e rung e i ne r  auf s p e z j, a l i s i e r t e  1.md 

d i f f e renz i e rt e Verarb e i tung aus ge r i c ht e t e Expo r t i n du s t r i e  

w i rd geprü f t . 

2 . ) Von d e n  d arge l eg t en G rund z i e l e n  d e r  Agrarpo l i t i k aus g e he n d , 

f o r d e r t e  d i e  Bund e s r e g i erung m i t  N a c hdru c k  den vo l l en Eih

;:.i c 111u13 der L andw:L r t s c ha f t  in das m i t  der EvJG au s z uhande lnde 

Ve r t r ag swerk . Die EWG g ing be i d i e s e n  Verhan d l sng e n  v o n  d i a 

me t r a l e n  e n t g e g e n g e s e t z t e n  Vo r s t e l l ungen aus . D i e  ö s t e rr e i c h i 

s c he Bund&s r e g i e rung w ar d aher in d e r  F o l g e  b e s t re b t , d i e  

A gr arw i r t s chaft zum j,nd e s t  t e i lwe i s e  b z w . m i t t e l bar i n  d e n  

1 n t egrat i o nspro z e ß  e i nzube z i ehen und d i e s  v e r t r ag l i c h abzu

s i c hern . Das i s t  i n s ow e i t  g e lungen a l s :  
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A r t i k e l  1 5  d e s  Abkommens m i t  den Europä i s c hen Geme i n s c haften 

aus drU c kl i eh vors ieht , be j . .  auf tre t enden S C hi\l ie r i gke i t e n  im 

Hande l m i t  l an dw i rt sc haf t l i chen Erz eugni s sen Lösungen zur 

Be s e i t lgung (H e s e r  S c hw i e rigke i ten zu f i n den ; 

d i e  Fragen wechse l s e i t igen Warenverkehrs m l t  Agrarprodukten 

unt e r l i egen gl e i chfal l s  insg e s amt d e r  Kompet enz des im Ve r 

t rag m i t  d e r  EWG ins t a l l i e r t e n  Gem i s c ht e n  A u s s c hus s e s . Da

dur c h  b e s t e ht e ine ins t i tut i onal i s i e r t e  P l a t t form zur l aufen

den Ge spräch s führung auc h  über s ämt l i c he Agrarprobleme . wo 

b e i  e in wi c ht :Lger Anknüpfungspunkt für s o l c he Ge sprä c he d i e  

i m  Vertrag enthal tene K l aus e l  über d i e  Förderung d e s  Agrar 

hande l s  darst e l l t . 

d i e  l andw i r t s c h af t l i chen Verarb e i  tung sprodulcte unt e r l i egen 

genere l l  dem A bkommen . Der Vertrag s i eht den Abbau des in

dus tri e l l en S c hut z e l ement e s  im G l e ic hk l ang m i t  dem al lgeme i 

nen Z o l l abbaurhyt hmus vor . 

Hins i c ht l i c h  e in e s  we s ent l i chen Expor tzweige s ,  näml i c h  dem 

Rindersektor ( S c hl a c h t - und Nut z r inder ) s i eht d e r  mit Be

z i ehung auf den Vertrag abg e s c h l o s s ene No t envv e c hs e l  Erl e i cht e -

rungen für den Export vor ;  

Über Vo l lm i lchpulver und But t en für d i e  in den b i sheri gen 

Verhandlw1gen noch ke ine Lö sungen g e funden werden konnten , 

wurden bere i t s  b e i  d e r  e r s t en Tagung d e s  G em i s c ht e n  Aus 

s c hu s s e s de s Interimsabkommens Verhandlungen m i t  dem Z i e l, 

p o s i t ive L ö s ungen fU r d i e  ö s t erre i c h i s c hen Expor t anl :i. e gen 

zu f inden , e inge l e i te t . 
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Im ü br i ge n  w ir d  auch an d i e ::, c r  S t e l l e  no c h  e inmal auf' d i e  

b e r e  J t s  i n  e inem v or<:Hle;ehenden A b s c hni t t z u s ammeng e :f'aß t e n  

v e r t r ag l i c hen Ver e inbarungen z u r  F ö r d e rtmg gewi s s e r  agrar i -

s c he r  Exp o r t e h ingewi e s en . D 1 e ,'3 e : I p o l l t i k d e r  kl e i nen S c hr i t t e l f  

w t r d  f o r t g e s e t z t ; "li.b e r  e i n i g e  .F:c o dukt e w i e  z . B .  Qu a l i t ä t s -

we i n  und g e w i s s e  .w e i t e re Kä s e s o rt en l aufen d e r z e i t  b e re i t s  

n e ue r l i c he Ve rhand lw�g e n . 

Konz e n t rat i on im ver s t a at l i c ht e n  S e k t or 

In Z u s ammenhan g  m i t  d e r  s ek t oral en Indus t r i ep o l i t i k  s e l  we i t e r s  

auc h  auf d i e  � r z i e l t en For t s c h r i t t e  be i d e r  branchenwe i s en Zu-

s ammenführung und der Konz ent r a t i o n  im B e r e i che der ver s t aat l i c h ten 

Indus t r i e  hingewi e s en .  

1 . ) E ine w i c h t i g e  V o r au s s e t zung für d i e  Konkurrenz f älü gke i t i n  

e lnem gro ß en e u r o pä i s c he n  Markt i s t  d i e  bran c hertwe i s e  K o o r d i -

nat i on und Zu s ammenf a s su.r1g d e r  ö s t e r r e i. c hi s c he n  Indus t r i e . 

Im Hahm e n  d e r  ve r s t a at l i c h t en Indus t r i e  vmrd e n  Jn d e n  J ahren 

1 9 7 1  - 1 9 7 2  mehr e r e  Ber e i che i n  d i e s em S inne neu g e o r dne t . 

2 . ) Durc h  d e n  b e d eu t en d s t en Z u s ammens c hluß i n  d e r  ö s t er r e i c h i s c h en 

Indus t r i e  e nt s t eht e i n e inhe i t l i ch e r  S t ahlkonz ern . N a c h  e in -

g e h e n d e n  Ber a t unge n  wur d e  vom Vor s t and und Auf s i ch t s r a t  d e r  

blAG be s c hl o s s en ,  di e Ve r e in . bs t e rr . E i s e n - u n d  S t ahlwerke AG 

un d d i e  Ö s t E� r r . A lp i ne -l\·1 on t ang e s e l l s c ha f t  zu fu s i orü e ren und 

d i e  b e :L d en E d o l s t ahlunt e rnehmen G e brü d e r  Böhl e r  & C o  AG und 

S c ho e l l e r -B l e c km ann - S t ahlwe rke AG d e r  n e ue n  G e s e l l s c haf t al s 

T o c ht e rg e s e l l s c ha f t en an zugl i e de rn . D e r  neue Konz ern w ir d  i n  

s e inen S t ahlwerken u n d  S t ahl baub e t r i eb e n , i n  d e n  Be rgbauen 

und in s e inen Han de 1 s f i rmen i n s g e s amt r d . r(6 .  000 Mens c hen 
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be s c l1ä f t t g e n . 

) . ) Fi..lr d i e  Spart e  Petrochemie Hurde e ine geme insame Tochtergo -

s e I l s chaft der Österr . l"Hnerö.J.i:.il  verwal tungs JI.G . und der 

Ös terr . S t i cks toffwerko AG gegrUndet . Auf d i e s e  W e i s e  können 

ÖfvIV al s Rohst offl i eferant und ÖSW m i t  il1rer auf chemi s che 

Produkte spez i al i s i er t en Vertriebsorganis at ion opt imal zu-

sammenarbeiten . 

4 . ) Aus dem Zus ammenschluB der W i e n e r  Kabel - und Metallwerke AG � 

der S i emens G e s . m . b . B .  W i en und der NachrichtentechDi sbhen Werke 

AG ent s t and d i e  S iemens AG Österre i c h ,  an deren Kap i t al die  

ÖIAG nunmehr e ine Be t e i ligung von 43 % inne hat . D i e s e  P art -

nerschaft zwi s c hen der Dachge s e l l s c haft der verstaatl i c hten 

Industrie  und der Deut schen S i emens A G  s c hafft e in neues  

Modell fUr das  Zusammenwirken m i t  einem wel twe i t  tätigen 

J\:onzern . 

5 . ) D i e  ELIN-UNION A G  Ubernahm d i e  Wiener S chwac hstromwerke G e s . m . b . H  . •  
� 

womit der Konzentrationspro zeß in der verst aat l ichten E l ekt r o -

industrie  abge sc�losseo wurde . 

6 . ) D i e  ÖMV s c hloß im Jahre 1 9 7 1 mit  dem i. t a l ienischen Öl- und 

G askonzern EHI einen Vertrag über den Bau und Betrieb e iner 

Erdgaslei tung . die rus s i s ch e s  E r d g a s  ü b e r  Niederösterre ich�  

Burgenland , d i e  S t e iermark und Kärnten nach Ital i en tran s -

port ieren w i r d . D i e se Lei tung wird auc h ö s t e rr e i c h i s c h e  

Abnehmer beli efern und e inen we s ent l i c hen Be itrag zur S ic11o-

rung der eur op ä j_ s c hen Energ i e v e r s o rgung l e i s ten . Es ist vOY'-

gesehen, e inen Te i l  der  fUr unser Land best immt en Gasmengen 

mi t österre j_ chi schen Industrieprodukten zu bezahlen . 
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'( . ) D i e  ÖSH haben geme i n s am m :i. t e in e r  ö s t e rre i c hi s c l1en Gruppe 

und e in e r  aus l �n0 i s c he n  F i rma e in G i p s p l at t enwe rk e r r i c ht e t .  

Danü Jc w e r d e n  fü r d e n  von S t rukturp r o b l emen b e d r o h t e n  G ip s -

be rgbau neue A b s at zw e g e  g e s c haf fen und d i e  Arbe i t sp l � t z e  

g e s i c he r t . 

8 . ) D i e  ö s t e r r e i c h i s c h e  vers t a at l i c ht e  Indu s t r i e  s t e ig e r t e  i h r e  

Inv e s t i t i onen im Jahre 1 9 70 u m  r d . 23 % und i m  Jahre 1 97 1  

um rd r)9 (J/ . . •  c.... /0 .-

N a c h  d e r  fUn f j �hr i g en Inve s t i t i on s vo r s c h au d e r  ÖIAG i s t  fUr 

d e n  Ze i t r aum 1 97 2  - 1 9 76 e in e  S t e i g e rung d e r  Inve s t i t i on e n  

u m  rd . 76 9{; g e g enUber 1 967 - 7 1  g e p l ant . 

Dur c h  d i e s e  b e t r� c ht l i c he Inv e s t i t i onswe l l e  w i r d  d i e  Kon-

kurr e n z f�h i gke i t  der ö s t e rre i c hi s c hen G rund s t o f f indus t r i e  

w e s ent l i c h  � e s t � rkt . 

c )  A u s b au d e r  E l e k t r i z i t � t sw i r t s c l1 a f t  

E inge denk d e r  ,S c h l li. s s e l s t e l lung , d i e  d e r  Energ:L e po l i t i J{ i n  den 

P e r s p ek t i ven der l �ng e rfr i s t igen w i r t s c ha f t s p o l i t i s chen S t ra t e g i en 

zukommt , h a t  d i e  Bunde s r eg i e rung auc h  d i e s e m  S e k t o r  b e s on d e r e  B e -

ac htung g ew i dme t : 

Zur Ermög l i c hung e in e r  zwe c k e n t s p r e c henden Energ i ep o l i t ik 

m i t  dem Z i e l  e i n e r  o p t i m a l en Energ i ev e r s o rgung we rden a l l e  

. ihr zV. s t e he nden }�e t en z e n  d e rrl0ä c ll s t  j.tn �un d e s n1 i n i s t e r i um 
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D i e  i n t e rnat i on a l e  Z u s ammenarb e i t  d e r  E l e kt r i z i t� t sw i r t s c h aft 

s o l l  we i t e rh i n  aus g e b au t  und gemäß den Emp f ehlungen d e r  OECD 

und d e s  Eur o p arat e s  auf d i e  S tr om er z eugung aus g e dehnt vIerden . 

E i n  umf angre i ch e s  Konzept �um _ D onauaus bau i s t  in A u s arb e i tung . 

E s  g e ht d a b e i  um d i e  Erz :L e lung e iner l e i s tungs f �higen i n t e r 

nat i on al en vJa s s er s traße i n  Verb ind ung m i t  e in e r  Großkraf t 

werks k�tt e ,  �o durc h e in g eme i n s ame s ,  w i r t s c h af t l i c h  o p t imal e s  

Vorge h e n  d e r  Bau t r�g e r  g ew�hrl e i s t e t  w e r d e n  s o l l . 

Z ur aus r e i c henden Ve r s o rgung d e r  Verbrau c h e r  von e l e k t r i s c he r  

Energ i e  i s t  b e ab s i c ht i g t , d i e  M i t t e l - und Ni e d e r spannung s 

v e r t e i l e rne t z e  i n  Ös t erre i c h  w e i t e rh i n  zukunf t s g e r e c ht zu 

ve r s t�rke n ,  z u  m o d e rn i s i eren und w e i t e r  au s z ubaue n . 

Be i d e r  Ver s o rgung m i t  e l e kt r i s c h e r  Energ i e  w i r d  e in e  bund e s 

e i nhe i t l i che No rmung d e r  fU r ihre F o r t l e i tung und Ve r t e i lung 

n o t we n d i g e n  t e c hn i s c h e n  E inr i c htungen in d i e  Wege g e l e i t e t . 

E in e  Nove l l e  zum E l e k t r i z i t � t s f ö r d e rung s g e s e t z  1 969 , d i e  

u . a .  d i e  Partn e r s c ha f t  bzw . d i e  B e t e i l i gung be im Bau von 

G r o ßkraf twerk e n  f ö r dern s o l l , i s t  in Aus arbe i tung . 

E in E l e kt r i z i t ä t sw i r t s c h af t sg e s e t z  wurd e  zur Begutac htung 

aus g e s and t . 

D e r  Bau e in e s  K e rnkraf tvle r k e s  m i t  e i n e r  L e :L s tung von 720 Mvi 

i n  Zwent endo rf , NÖ , wurde bere i t s  be gonnen . D a s  Kraftwerk 

s o l l  1 976 f e r t i gge s t e l l t  s e i n . Gl e i chz e i t i g  werden b e re i t s  

Ü b e r l e gungen fü r d e n  Bau e :L n e s  zvv e i  t e n  K e rnkraf tv.re rke s ang e 

s t e l l t . 
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E ine E n e rg i e ve r b r a u c l'1 s progn o s e  w i rd p e r i o d i s ch e-r"·,s''.:; 2 .l 1  t ,  

a l s  E n t s c h e i d ung s h i l fe fü r e n e rg i e po l i t i s c he M aßn ahm e n ; 

d e s g l e i c he !1  e 1 n 9  E n e rg i e s t at i s t i k .  

El e k t r i z i  t ä t s \" j� r t s c ha f t : D i e  A u s b aup r o g r mn m e ,  i n s b8 s o nci e r e 

d a s  zw i s c he n  d e r ' V e r bLn dg�:: s E: l l s c h af t  und d e r; ' ( Lancl e s g e s e l l -

s c h a f t e n  aus g e a r b � i t e t e K o o r d i n i e rung s p r o [ r amr! � u m  A u s bau 

der ö s t e r r e i c iü s c h e;'] \'J a s s erkräf t e  I j. e g e n  08 1' 8 1  '[:. s  v o r . D J, e s e s  

A u s baupro gramm w i rd j �hrl i c h  r e v i d i e r t , um a u f  G rund der  

vor l i ecenden F r'ogn o :-s e n  U bc? l' d e n  �) t r o r:l b e d a r f  d i e  ? �� anuiJ g: e n  

d e n  j ewe i l i g e n  V e r h ä l t n i s s e n  an zup a s s e n .  

A l s Vo raus s e t z ung e i n e r  b e s s e re n  K o o rd i n i e rung d e r  e i n z e l n e n  

Ene rg i e t r äge r wurde vo r e r s t  e i n  M e m o r andum li be r d i e En e rg i e 

p o l i t i k i n  Ö s t e rr e i c ti für d i e OECD au s g e a rbe i t e t , d a s  s i c h  

m i t  d e n  e i n z e ln e n  S par t en d e r  ö s t e rr e i c h i s c he n  E n e rg i e w i r t s c ha f t  

b e f a ß t . A u f  G rund e i n e s unt e r  ö s t er re i c hi s c he r M i t w i rkung z u s t and e 

g e k o mm e n e n  Be s c h lu s s e s d e s  M i n i s t e r r at e s  d e r  OECD we rd en i m  R ahme n 

d i e s e r  i n t e rna t i on al e n  O rg an i s a t i o n  U b e r d i e s  i n  n ä c hs t e r  Z e i t  d i e  

l ang fr i s t i g e n  En e rg i e p r o b l eme , i n s b e s o n d e r e  a U C � l  d i e  Fragen der 

S i c h e rlle i t 'J.n d P I  ':::zi b i l i  t ä  t d e r  En e r g i e v E' Y'S o rgu;1t::: s o w :i. e d e r  r at : 0 -

n e l l e n  En e rg i e n u t z ung e i n e r  g l obal e n B e h an d l ung unt e r z o g en w e r d e n . 

D ) Be rgb auf ö r d e ru�gsge s e t z 1 9 73 

M i  t dem Entwurf' d e s  Be rgba'.lfö r d e �"'ung s ge s e t z E s  1 9 73,  d e r  d e mnä c h s t  

rt e m  N at i 0� � l ra t  z u r  Be s c h l uß f a s s ung zuge l e i t e t  werden w i r d , s o l l  

vor al l em e i n e  S t ärkung w i ?:" t s chaf t l i c h  g e s uJ1 d e r  Be t r i e b e s i c he r 

g e s t e l l t  werden . 
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D i e  w e s en t l i c h s ten Z i e l s e t z ungen s i nd : 

Verbe s s er �ng d e r  Er trag s l ag e  b zw . A ufrec h t e rha J. t ung d e r  

W e t tbew erb s f�hi gke i t ,  

Erl ei c h ter ung d e r  Fi nan z i erung v on Ra t i ona l i si e rung sma ßnar� en ,  

I nve s t i t i onen s owi e v on Un ters uchung s - und A uf s c hl i e ßung s 

a rbe i ten , 

Ü b erbrückung v on N o t s tand s fäl l en im t e c hn i s chen B e t r i e b ;  

d i e  A b d e c ku ng v on Be tri ebs ver l us ten i s t  a u s  wi r t s cha f t l i chen 

Gründ en mi t 25 % d e s  Um sa t z e s  d e s  j ew e i l i ge n  B e rgbaub e t r i e b e s  

b egrenz t ;  

Deckung von A u fwend ungen für d i e  S t i l l egung von B ergbau 

b e tr i e b en . 

Neben r e i nen G e l d z uwend ungen s o l l en n unme hr a u c h  Darl ehen s owi e 

Z in s en - od e r  Kre d i tko s t en z u s chüs s e  gewährt werd e n ,  wod u r ch d i e  

För d e r ung mögli c h s t  o p t i ma l , l ängerfr i s t i g  und f l e xi b l er g e 

s ta l t e t  werden s o l l . 

Das B ergbauförd e r ungsge s e t z  1 97 3  träg t  a u ch n e ut ra l i t ä t s po l i t i s chen 

Erwägungen Re chn ung . 

E )  Int egra t i o n sb e d i ngte S onderpr o b l eme 

D urch den f o r t s chrei tend e n  I n t egra t i onspr o z e ß  ergeben s i ch v or 

a l l em f o lgende frei s e k t or i e l l e  S onde rprob l eme - für d i e  

l an dw i r t s cha f t l i chen Verarb e i tungsprodukte 

Pap i e r i nd u s tri e 

Sal z f olgeprod uk t e  
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1 . )  Die landwirtschaftli chen Verarbei tungsprodukte wei s en eine 

importsei tige und eine exportsei tige Problematik auf . Die Grund -

problematik i s t  die  Differenz zwi s chen d em Inland - und dem VJe l t -

marktprei s .  

a )  importsei tig : Im Hinbli ck auf die A ufnahme verarbei teter 

landwirtschaftli cher Erz eugni sse  in j enen Warenberei ch des 

Abko��ens mi t den Europäi schen Gemeinschaften, der dem 2 0 1 1 -

abbau unterli egt , wurden eine Re ihe v o n  Produkten neu in die  

A U2glei chsabgabenregelung e i nbezogen, u . u :  

Fruchtzucker ( Lävulose ) Mal zextrakt : Z uberei tungen für die Er-

nährung von Kindern oder für den Diät- oder Küchengebrauch, 

Teigwaren3 Brot , Kaffee -Ersat z ,  Limonaden; Mineralwasser,  Bier , 

Kasein und kohlensäurehaltiges Wasser , aromati siert,  und andere 

ni cht a lkoholi s che Getränke ( ausgenommen Frucht - und Gemüsesäfte ) . 

b )  exportsei tig : Der Finanzmini s ter hat den Interessenvertretungen 

der österrei chi schen Landwirts chaft bere i t s  im März d . J .  nach-

s tehende Zusi che rung schri ftl i ch gegeben : Für den Fal l ,  daß es  

si ch i n  Zukunft erwei sen s o l l te , daß der Warenverkehr mi t Ver -

arbei tungserzeugni ssen aus landwirtschaftli chen Rohstoffen si ch 

in einer unerwünschten Weise entwickeln sollte , wären geeignete 

Maßnac�en, worunter auch eine limiti erte Erstattungsregelung zu 

verstehen i s t ,  in Erwägung zu  zi ehen . 

Als  Fortführung der vorerwähnten Gespräche zwi schen der Bundes 

regi erung und der österrei chi schen Volkspartei hinsicht l i ch 

des  Exportregims bei landwirtschaftli chen Nachfolgeprodukten 
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fanden unter Z ugrundcl egung eines Vorschlages des Hande l s 

mini s teI ' �-; :L n t e rr i l :L n :i . :, t e r t e l l e  Bera tunßen unter l�; i n be z i e h ung 

d e r In t e r e s s e n 'I e r t r e t unge n  im Rahmen der Grundsatzgruppe des  

Hand e l smini steri ums  s tatt , wobei als  Zwi schenergebni s fest 

gehal ten werden kann : 

Für die  Versorgung der Süßwarenindustri e mi t Verarbei tungszucker 

nur für den Exportantei l sowi e für di e Z itronensäureindustri e 

s o l l  eine auf Eigenl ei s tung der Wirtschaft beruhende besondere 

Regel ung getroffen werden : Die auf diese  Z uckerproduktion 

entfa]fnden Fixkosten, die  noch im einzelnen abz ugrenzen sind , 

werden vom Inlandszuckerprei s getragen . Um die  oben angeführten 

Zuckermengen zu einem annähernden Wel tmarktr�e i s  abgeben z u  können, 

wird für dies e  Produkti on die  Überschußrübe herangez ogen . D urch 

entsprechende innerösterrei chi sche Kontrolle wird vorgesorgt , 

daß di e ser Zucker ni cht i n  den inländ i schen Verbrauch einge

s chleust wi rd . 

Analoge Regelungen sollen für Mehl und Stärkeprodukte e rarbei tet 

werden . 

2 . ) Papi erindustrie 

Di e Lage der Papierindustrie erschei nt besonders problemati s ch ,  

wei l · 

Papier und Waren aus Papier von der EWG als  besonders 

" sensibel"  angesehen werden und desha lb d eren Zölle  am 

langsamsten · abgebaut werden sollen . 

die  Strukturprobleme d er österreichi schen Papie rind ustrie 

besonders s chwi erig sind 
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und wei l derzei t der Weltmarkt an Überkapazi täten leidet . 

vli e  berei ts erwähnt , w urde i n  P a r t e i en g e s p rä c hen b e s ch l os s en , 

auch über dieses  Pr oblem wei ter zu  verhandeln . 

A l s  Zwi s chenergebni s wurde einvernehmli ch vorgesehen : 

Da die  letzte Zei t Strukturschwi erigkei ten in der Papi er

industri e an den Tag treten l i e ß ,  werden Maßnahmen zur 

Konzentrati on nach dem Muster der S tahllösung auf Grund 

eines noch zu erarbe i tenden Programms ergri ffen werden . 

Hi ebei v'lerden einvernehmli che Lösungen anges trebt ;  

ZUI-' Bewäl ti gung d er Umweltprobleme sind derzei t intens i ve 

Gespräche im Gange , um d i e  Papi erindustri e durch eine 

günstige Zinsenzuschu ßakti on besser in di e Lage zu  ver

setzen,  die Probleme zu bewälti gen; 

Konkrete Überlegungen z ur E rwei terung der heimi s chen 

Absatzbasis  für Rotati onsdruckpapi er sind Gegenstand 

von Besprechungen aller hi evon Berührten ;  

Di e regional- und strukturpoliti schen Prob leme sollen 

e�ner Lösung unter Einsatz des arbei tsmarktpoli ti s chen 

Instrumentariums zugeführt werden . Nicht zuletzt s o l l  

dad urch auch d i e  Mobi li tät d e r  Arbe i tskräfte gefördert 

' .... erden . 
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3 .  ) Hins i ch t l i  eh d e s  cl ri t t e n  i.l.fl g e f ühr t en s e k  t r ) r'i  e l l e n  

S ond e r pr o b l em s  d e r  sa l z ve r a r b e i tencl e n  I nd us tr i e f i nd en 

g l e i chfal l s ,  w i e  v ere i nbar t , l a u f end B e r a t u ngen a !.lf v e r 

s chi edenen Eb enen s ta t t . 
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VI I . R aumordnung 

W i rt schaf t l i c h e  Gro ß r� um e  haben die Tenden z , Indust�i ebal l un 

gen i m  Z e n t r u m  zu fördern , w odurch d i e  Gefahr entsteht , daß 

d i e  Randgebiete  weniger s t ark an dem w i r t s c ha f t l i c hen A uf 

s chwung part i zipieren . A u ße rdem entstehen l�ngs der f rüheren 

Z o l l gr e n z en of t crö ßere l oka l e  Umlenkungen der Warenströme . 

I �  Hi nb l i c k  a u f  s o l c he Entwic klungen ha t daher die EG der 

Raumpl anung zentral e A ufgaben zugewiesen .  

In österreich entwicke l t  di e Bundesregierung gemeinsam mit  

den übrigen Gebi et skörperschaf ten e�n " Raumordnungskonzept 

für österreich" , das e ine möglichst gleichartige Entwick

lung der regionalen Gebiete  sichern soll . Darüber hinaus 

i':urde berei ts  mit  den Nachbarländern Fühl ung genommen ,  um 

zu  gew�hr l e i s t en ,  daß unerwünschte Nebenerscheinungen der 

Integration be sonders an den alten Grenzen vermieden und 

ihre positiven A uswirkungen vol l genüt zt werden . 

Einen re lativ brei ten Raum nehmen d i e  auf dem Gebiet  der 

�aumplanung e rfül l t en b zw .  in Angriff genommenen Vorhaben 

e in : 

Za"1 l re i c h e  regi onalwi s senschaftl iche Stud ien über die En t 

w i c kl ung der Wirt schaft und die  al lgeme inen Lebensbedin

gungen in den einzelnen Gebi e t en ö s t erre i c h s  zei gen e rhe b 

l i che regi onale  Unte rschiede hinsi cht l ich d � s  Einkommens , 

der Versorgung mi t industri e l l -gewerblichen A rbeit splät zen 

und mi.t öffentlichen bzw .  privaten Dienst leistungen und 
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Folge e inric ht ungen sowie  hins i c ht l i c h  d c r  ivohn ung,"; ' ; ua l i  tät 

und d e r  Verkehrs i nf ra s t r u k t u r . 

D i e  s e r  Ta t s a c h e  R ec h n u nr� t ragend , s e t  zt s i c h  d i e  Bun o e s 

regi e rung " f U r  den Be n:: i c h  ihrer e i genen regi onal e n  S t ruk

t urp o l i t i k zum Zi e l , den g e s am t s t aa t l i chen Zusammerillalt  zu 

f ö rd e rn und da s reg i on a l e  E n t w i c k l ungsgefä l l e  nach Mögl i ch 

k e i t  zu  verringern " . 

1 97 1  k ons t i t u i e r t e  s i c h  die Ö s t erre i ch i s c he Raumo rdnung s 

konf erenz i n  d e r  ÖROK und ihren Organen ( S t e l l ve r t r e t e r 

l{ommi ss i on ,  ö s t erreichi scher Raumordnungsb e i rat , Ges c häft s 

s t e l l e  der öROK ) , die inten s i v  an der Ers t e l l ung e ines 

ö s t e r r e i c hi s c h e n  Raumordnungskonzep t e s  arbe i t e t . Di e i n  

e inem s tändi gen A rb e i t spro ze ß anfal l enden Ergebni s s e  sol l en 

den Rahmen für d i e  Akt i vi tä t  der Träger der raumordnungs 

re levanten Ma ßnahme n  abs t ec ken und d i e  Eff i z i en z  d e s  Mi t t e l 

e i nsat zes  d ur c h  gegen s e i t i ge I nf ormat i on und K oordinat i on 

e rhöhen . 

De r M i ni s t errat hat im März 1 97 2  beschl ossen , d i e  Behandl ung 

d e r  Fragen e iner akt i ven Raumordnungsp o l i t i k  f ü r  d i e  grenz 

nahen Entw i c k l ungsge biete  i n  Angri f f  zu nehmen . 

Gemä B d e n  v on d e r  Bundesreg i erung i m  Apri l 1 97 2  beschl o s s enen 

R i cht l inien für di e Ve rgabe von ERP -Großkre di ten für indu 

stri e l l e  und gewerb l i c he Inve s t i t i onspro j ekte ( ERP - Wi rt 

s chaf t s j ahr 1 97 2/73 ) werden Inve st i t i onen besonde rs dann 

gefö rdert , wef1.n si e f o l gende Vorausset z ungen erfül l en : 
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Schaf f ung von neuen Arbei t splät zen in Bergbaugebieten 

S8nie rung von ge fährdet en Industriegebie ten 

Inve s t i t i onen in Geb ie t en mit überdurchschn i t t l i c hen 

A rbe i t skrä f t ere s e rven 

Inve s t i t i onen in Randge bi e ten 

III-65 der Beilagen XIII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 115 von 128

www.parlament.gv.at



- 49 -

VI I I . A u s ba u  des kredi tpo l i ti schen Ins trumentari ums 

Für Maßnahmen zur  Anpass ung der Unternehmungen a n  den grö ßeren 

Markt steht e i n  v i e l fältiges kr e d i t po l i t i s c he s I n s trum entari um 

des  Bundes  zur Verfügung . Zu erViähnen wäre n u .  J .  Er�P -Fond s , 

EE-Fond s ,  Gewerbes tr ukturverbesserungsgesetz 1 96 9 ,  Fors chungs

förderungsfond s der  gewerbli chen Wirts chaft und d i e  Export 

finanzi erung . Im Rahmen all  di eser Ins ti tuti onen stehen bede utende 

Mi ttel zur Verfügung . A l s Bei spiel  sei darauf verwi esen, daß im 

Jahre 1 97 2  für Kredi t e ,  Zinsenzuschüss e  und sonsti ge Fö rderungen 

fast  3 Mrd . S zur Verfügung standen und außerdem ein Haftungs 

volumen v on c a . 35 Mrd . S .  

A ) Dami t auch ein gezi elter E insatz  d ieser Mi ttel si chergestellt  

i st ,  wurde schon im Jahre 197 1  ein Arbei tskrei s zur Koordini erung 

di eser Förderungstätigke i t  konsti tuiert . Diesem Arbei tskrei s 

gehören Spitzenfunkti onäre der Förderungseinri chtungen,  der 

Ressorts , Kammern und Interessenvertretungen an . Derzei t wird 

i n  diesem Krei s geprüft,  inwi ev!ei  t d i e Fö r c1 er ung s r j, c h t l i rü en 

Cl. c a p t i e r t  '. ! er d e n  müs s en ,  d ai.! :L t C'.r In"Ie s t i 'c i onen i m  Z u sammenhang 

mi  t der Integrati on eine s Ch",,'erpunktmäßi ge Förderung gewährlei s tet 

,,: erden kann . 

B ) Strukturverbesserung 

1 . )  Wie bere i t s  erwähnt , werden die  Mi ttel für Maßnahmen nach 

d em Gewerbe8trukturverbesserungsgesetz v on 3 % auf 5 % der 

Bundesgewerbesteuer erhöht . 
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2 . ) Da S trukturverbesserungen auch durch Konzentrat i on und 

Kooperati on beschleunigt werden , sieht das ERP-Programm 1 972/73 

besondere Priori täten für Kredite  z ur Ra ti onal i s i erung durch 

zwi schenbetri ebl i che Kooperat i on ( gemei nsame Vorhaben mehrerer 

Unternehmen z ur Mi ld erung oder Besei t igung von Strukturmänge ln ) 

und Konzentrati on v on Prod ukti onseinrichtungen berei ts bes tehender 

Unternehmen vor . 

c )  Export förderung 

Das B unde smini steri um für Handel , Ge�'lerbe und Ind ustri e hat 

eine Bestandsaufnahme der österrei chi schen Exportwir tschaft in 

A uftrag gegeben, deren Ergebni sse nunmehr i n  der S tudi e  des 

Wi rtschaftsforschungsinsti tutes " Der Export als  Wachs tumsmotor" 

vorli egen . Diese Analyse ergab , daß 

di e Exportquote Österreichs ungefähr der Schwedens  entspri cht , 

aber ni edriger a l s  d i e  der Schwei z und vi e l  geringer als  die  

der  Beneluxländer - w o  jedoch besondere Bedingungen vor-

herrschen - i st und daß 

trotz erhebli cher Ums chichtungen in  der Exportstruktur in 

Ri chtung auf Fertigwaren ( d i e  Ferti gwarenq uote unterscheidet 

s i ch m i t  8 2 , 3 % ( 1 96 9 )  kaum von der der hochentwicke lten 

Industrieländer ) ,  der Antei l techni scher Güter am Expor t 

noch re lati v gering i s t . 

Z m :' Förderung der A usfuhr , insbesond ere im Hinblick auf die  

Errei chung einer Exportquote ähnl i ch der der Schwei z ,  wurden, 

abgesehen v on den berei ts  genannten geplanten unmi t telbaren 
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Beglei tmaßnahmen,  berei ts  i n  der Vergangenhei t folgende �1aßnahmen 

getroffen : 

1 . )  Nove l l e  des A us fuhrförderungsgesetzes ( J uni 1 970 ) ; si e 

enthält  folgende  Neuerungen : 

ErVlei terung der  Ermäc h t i g ung an d e n  3 un( ; e srn i n t �; t e r  für 

F i n2.nzen ::: m' ijbe l'112 hme d e r  Haftung des  Bundes  für bestimmte 

Kredi te , Be tei ligungen s owi e Verträgen , die einen Erwe rb von 

Forderungen aus A usfuhrges chäften z um Gegens tand haben . 

Erhöhung des Haftungsrahmens v on 1 5  auf 25 Mrd . Schi lling . 

Geset z l i che Verankerung der Verwendung rückgestell ter 

Haftungsentgel te im Rahmen des Refinanzi erungsverfahrens I .  

2 . )  Nove l l e  des  A usfuhrfinanzi erungs förderungsgesetzes  ( Juni 1 970).; 

insbesondere i�urd e  di e Ermächtigung des Finanzminis ters unter 

bestimmten Voraussetzungen namens des  Bundes  Haftungen in Form 

von Garantien fUr Kredi toperati onen der österrei chi schen Kontrol l 

bank AG  z u  übernehmen, zun ' :chst  bis  1 975 ers tre ckt und außerdem 

dahi ngehend geänder t ,  daß bei Kred i topera ti onen in inländi scher 

Vlährung das Haftungsl imi t des  nomine l l en Zinsfusses  bei Zins 

zahlungen im  r:achhinein von 4 auf  5 �'0 über dem im Zei tpunkt der 

Kredi toperati on gel tenden Zinsfuß für Eskonti erungen der Öster-

) . ) Flanl·:i e:::,er.d e ;'ia r3nahmen z ur S c hi l l i ngc'-U l� .. .'el' tung \' Dm 1 .  Juni 

1 97 1 ,  i n sbesond ere 

Verbes se�1 l.J.r.g der F i nanzi erungsba s i s  i n  zinsbegünsti gten 

Kred i tverfahren 
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Schäden , d i e  exporteursei tig  z u  vertreten sind , s t e l l en 

keinen Haftungsauss chlußtatbestand dar 

Mögli chkei t der Senkung der Kredi tkos ten während des 

Prod ukti onszei traumes 

4 . ) Novel l e  des A usfuhrförderungsgesetzes ( Feber 1 972 ) 

Übernahme der Kursri sikogarantie durch den Bundesmini ster 

für Finanzen . 

Dessen Ermächtigung z ur Haftungsübernahme wurde bi s zu  

einem Gesamtbetrag von 35 Mrd . Schi l ling erwei tert . 

Neue Mittel werden den Fonds bei der österrei chi schen 

Kontrollbank AG z ur Erlei chterung der A usfuhrfinanzi erung 

mi t Hi lfe der Haftungsprämi en zur Verfügung gestel l t . 

Besei tigung der Gebührenpfli cht für alle  We chsel ,  die  

z ur Erwei terung der Finanzi er ung im Rahmen dieses  Ver 

fahrens begeben werden . 

5 . ) Das Eigenkapi tal der Exportfonds Ges . m . b .H . ,  die  dem Bund 

a l s  Einzelgesel l s chafter gehört ,  wurde von 20 auf 40 Mi o .  Schi l 

ling aufgestockt;  dami t errei cht der  Kapi talss tand des Fonds 

derzei t eine Höhe von 320 Mi o .  Schi l l i ng .  
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IX . Stärkung des We ttbewerbs 

Das s ich an den Erforderni ssen der Integrati on ori enti erende 

Programm der ö sterrei chi schen Bundesregi erung z ur Stärkung 

des Wettbewerbs bezieht si ch s owoh l  auf den Binnenmarkt als  auch 

auf das A ußenverhäl tni s Österrei chs . 

A )  Was das Innenverhäl tni s anbelangt ,  i st in ers ter Lini e die  vor-

gesehene neue Gewerbeordnung anzuführen . Di e Regi erungsvorlage 

ori enti ert sich an dem Grundsat z , nur sol che Beschränkungen 

der Gewerbefreihei t aufrecht zuerhalten, di e das öffent li che 

Interesse erfordert . Die  diesem Entwurf z ugrunde l i egende li berale 

Hal t ung kommt wei ters hinsi chtli ch- der Bestimmungen über die  

Erwei terung des Berechtigungs umfanges der einzelnen Gewerbe , 

über die  Erhöhung der berufli chen Mobi li tät im Wege der Er-

lei chterung des Überganges in verwandte Gewerbe , über die  Er-

wei terung des Selbstbedienungsrecht s ,  über die  Schaffung der 

Mögli chkei t z ur Führung von Nebenbetri eben sowie der Herab -

setzung der Zahl der konzessi oni e rten und handwerksmäßigen 

Gewerbe s owie der Einschränkung der Bedarfsprüfung zum A usdruc k .  

B ) Da nach Abbau der Handelshemmni sse der Freihandel durch pri vate , 

vereinbarte Wet tbewerbsbeschr änkungen oder durch Mi ßbrauch von 

Marktmacht beeinträchtigt werden könnte und diese  Bee inträchtigung 

dem Z i e l  der Globalabkommen widersprechen würde , s ind , wie in 

A bschni t t  II  ausgeführt wurde , besondere karte llrecht li che Be -

stimmungen in  den Globalabkommen vereinbart \'l eJ:cd e n . DL e s e  

. 1  
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Be s timm ungen sind ni cht unmi tte lbar anwendbar , s ondern s t e l l en 

nur völkerrechtl i che Verpfl i chtungen dar . 

Unter anderem zur Durchführung dieser Bestimmungen und z ur 

Moderni si erung des Kartel lrechts wurde eine Regi erungsvorlage 

für ein neues Kartel lgesetz a usgearbei tet , di e u . a .  folgende 

Neuerungen vorsi eht : 

Exportkarte l l e  sollen insowei t dem Kartel lgesetz  unterwor fen 

werden , als  sie  den Hande l  zwi schen österrei ch und d en EG 

beeinflussen . 

Bei Beeinträchti gung des Hande lsverkehres mi t den E G  s o l l  auch 

ein tatsächli ch glei chförmiges Verha lten auf dem Markt als Kar

t e l l  behand e l t  werden . 

Kartel l� , d i e  nur geringfügige volkswirtschaft l i che Auswirkungen 

haben , sollen als  Bagatel l kartelle  weniger streng behandelt  

werden . 

A ll e  mi t Prei sangaben versehenen Ankündigungen von Waren oder 

Dienstlei s tungen , ausgenommen d i e  des  Letztverkäufers ( Erbri nger 

d er Lei stung ) , sollen a l s  Kartel le  e r fa ß t H e rd e n ,  s o ferne ni ch t 

g l e i chz e i t ig ausdrücklich  i n  e i ne r  j ed en Zwe i f e l  a u s s c h l i e ße nd en 

\tJe i s e als  unverbind l i ch bezei chnet werden . 

Di e zwi � chenbetriebli che Zusammenarbei t s o l l  d urch die  Mögli ch

kei t d er A usnahme von der Anwendbarkei t des neuen Karte l lgesetzes 

gefördert werden . 
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Über das Verhal ten marktbeherrschender Unternehmen s o l l  nunmehr 

eine Mi ßbrauchsaufsi cht geschaffen werden . 

A uf Antrag sollen Verbandsempfehlungen dahingehend überprüft 

werden , ob sie  volkswirtschaftli ch gerechtfertigt sind . 

Fusi onen scl l en anmeldepfli chtig werden 

die  S tel l ung des Pari täti schen A usschusses s o l l  gestärkt 

werden . 

c )  Auch im  Außenverhäl tni s wurde d i e  Liberalisierung konsequent 

d urch die  Beseitigung noch bes tehender mengenmäßiger Beschränkungen 

fortgesetzt . Die s  ni cht zuletz t unter dem Gesi chtspunkt einer Be 

s chleunigung der Umstrukturierung der ös terrei chi schen Wi rtschaft 

durch deren s tärkere Einbindung i� den Prozeß der internati onalen 

A rbei ts tei 1 ung • 
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X .  Stärkung der marktwirtschaftli chen Posi t i on des Konsumenten 

Eine an si ch sehr zu begrüßende Folge der Integrati on wi rd auch 

in der Verbrei terung des Warenangebotes bestehen . Dami t i st aber 

glei chzei tig die Ge fahr verbunden, daß der Konsument bei seinen 

Kaufentscheidungen immer mehr den Überbli ck  verli ert . Unser Markt-

mechani smus kann j ed o ch nur dann befri edigend funkti onieren, wenn 

die  Steuerungs funkti on der Kensumnachfrage auf rati onal en Kauf-

entscheidungen beruht . Je mehr die . Integrati on voranschre i t e t ,  

um s o  notwendiger wird daher eine obj ektive Konsumenteni nformation . 

Dies keinesfa l l s  nur im Interesse der Konsumenten selbs t ,  s ondern 

sehr wohl auch im wohlverstandenen e igenen Interesse der Prod u-

zenten . Es wäre gesam twirtschaftli ch gesehen völ lig verfehl t ,  hi er 

einen Gege;nsatz zwi schen Konsumen ten- und Produzentenpoli tik kon-

s trui eren zu woll en . 

Informi erte Konsumenten sind die  Voraussetzung für fu�oni erende 

Marktwirts chaft und gesunden Prei s - und Quali tätswe ttbewerb . 

Diesem Zi el  wird die  Einführung einer den Wünschen der Konsumenten� 1 

des  Handels  und der Industri e entsprechenden informativen Waren-

deklarati on für Konsumgüter dienen . Durch geeignete Vereinbarungen 
. I 

und V orschri ften sollen den Konsumenten Prei sverglei che erlei chtert i 

: i werden . Fairere Vertragsbedingungen,  S chi edsstell en ,  Schutz vor : : 
i rreführender Werbung bei S i cherung der kreativen Ent faltung der 

Werbewirtschaft , sowi e fai rere Kond i ti onen bei Pflege und Servi ce 

von Konsumgütern auf Grund privater Vereinbarungen od er behörcl -

l i chen Ma ßnahmen , s o l l en el en K t lrl s um e n t en z u  e i nem lllUnd 1 p;en 

, , 

i 
· 1  
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Partner d er Wirtschaf t  machen . Im einzelnen s ind vor al l em unter 

den von der Bundesregi erung in diesem S inne ergriffene Maßnahmen 

anzUführen : 

Prei sbeobachtung und Prei sverlautbarung : 

Mei nungs fragen ergaben, daß konkrete Pre i sinformati on 

ein Servi c e  i s t ,  das von den Konsumenten am dringends ten 

gewünscht wi rd . Voraussetzung hiezu  i s t  eine umfassend e 

Prei sbeobachtung . Durch eine vor kurzem angelaufene 

Akti on werden e twa eine halbe Mi l l i on Prei se derzei t 

i n  ganz Österrei ch regi s triert und mi ttels  C om�uter 

gespei chert . Das Handelsmini s teri um wird unter Zugrunde 

l egung dieses bi sher umfassends ten Informati onsmaterials  

' für mehrere hundert Produkte , nach Ländern gespei chert , 

d i e  ni edrigs ten und die  höchsten erhobenen Preise  s owi e 

die  am häufigs ten angetroffenen Preise  publi zi eren . 

Produktdeklarati on : Bei langlebigen Konsumgütern s o l l  der 

Konsument durch genormte Etike t ten in gemeinvers tänd li cher 

- Form über die  wi chtigste , für di e Beurtei lung der Qua l i tät 

entscheidenden Fakten informiert werden . Die Deklara ti on 

wi rd auf freiwi l li ger Basi s  eingeführt . Di e Fi rmen, d i e  

si ch der Kennze i chnung bedi enen , werden j edoch gegenüber 

unseriösen K :mkurrenten durch eine , die Form der Deklarati on 

regelnde Verordnung geschütz t ;  die  Deklarationsvorschri ften 

werden im engsten Einvernehmen mi t den wi chtigs ten Firmen 

der Branchen und den Interessensverbäpden erarbei tet . 
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Die Kennzei chnungsverordnungen für Radi o - und Fernsehge -

räte sind berei ts  in  Kraft;  die Verordnung für Kassetten

recorder , i st derzei t in Begutachtung , j ene für Bodenbe -

l äge:. und Geschi rrspülmas chinen sind vor der Fertigste l l ung . 

Bis  Jahresende werden voraussi chtli ch auch noch Verordnungen 

für Küchenmaschinen , Was chmaschinen , Büge lei sen ,  Kühls chränke , 

P lat tens pi eler und voraussi chtli ch a uch Möbel fertigges tel l t .  

In Zusammenarbei t ung mit  der  Industri e soll  eine umfangrei che 

Werbe - und A ufklärungskampagne " Prod uktdeklarati on " d urchgeführt 

werden . 

Lebensmi ttelkennzei chnung : Diese Materi e  soll  durch Ver 

ordnungen geregel t  werden, die  eine gewi sse Felixi bi li tät 

si cher stellen . 

Die im  Rahmen einer Arbei tsgruppe des Konsumentenbei rates 

erarbei tete Rege lung wird Österreich  d i e  fortschri ttli chs te 

Lösung auf d em Gebiet der Lebensmi ttelkennzei chnung in  ganz 

E uropa bringen . Der di esbe zügli che Verordnungsentwurf wird 

in Kürze zur Begutachtung versendet . 

Chemi sche Konsumgüterverordnung : Di e berei ts am 1 .  A pri l 1 972 

i n  Kraft getretene chem i s che Konsumgüter-Verordnung , derzu

folge bei zahlrei chen Produkten die Mindestfül lmenge , d i e  

in  der Packung enthalten sein muß , zu  deklari eren i s t ,  wi rd 

einer T:{uschung der Konsumenten durch i rreführend große 

Verpackungsformen und derglei chen vorbeugen . A l te Pac kungen 

dürfen noch bi s 1 .  A ugust 1 973 aufgebraucht werden .  I n  
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z unehmendem A usmaß sind die  vorschri ftsgemäß deklari erten 

Packungen berei ts im Hande l  a�zu treffen . 

Waschmi ttelverordnung : Diese Verordnung rege l t  d l e  V er 

packungsgröGen b e i  Waschmi ttel ( wi evi el Li ter Lauge ein 

"Famili enpaket" , "Haushal t s pake t" etc . ergeben muß ) . Ver 

schi edene Ei n weich- und Spülmi ttel waren von dieser Ver 

ordnung , die  berei ts prakti sch gehandhabt wird , ausge

nommen . Si e werden nun d urch eine Novel l e  der Was chmi tte l 

verordnung ebenfal l s  di e ser Regel ung unterworfen . 

Menge -!Gewi cht -Deklara ti on : Für Konsumenten vJi rd e s 

immer schwi eri ger in Selbstbedi enungs läden Prei svergl ei che 

anzus tel l en ,  da zwar gewisse verkaufswirksame Prei se an

gegeben werden, das Fül lgewi cht der Packungen, selbst 

wenn es deklariert i st ,  jedoch vi elfach vari i ert . Eine in 

A usarbei tung befindli che Verordnung si eht vor , daß ni cht 

nur der Prei s ,  sondern auch der Prei s j e  Mengeneinhei t ,  anz u

geben ist . Diese Angabe wird j ewei l s  auf der Packung bzw . 

auf dem Verkaufsregal e tc . ,  auf d em der Preis  j e  S tück 

angegeben i st ,  anzubringen sein . 

Vermessung der österrei cher : Da Grö ß enanga b e n  be i Kl e i d un g s 

s tüc k e n  v i e l fa ch lmeinhe i tli ch erfolgen, f i nd e t  a l s  G r und l age 

für eine Vereinhei tli chung der Größ enbezei chnung derzei t 

eine "Vermessung der männli chen österrei cher" sta tt , durch 

die deutsche Ma ßtabellen an die österrei chi schen Verhäl tni s s e  

angegli chen werden sollen .  Eine ähnli che Ve rmes s u ng f ü t'  d i e  
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weibli chen Österrei cher wird folgen . Hand in  Hand mi t 

die sen Arbei ten beginnen die  Di skussi onen über die  Ver 

einheitli chung der Maßtabelle und der für den Verkauf 

wesentlichen Form der Bezeichnung . 

Vertragsbedingungen der Wäschereien, Putzerei und Möbel 

fi rmen : Musterverträge für Wäscherei en, Putzerei en werden 

a usgearbei tet ;  die  den Konsumenten bi swei len unfair be 

nachtei ligenden Vertragsbestimmungen sollen durch fai rere 

Lösungen ersetzt  werden . Die A rbei ten an einem Muster

vertrag für die Li eferung von Möbe ln werden in naher Zu

kunft aufgenommen werden . 

Für faire Werbung : Im Rahmen des A usschusses Wirtschafts 

werbung des Konsumentenbei rates werden laufend Werbe

kampagnen im Radi o ,  Fernsehen und im Inseratentei l der 

Z ei tungen beobachtet und analys i ert . I rreführende , sowi e 

Ärgerni s erregende Werbung konnte in  vi e l en Fäl len durch 

freiwi llige Einigung besei tigt werden . In einze lnen Fäl len 

wi rd erwogen, Untersagung gewi sser Formen der Werbung 

durch Geri chtsurtei l herbei z uführen . 

Konsumentenfibel : Eine Gruppe hervorragender Juri sten hat 

eine Sammlung der Konsumentenschutzvorschri ften durchge

führ t . A uf Grund di eser neuerarbei teten Re chtsübersi cht 

wurde in populärer Form die  Konsumentenfibel erarbei tet , 

die  nunmehr in einer Auflage von 200 . 000 Exemplaren fertig

geste l l t  und kostenl os abgegeben wird . 
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Konsumentenerzi ehung : Das Handelsmini sterium erarbei tete 

Vorschläge für eine Intensi vierung und Neuge stal t ung der 

Konsumentenerzi ehung s owohl im Berei ch der Pfli cht schulen 

als  auch der Erwachsenenbi ldung . Eine Proj ektgruppe er 

arbei tet im engs ten Einvernehmen m i t  dem Unterri chts 

mini s teri um EntwUrfe für Stundenbi lder , die  den Lehrern 

als  Arbei tsbehel f  zur Verfügung ges tel l t  werden sollen . 

Maßgebli che Funkti onäre der Europäi schen Gemei nschaften haben 

wi ederholt hervorgehoben, daß die  Intregati on ni cht Selbs t -

zweck i st ,  sondern d e r  Erfolg des  Integrati onsprozesses  an dem 

A usmaß der Zunahme der Bedürfni sbefri edigung zu messen sei . 

Von di eser Grundphi l osophie läßt s i ch die Bunde sregierung 

besonders bei der Durchführung der im Interes se der Konsumenten, 

wi e auch von Handel , Gewerbe und Industri e gelegenen Kons umenten

poli tik lei ten . Dtes ge treu i hrem Grund s a t z : ! f I rn  lVIi t t e l p unkt 

s te h t  der Mens ch ! 1 1  
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